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Teil 1: Berufungsverfahren

I. Fristen

Gemäß § 51 Abs. 2 i.V.m. § 50 Abs. 1 Satz 3 UG stellt sich die Fristenlage

wie folgt dar:

Das Berufungsverfahren ist so rechtzeitig einzuleiten, daß die Universität

in der Lage ist, dem Ministeriumfür Schule und Weiterbildung, Wissenschaft

und Forschung (MSWWF) ihren Berufungsvorschlag zum frühestmöglichen

Zeitpunkt, spätestens jedoch acht Monate nach Einrichtung, Zuweisung oder

Freiwerden (z.B. durch Wegberufung) der Stelle vorzulegen.

Wird eine Stelle frei, weil der Inhaber/die Inhaberin die Altersgrenze erreicht,

soll der Berufungsvorschlag möglichst sechs Monate vor dem Freiwerden der

Stelle vorgelegt werden; spätestens hat der Berufungsvorschlag in diesem

Fall drei Monate nach diesem Zeitpunkt vorzuliegen.

II. Verfahren auf Fakultätsebene

1.) Zur Einhaltung vorgenannter Fristen sind evtl. Umwidmungsüberlegungen

und- maßnahmen frühzeitig einzuleiten: 1

Der Fakultätsrat überprüft - in Vorbereitung der Ausschreibung - anhand sei¬

ner im Struktur- und Entwicklungsplan getroffenen Festlegungen, aber auch

unter Berücksichtigung neuerer Erkenntnisse in Bezug auf die Bedeutung der

Professur in Lehre und Forschung und auf Schwerpunktsetzungen rechtzeitig

die (ursprüngliche) Widmung und Zweckbestimmung bzw. das Erfordernis ei¬

ner evtl. Umwidmung der Professur.

i
So der Erlaß des MWF vom 21.08.1996, s. Anlg. 1 zum Leitfaden.



Im Zuge dieser Überprüfung nimmt der Fakultätsrat insbesondere in den Blick,

ob die Aufgabenzuordnung geändert, die Stelle einem anderen Fach zuge¬

wiesen, die Wertigkeit der Stelle geändert oder aber die Professur überhaupt
nicht wiederbesetzt werden soll.

2.) Bei der Bestimmung von Art und Umfang der zu erfüllenden Aufgaben (§ 51

Abs. 1 Satz 2 UG) muß die Aufgabenumschreibung so klar und umfassend

sein, daß - wie in § 51 Abs. 1 Satz 3 UG vorgeschrieben - „ein angemessener

Teil des erforderlichen Lehrangebotes des Faches auf Dauer abgedeckt wer¬

den kann". Besonderer Berücksichtigung bedürfen dabei die Anforderungen

der maßgeblichen Studien- und Prüfungsordnungen. Bezogen auf die For¬

schungsaufgaben sollte auf eine notwendige Spezialisierung und/oder auf die

spezifische Ausrichtung des zu vertretenden Faches hingewiesen werden.

3.) Der Fakultätsrat entscheidet, welche Grund- bzw. Mindestausstattung

(vorzugsweise Stellen, Sach- und Investitionsmittel, Räume) die Professur -

nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen- zur Sicherstellung ihrer Ar¬

beits- und Funktionsfähigkeit haben muß sowie ob und ggf. in welchem Um¬

fang eine befristete Zusatzausstattung gewährt werden kann bzw. soll.

Dabei hat er im Falle der Wiederbesetzung einer Professur auch zu prüfen

und einen Vorschlag zu erarbeiten, ob und ggf. in welchem Umfang der bis¬

herigen Ausstattung der Professur ohne Gefährdung ihrer Arbeits- und Funk¬

tionsfähigkeit Ressourcen - insbesondere Stellen und Räume - entzogen wer¬

den können. Er nimmt dabei auch die Verteilung der Räume, des Personals
sowie der Sachmittel innerhalb der anderen Fächer in den Blick. Hinsichtlich

der Raumausstattung soll eine Reduzierung in angemessenem Umfang erfol¬

gen.

4.) Der Fakultätsrat hält das Ergebnis seiner Prüfungen und Vorschläge in einem

Vermerk fest, damit sich das Rektorat bei der Entscheidung über die Aus¬

schreibung auf die ihm unterbreiteten Vorüberlegungen stützen kann.



5.) Der Fakultätsrat erarbeitet den Ausschreibungstext. Dieser muß u.a. den

Aufgabenbereich der Stelle 2 und die Anforderungen an die Bewerber/ Be¬

werberinnen gemäß § 49 UG sowie die vorgesehene Besoldungsgruppe und

den Zeitpunkt der Besetzung enthalten; es muß angegeben werden, daß die

Bewerbung innerhalb einer Frist von mindestens 4 Wochen an den Dekan/die

Dekanin zu richten ist. Ferner ist der Hinweis aufzunehmen, daß Bewerbun¬

gen geeigneter Schwerbehinderter erwünscht sind 3 und daß die Universität

eine Erhöhung des Frauenanteils anstrebt und daher Bewerbungen von Wis-

senschaftlerinnen besonders begrüßt 4 .

III. Verfahren auf Rektoratsebene

1.) Die. Universitätsverwaltung ermittelt, ob der vom Fakultätsrat vorgeschlagene

Ausschreibungstext den zu beachtenden formalen Erfordernissen genügt.

Ferner hat sie zu dem Ausschreibungstext und dem Ausstattungsvermerk des

Fakultätsrates 5 , insbesondere mit Blick auf kapazitative und haushaltsrechtli¬

che Gesichtspunkte, eine Stellungnahme zu erarbeiten.

2.) Dem Rektorat wird der Ausschreibungsvorschlag mit dem Vermerk des Fakul¬

tätsrates sowie der Stellungnahme der Universitätsverwaltung zur Prüfung

und Beschlußfassung vorgelegt (§ 51 Abs. 1 UG). Im Zuge dieses Verfahrens

überprüft das Rektorat die Aufgabenumschreibung und Ausstattung der Pro¬
fessur:

a) Das Rektorat entscheidet, ob der Ausschreibungstext Art und Umfang der zu

erfüllenden Aufgaben entsprechend der gesetzlichen Vorschrift beschreibt. 6

vgl. Ziff. II. 2.) des Leitfadens ,
§ 14 Schwerbehindertengesetz (SchwbG) i.V.m. Ziff. 4.3.1 der Richtlinien zur Durchführung des
SchwbG im öffentlichen Dienst im Lande NW vom 11.11.1994, s. Anlg. 4 zum Leitfaden.
Zum Grundsatz der Frauenförderung vgl. § 3 Abs. 2 UG, Frauenförderungsgesetz (FFG) vom
31.10.1989 und Frauenförderungskonzept des MWF vom 09.11.1993 (Ziff. 1.1) i.V.m. den Grund¬
sätzen des MWF zur Frauenförderung in den Universitäten vom 01.11.1993 sowie der Zuständig¬
keitsregelung der Heinrich-Heine-UniversitätDüsseldorf vom 01.11.1994 zu den Grundsätzen der
Frauenförderung in den Universitäten, s. Anlg. 4 zum Leitfaden,
vgl. Ziff. II. 4.) des Leitfadens
vgl. Ziff. II 2.) u. 5.) des Leitfadens



b) Bei Wiederbesetzung einer Professur klärt das Rektorat, ob die Aufgabenbe¬

schreibung der Stelle geändert, die Stelle einer anderen Fakultät zugewiesen

oder aber die Stelle überhaupt nicht wiederbesetzt werden soll (§ 51 Abs. 1
Satz 3 UG). Bei diesem Prüfungsverfahren nimmt das Rektorat auch in den

Blick, daß bezüglich der Kapazitätsauslastung möglichst ein ausgewogenes
Verhältnis zwischen den Fakultäten bestehen sollte.

Gelangt das Rektorat zu der Auffassung, daß eines der Tatbestandsmerkmale

der vorgenannten Vorschrift Anwendung findet, legt es seinen Vorschlag -

nach Anhörung der betroffenen Fakultät(en) - dem Senat zur Beschlußfas¬

sung vor; soweit erforderlich, ist die für die Ausschreibung erforderliche Zu¬

stimmung des MSVWVF einzuholen (§ 51 Abs. 1 Satz 5 und 6 UG). Soll eine
Professur nicht wiederbesetzt werden, wird die freie Stelle in den zentralen

Pool gegeben (§ 103 Abs. 2 Nr. 2 UG).

c) Über Veränderungen des Ausstattungsrahmens und der Ressourcen einer zu
besetzenden Professur entscheidet das Rektorat im Benehmen mit der betrof¬

fenen Fakultät. Auf Antrag kann der Senat um eine Stellungnahme gebeten

werden. Entzogene Ressourcen werden in den zentralen Pool gegeben (§

103 Abs. 2 Nr. 2 UG).

3.) Das Rektorat beauftragt die Universitätsverwaltung, die zu besetzende Pro¬

fessur unter Berücksichtigung der vom Fakultätsrat vorgeschlagenen Publika¬

tionsorgane öffentlich auszuschreiben.

IV. Inneruniversitäre Auswahlentscheidung

1.) Zur Vorbereitung von Berufungsvorschlägen werden Berufungskommissio¬

nen gebildet (§ 51 Abs. 4 UG):



a) Der Dekan/die Dekanin bzw. der Vorsitzende/die Vorsitzende der Berufungs¬

kommission trägt dafür Sorge, daß in dieser Wissenschaftlerinnen angemes¬
sen vertreten sind. 7

b) Die Berufungskommission sollte möglichst zum Zeitpunkt der Ausschreibung,

spätestens aber bis zum Ende der Ausschreibungsfrist gebildet werden .

Die Arbeiten und Sitzungen der Berufungskommission sollten auch in den

vorlesungsfreien Zeiten weitergeführt werden. 8

2.) Die Berufungskommission sichtet die eingegangenen Bewerbungen und wählt

unter den Bewerbern und Bewerberinnen diejenigen aus, die zu einer Vorstel¬

lungsveranstaltung eingeladen werden sollen.

a) Sollten Bewerbungen von Schwerbehinderten vorliegen, ist die Erfüllung der

Pflichtquote gemäß § 5 SchwbG zu beachten. Die Schwerbehindertenver¬

tretung ist zu beteiligen und zu den Vorstellungsveranstaltungen einzula¬

den; der Vorschlag der Berufungskommission ist zwischen Dienststelle 9 und

Schwerbehindertenvertretung zu erörtern. 10 Die Schwerbehindertenvertretung

hat nach der Erörterung eine schriftliche Stellungnahme abzugeben; diese ist

als Anlage zum Berufungsvorschlag dem MSWWF vorzulegen.

b) Ist es wegen der großen Zahl von Bewerberinnen nicht praktikabel, alle die¬

jenigen, die die formalen Voraussetzungen (gesetzliche Anforderungen nach

§ 49 UG und Aufgabenumschreibung nach § 51 Abs. 1 UG) erfüllen, zu einem

Probevortrag einzuladen, sollen Frauen mindestens im Verhältnis ihres Anteils

an den Bewerbungen eingeladen werden. 11

8

9

10

Ziff. 2.1 der Grundsätze des MWF zur Frauenförderung in den Universitäten und § 1 Abs. 1 der ent¬
sprechenden Zuständigkeitsregelung der HHU, s. Anlg. 4 zum Leitfaden.
So der Erlaß des MWF vom 21.08.1996, s. Anlg. 1 zum Leitfaden.
§ 28 SchwbG i.V.m. Ziff. 1.6 der Richtlinien zur Durchführung des SchwbG, s. Anlg. 4 zum Leitfaden.
§ 14 Abs. 1 SchwbG i. V. m. Ziff. 4.3.4 der Richtlinien zur Durchführung des SchwbG, § 25 Abs. 2
SchwbG i.V.m. Ziff. 1.8 der Richtlinien zur Durchführung des SchwbG; bei Unterlassen der genannten
Erörterung oder bei nicht rechtzeitiger Unterrichtungder Schwerbehindertenvertretung kann gem. § 68
SchwbG eine Ordnungswidrigkeitmit der Folge einer Ahndung in Form einer Geldbuße vorliegen,
s. Anlg. 4 zum Leitfaden.
Ziff. 2.2 der Grundsätze des MWF zur Frauenförderung in den Universitäten, s. Anlg. 4 zum Leitfaden.



Die Frauenbeauftragte ist rechtzeitig über die Einleitung eines jeden Beru¬

fungsverfahrens in Kenntnis zu setzen. Ihr ist Gelegenheit zur beratenden

Teilnahme an den Vorstellungsveranstaltungen und Sitzungen aller

Gremien zu geben. 12 Sie ist berechtigt, sich jederzeit über den Stand des Be¬

rufungsverfahrens zu informieren und eine schriftliche Stellungnahme abzu¬

geben. Sollte sie ein Votum zum Besetzungsvorschlag abgeben, ist dieses als

Anlage zur Berufungsliste dem MSVWVF vorzulegen , 13

3.) Die Vorstellungsveranstaltung sollte grundsätzlich aus einem hochschulöf¬

fentlichen Probevortrag mit anschließendem Kolloquium und einem nichtöf¬

fentlichen Gespräch mit den Mitgliedern der Berufungskommission bestehen.

Im Rahmen des nichtöffentlichen Gesprächs werden inhaltliche Fragen erör¬

tert; der Bewerber/die Bewerberin sollte grundsätzlich auch gefragt werden,

ob er/sie der Meinung ist, mit der vorgesehenen Ausstattung der zu besetzen¬

den Professur die Aufgaben in Forschung und Lehre wahrnehmen zu können.

4.) Die Berufungsliste soll in der Regel drei Einzelvorschläge in bestimmter Rei¬

henfolge enthalten (§51 Abs. 3 UG). Die Berufungsliste und insbesondere die

Rangfolge sind zu begründen. Im übrigen ist der Berufungsvorschlag anhand

einer Liste, in der alle für eine Würdigung und Bearbeitung grundsätzlich not¬

wendigen Angaben und Unterlagen aufgeführt sind, zu erstellen 14

Die Berufungsliste der Berufungskommission wird dem Senat über den Fakul¬

tätsrat zur Beschlußfassung zugeleitet (§§ 21 Abs. 1 Nr. 8 sowie 28 Abs. 1

Sätze 1 und 2 und Abs. 4 Satz 2 UG).

§ 23 a UG i.V.m. Ziff. 6 der Grundsätze des MWF zur Frauenförderung in den Universitäten,
s. Anlg. 4 zum Leitfaden.
Sollten die studentischen Vertreter in der Berufungskommissionein Votum abgeben, ist dieses
ebenfalls als Anlage dem Berufungsvorschlag beizufügen.
So der Erlaß des MWF vom 30.06.1997 nebst Anlage, s. Anlg. 2 zum Leitfaden.



V. Ruferteilung

1.) Die Universität legt dem MSWWF die vom Senat beschlossene Berufungsliste

einschließlich der erforderlichen Unterlagen innerhalb der gesetzlich bestimm¬

ten Fristen 15 vor. Der Dekan/die Dekanin setzt die im Berufungsvorschlag ge¬

nannten Bewerber/Bewerberinnen über ihre Plazierung schriftlich in Kenntnis.

2.) Das MSWWF erteilt den Ruf grundsätzlich mit einer Befristung der Gültig¬

keit des Rufangebotes (sechs Monate bei C4-Professuren, vier Monate bei

den übrigen) 16 und bittet den zu Berufenden/die zu Berufende, im Interesse

einer zügigen Besetzung der angebotenen Professur die Verhandlungen mit

der Universität möglichst bald aufzunehmen.

3.) Die Universität ihrerseits hat „die Ausstattungsverhandlungen schnell und

zügig abzuwickeln - ggf. mit Fristsetzungen innerhalb der Hochschule und

nach außen gegenüber zögernden Verhandlungspartnern". 17

a) Der Kanzler/die Kanzlerin bittet den zu Berufenden/die zu Berufende, sei¬

ne/ihre Wünsche und Vorstellungen in Bezug auf die Ausstattung der Profes¬

sur zur Vorbereitung des Berufungsgesprächs vorab zu konkretisieren und
mitzuteilen.

b) Sofern der/die zu Berufende im Vorfeld des Gespräches vor Ort Informati¬

onsgespräche mit dem Dekan/der Dekanin bzw. den Fachvertretern/ Fach¬

vertreterinnen führt, sind diese unverbindlich und präjudizieren nicht die offi¬

ziellen Berufungsverhandlungen.

Bei Wiederbesetzung einer Professur werden dem/der zu Berufenden grund¬

sätzlich keine Auskünfte über die bisherige Ausstattung erteilt; andernfalls

müssen sie ausdrücklich unter den Vorbehalt der Berufungsverhandlungen

gestellt werden.

15

16

17

vgl. Ziff. I. des Leitfadens
So der Erlaß des MWF vom 21.08.1996, s. Anlg. 1 zum Leitfaden
So der Erlaß des MWF vom 21.08.1996, s. Anlg. 1 zum Leitfaden



c) Die Universitätsverwaltung überprüft die Ausstattungswünsche des/der zu Be¬

rufenden darauf, ob sie mit den haushaltsmäßigen Gegebenheiten bzw. der
vorgesehenen Ausstattung vereinbar sind.

Sollte sich diesbezüglich die Notwendigkeit einer inneruniversitären Abstim¬

mung ergeben, führen Kanzler/Kanzlerin und Dekan/Dekanin ein entspre¬
chendes Vorgespräch.

Für den Fall, daß vor allem der von dem/der zu Berufenden geltend gemachte
investive Bedarf kostenintensiv ist, erörtert der Kanzler/die Kanzlerin - in Ab¬

stimmung mit dem Dekan/der Dekanin - mit dem MSWWF, welche Priorität

das in Rede stehende Berufungsverfahren genießen soll, und in welchem
Rahmen sich die vom MSWWF und von der Universität bereitzustellenden

Mittel voraussichtlich bewegen können.

VI. Berufungsgespräch

1.) Das Berufungsgespräch - bei C 4 und C 3-Professuren - führt der Kanzler/die

Kanzlerin in Gegenwart des Dekans/der Dekanin. Ein Fachvertreter/eine

Fachvertreterin kann hinzugezogen werden.

Gegenstand des Berufungsgespräches ist im wesentlichen die vorgesehene

Ausstattung der Professur. In dem Gespräch sollten inhaltliche Fragen, die

i.d.R. bereits im Vorstellungsverfahren zu klären sind 18 , sowie bibliothekari¬

sche Fragen, insbesondere Bibliotheksmittelbetreffend, die einem gesonder¬

ten Gespräch mit der Direktorin/dem Direktor der Universitäts- und Landesbi¬

bliothek vorbehalten bleiben 19 , grundsätzlich nicht erörtert werden. Einzelhei¬

ten im Zusammenhang mit informationstechnischen Infrastrukturen werden

18

19

20

mit dem Direktor/der Direktorin des Universitätsrechenzentrums besprochen 20

vgl. Ziff. IV. 3.) des Leitfadens
vgl. Ziff. VII. 2.) des Leitfadens
vgl. Ziff. VII. 2.) des Leitfadens



2.) Die Ergebnisse des Berufungsgespräches werden in einem Protokoll festge¬

halten und grundsätzlich von dem Dekan/der Dekanin mitgezeichnet.

a) Sollte über jeden Gesprächsgegenstand Einvernehmen erzielt worden sein,

erhält der/die zu Berufende das Berufungsangebot des Kanzlers/der Kanzlerin

in Gestalt des Gesprächsprotokolls.

b) Soweit über Gesprächsgegenstände kein Konsens gefunden worden ist, er¬

hält der/die zu Berufende das Gesprächsprotokoll mit dem Hinweis, daß

ihm/ihr nach Klärung der offengebliebenen Punkte eine abschließende schrift¬

liche Stellungnahme, ggf. ein ergänzendes schriftliches Berufungsangebot
unterbreitet wird:

Hat sich der Kanzler/die Kanzlerin in Finanzierungs- oder sonstigen Fragen

die Entscheidung des Rektorats vorbehalten, legt er/sie die Angelegenheit

dem Rektorat zur Erörterung und Beschlußfassung vor.

Hat sich der Dekan/die Dekanin in Angelegenheiten, die die Fakultät betref¬

fen, die Entscheidung des Fakultätsrats vorbehalten, übernimmt er/sie die

entsprechenden erforderlichen Abstimmungen und informiert den Kanzler/die

Kanzlerin über das Ergebnis.

Ist eine weitere Prüfung durch die Universitätsverwaltung erforderlich, erteilt

der Kanzler/die Kanzlerin dem zuständigen Fachdezernat einen entsprechen¬

den Prüfauftrag.

Sollte der/die zu Berufende weiteren Klärungsbedarf haben, wird ggf. ein

weiteres Gespräch mit ihm/ihr geführt.

VII. Berufungszusagen

1.) Berufungszusagen erteilt ausschließlich der Kanzler/die Kanzlerin, auch so

weit es sich um Mittel handelt, die die Fakultät zur Verfügung stellt. Sie wer¬

den in schriftlicher Form erteilt: im Protokoll des Berufungsgespräches und

ggf. in einem ergänzenden schriftlichen Berufungsangebot.



2.) Die Ergebnisse des von der Direktorin/dem Direktor der Universitäts- und

Landesbibliothek bzw. dem Direktor/der Direktorin des Universitätsrechenzen¬

trums mit dem/der zu Berufenden geführten Gesprächs werden in einem

Vermerk festgehalten. 21 Der Vermerk wird zum Bestandteil der Berufungsver¬

handlungen des Kanzlers/der Kanzlerin gemacht; der Inhalt dieses Papieres

gilt damit als Teil der Berufungszusage.

3.) Gemäß § 50 Abs. 4 UG werden Berufungszusagen über die Ausstattung des

vorgesehenen Aufgabenbereiches nur im Rahmen bereiter Haushaltsmittel

erteilt; sie können daher grundsätzlich nur unter einem allgemeinen Haus¬

haltsvorbehalt erteilt werden. Im übrigen sind sie - in der Regel auf fünf Jah¬
re - zu befristen. 22

a) Berufungszusagen über die Bereitstellung laufender Mittel für Forschung und
Lehre einschließlich solcher für wissenschaftliche und studentische Hilfskräfte

werden darüber hinaus unter folgenden Vorbehalt gestellt:

„Verbindliche Zusagen über die Bereitstellung laufender Mittel für For¬

schung und Lehre einschließlich solcher für wissenschaftliche und stu¬

dentische Hilfskräfte können nicht getroffen werden, weil es allein An¬

gelegenheit der Fakultät ist, über die Verteilung der ihr insoweit global

zugewiesenen Mittel nach den von ihr festgelegten Kriterien zu ent¬
scheiden."

b) Über Mittelbereitstellungen des MSWWF erteilt der Kanzler/die Kanzlerin kei¬

ne Zusage. Ggf. erhält sie folgenden Zusatz:

„Sollte die in Aussicht gestellte Mittelbereitstellung zum gegebenen

Zeitpunkt vom MSWWF nicht eingelöst werden können, tritt weder eine

Ersatz- noch eine Vorfinanzierungsverpflichtungder Universität ein."

21

22
vgl. Ziff. VI. 1.) 2. Abs. des Leitfadens
So der Erlaß des MWF vom 13.02.1998, s. Anlg. 3 zum Leitfaden.

10



c) Eine über die Grund- und Mindestausstattung hinausgehende Zusatzausstat¬

tung wird grundsätzlich nur für einen befristeten Zeitraum zugesagt. 23

4.) Berufungszusagen haben verbindlichen Charakter. Der Professor/die Pro¬

fessorin hat einen Anspruch auf Erfüllung der Berufungszusage. Änderungen

von Berufungszusagen sind nur im Rahmen der zum Vertragsinhalt geworde¬

nen (Haushalts-) Vorbehalte oder bei Vorliegen sonstiger Voraussetzungen

für den Einwand des Wegfalls der Vertragsgrundlage möglich. 24

VIII. Verfahren nach Rufannahme

1.) Nachdem das MSWWF der Universität - nach Annahme des Rufes durch den

zu Berufenden/die zu Berufende - die Ernennungsurkunde übersandt hat,

setzt die Universitätsverwaltung den Dekan/die Dekanin von der bevorstehen¬

den Ernennung umgehend in Kenntnis. Unter Nennung des Namens des zu
ernennenden Bewerbers/der zu ernennenden Bewerberin sendet der De¬

kan/die Dekanin die Bewerbungsunterlagen an die erfolglosen Bewerber und
Bewerberinnen zurück. 25

2.) Die Universitätsverwaltung hat darauf zu achten, daß den unterlegenen Mit¬

bewerbern und Mitbewerberinnen aus Gründen der Gewährleistung eines ef¬

fektiven Rechtsschutzes eine angemessene Zeitspanne zwischen ihrer Be¬

nachrichtigung und der Ernennung des erfolgreichen Bewerbers/der erfolgrei¬
chen Bewerberin verbleibt. 26

23

24

25

26

vgl. Ziff. II. 3.) des Leitfadens
vgl. dazu exemplarisch den Wortlaut des § 135 Abs. 1 UG, der sich auf Berufungszusagen bezieht,
die vor Inkrafttreten des Gesetzes getroffen worden sind, s. Anlg. 4 zum Leitfaden.
Die Namensnennung wird vorgeschlagen, weil nach der Rspr. des BGH, Urteil vom 06.04.1995, ZBR
1995, 314 ff. jedenfalls die bloße Mitteilung, daß die Bewerbung erfolglos geblieben ist, nicht ausreicht.
Obwohl nach der Rspr. darüber hinaus erforderlich ist, zumindest in groben Zügen die Gründe für die
Entscheidung darzulegen, wird hier darauf verzichtet, weil die Berufungsliste im Rahmen des Beru¬
fungsverfahrens, das sich als ein singuläres Auswahlverfahren darstellt, die Begründung für die Quali¬
fikation der plazierten Bewerber/Bewerberinnen gleichsam in sich trägt.
So BVerfG, Beschluß vom 19.09.1989, NJW 1990, 501 f.
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3.) Die Ernennung erfolgt grundsätzlich durch den Rektor/die Rektorin, im Falle

seiner/ihrer Verhinderung durch einen/eine von ihm/ihr Beauftrag¬
ten/Beauftragte.

4.) Der Dienstantritt sollte in der Regel zum Beginn eines Semesters erfolgen 27

Teil 2: Bleibeverhandlungen

Voraussetzung für Bleibeverhandlungen ist ein schriftlicher Ruf an eine andere Uni¬

versität oder außeruniversitäre Einrichtung. Die Entscheidung, ob mit dem Profes¬

sor/der Professorin Bleibeverhandlungen aufzunehmen sind, trifft grundsätzlich das

Rektorat im Einvernehmen mit dem Fakultätsrat und ggf. in Abstimmung mit dem
MSWWF. 28

Für Bleibeverhandlungen gelten im wesentlichen dieselben Grundsätze wie für die

Berufungsverhandlungen:

Liegt eine einvernehmliche Entscheidung zur Aufnahme von Bleibeverhandlungen
vor und hat der Professor seinerseits/die Professorin ihrerseits Interesse an einem

Verbleib signalisiert, wird er/sie von dem Kanzler/der Kanzlerin gebeten, einen Ge¬

sprächstermin abzustimmen und ihm/ihr seine/ihre Wünsche und Vorstellungen, die

er/sie gegenüber der Universität geltend zu machen beabsichtigt, vorab mitzutei¬

len. 29

Die Universitätsverwaltung überprüft die Ausstattungswünsche. Sollte sich die Not¬

wendigkeit einer inneruniversitären Abstimmung ergeben, führen Kanzler/Kanzlerin
30

und Dekan/Dekanin ein Vorgespräch.

27

28

29

30

Ein Dienstantritt zum Land NW ist frühestens am Tag der Aushändigung der Urkunde möglich.
Im Falle einer Ruferteilung innerhalb des Landes NW führt das MSWWF grundsätzlich keine Bleibever¬
handlungen.
vgl. Teil 1, Ziff. V. 3.) a) des Leitfadens
vgl. Teil 1, Ziff. V. 3.) c) des Leitfadens
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Das Gespräch im Rahmen der Bleibeverhandlungen führt der Kanzler/die Kanzlerin

in Gegenwart des Dekans/der Dekanin. 31

Zusagen erteilt ausschließlich der Kanzler/die Kanzlerin. 32

Teil 3: Besonderheiten der Berufungs- und Bleibeverhand¬

lungsverfahren in der Medizinischen Fakultät

Das in den Teilen 1 und 2 dargestellte Berufungs- und Bleibeverhandlungsverfahren

gilt grundsätzlich auch für die Besetzung von Professuren der Medizinischen Fakul¬

tät mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Universitätsverwaltung die Verwaltung

der Medizinischen Einrichtungen (VME) tritt. Ferner gelten folgende Modifikationen: 33

Zu Teil 1 Ziff. II.

Die dargelegten Prüfungen und Festlegungen trifft der Fakultätsrat im Einvernehmen

mit dem Klinischen Vorstand, soweit die Besetzung einer Professur erfolgt, die auch

der Krankenversorgung dient. Dieser Bereich ist bei der Bestimmung der zu erfüllen¬

den Aufgaben angemessen zu berücksichtigen.

Die Grund- bzw. Mindestausstattung sowie eine etwaige befristete Zusatzausstat¬

tung werden in allen Besetzungsfällen zwischen Fakultätsrat und Klinischem Vor¬

stand einvernehmlich festgelegt.

Wird das erforderliche Einvernehmen nicht hergestellt, entscheidet das Rektorat

31

32

33

vgl. Teil 1, Ziff. VI. 1.), 2.)a) u, b) des Leitfadens
vgl. Teil 1, Ziff. VII. 1.) - 4.) des Leitfadens
Soweit im folgenden nicht die Abweichungen dargestellt werden, die sich insbesondere aus der haus¬
haltsrechtlichen Selbständigkeit der Medizinischen Einrichtungen und aus den unterschiedlichen Zu¬
ständigkeiten der Medizinischen Fakultät und des Klinischen Vorstandes für Forschung, Lehre und
Krankenversorgung ergeben, bleibt es grundsätzlich bei dem in Teilen 1 und 2 festgelegten Verfahren.
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(§ 37 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 und Sätze 3 und 4 sowie Abs. 3 Sätze 3 und 4 UG i.V.m. §
39 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 und Sätze 3 und 4 UG).

Der Fakultätsrat hält das Ergebnis der gemeinsamen Prüfungen in einem Vermerk

fest; dieser soll dem Rektorat im Zusammenhang mit der von ihm zu treffenden Ent¬

scheidung über die Ausschreibung nachrichtlich vorgelegt werden,

Zu Teil 1 Ziff. III.

Bezogen auf den zwischen Fakultätsrat und Klinischem Vorstand einvernehmlich

festgelegten Ausstattungsrahmen hat das Rektorat keine Entscheidungsbefugnis.

Soll eine Professur nicht wiederbesetzt werden oder können einer Professur Stellen,

Mittel, Räume entzogen werden, werden diese Ressourcen in einen zentralen Pool

gegeben, über den - je nach Qualität der Ressourcen - Fakultätsrat und Klinischer

Vorstand nach Maßgabe der in §§ 37, 39 UG geregelten Aufgabenzuweisungen

verfügen können. Wird ein ggf. herzustellendes Einvernehmen nicht erzielt, ent¬
scheidet auch in diesem Fall das Rektorat. 34

Zu Teil 1 Ziff. IV.

Soweit bei der Besetzung einer Professur auch der Krankenversorgungsbereich be¬

troffen ist, ist mit dem Bewerber/der Bewerberin ebenfalls die sich darauf beziehende

Ausstattung zu besprechen.

Zu Teil 1 Ziff. V.

In die Prüfungen und Abstimmungen sind - soweit dies erforderlich ist - der Klinische
Vorstand und der Ärztliche Direktor/die Ärztliche Direktorin miteinzubeziehen. Auch

etwaige im Vorfeld des Berufungsgespräches geführte Informationsgespräche
des/der zu Berufenden mit dem Ärztlichen Direktor/derÄrztlichen Direktorin sind un¬

verbindlich.

vgl. dazu Teil 3 zu Ziff. II. des Leitfadens
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Zu Teil 1 Ziff. VI.

Das Berufungsgespräch und etwaige weitere Gespräche führt der Kanzler/die

Kanzlerin bei C4-Professuren und C3-Professuren mit Abteilungsleitungsfunktion in

Gegenwart des Dekans/der Dekanin und des Ärztlichen Direktors/der Ärztlichen Di¬

rektorin, sofern es dieser/diese wünscht. Die anderen Berufungsgespräche führt der

Dekan/die Dekanin 35 ggf. - nach entsprechender Absprache - in Gegenwart des

Ärztlichen Direktors/der Ärztlichen Direktorin; zu diesen Gesprächen soll der Verwal¬

tungsdirektor/die Verwaltungsdirektorin - in Vertretung des Kanzlers/der Kanzlerin -

hinzugezogen werden.

Soweit sich das Berufungsgespräch auf eine Professur bezieht, die auch der Kran¬

kenversorgung unterliegt, sind Gegenstand des Gespräches ebenfalls die sich auf

den Krankenversorgungsbereich erstreckenden Ressourcen einschließlich der in

solchen Fällen speziell zu klärenden Fragen.

Notwendige Abstimmungen im Verhältnis zum Klinischen Vorstand übernimmt der
Ärztliche Direktor/dieÄrztliche Direktorin.

Bedarf es aufgrund des Berufungsgespräches noch Erörterungen und Beschlußfas¬

sungen, sind diese nach Maßgabe der in §§ 37, 39 UG geregelten Aufgabenzuwei¬

sungen in der Fakultät und dem Klinischen Vorstand herbeizuführen. Das Rektorat

hat nur dann eine Entscheidungsbefugnis, wenn ein ggf. herzustellendes Einver¬
nehmen zwischen Fakultätsrat und KlinischemVorstand nicht erzielt wird. 36

Das über das Berufungsgespräch anzufertigende Protokoll wird grundsätzlich auch

von dem Ärztlichen Direktor/der Ärztlichen Direktorin mitgezeichnet, sofern er/sie an

dem Gespräch teilgenommen hat.

Von allen Vorgängen erhält der Ärztliche Direktor/die Ärztliche Direktorin auch dann

Durchschriften, wenn der Dekan/die Dekanin das Berufungsgespräch führt.

In diesem Fall gilt Ziff. VI. mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Kanzlers/der Kanzlerin der Dekan/die
Dekanin tritt.
vgl. dazu Teil 3 zu Ziff. II. des Leitfadens.
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Zu Teil 1 ZOT VII.

Die Berufungszusagen des Kanzlers/der Kanzlerin erstrecken sich auch auf die Res¬

sourcen, die der Klinische Vorstand zur Verfügung stellt. Dies gilt ebenfalls, soweit

der Dekan/die Dekanin aufgrund der von ihm/ihr zu führenden Gespräche Beru¬
fungszusagen macht.

Im übrigen gelten in Abkehr von der in Ziffer 3.) a) getroffenen Regelung folgende
Vorbehalte:

„Berufungszusagen über die Bereitstellung laufender Mittel für Forschung,
Lehre und Krankenversorgung einschließlich solcher für wissenschaftliche
und studentische Hilfskräfte stehen unter dem Vorbehalt einer auf Grund von

Neu- oder Umstrukturierungen oder infolge sich verändernder Finanzierungs¬

oder Auslastungsbedingungen erforderlich werdenden Mittelumverteilung."

„Verbindliche Zusagen über den Umfang der Bereitstellung von Mitteln, die

der Fakultätsrat oder der Klinische Vorstand nach erfolgs- oder leistungsori¬

entierten Kriterien verteilen, können nicht getroffen werden."

Zu Teil 2

Die Entscheidung, ob mit dem/der Wegberufenen Bleibeverhandlungen aufzuneh¬

men sind, trifft grundsätzlich der Fakultätsrat im Einvernehmen mit dem Klinischen

Vorstand, soweit der Krankenversorgungsbereich betroffen ist. Das Rektorat hat

insoweit keine Entscheidungsbefugnis. Darüber hinaus ist ggf. eine Abstimmung
mit dem MSVWVF herbeizuführen.

Das Gesprächsprocedere wird zwischen Kanzler/Kanzlerin, Dekan/Dekanin und ggf.

Ärztlichem Direktor/ÄrztlicherDirektorin abgestimmt.

Zusagen werden von demjenigen erteilt, der mit dem Professor/der Professorin im

Rahmen der Bleibeverhandlungen das Gespräch führt.

16



Anlage 1 zum Leitfaden

Erlaß des MWF vom 21.08.1996



• - 2 - • ."••;.".''.■ '

Ich bitte dringend darum, in den Hochschulen alle Maßnahmen da¬
für zu'ergreifen, daß die gesetzlich bestimmten'Fristen für die
Vorlage der Berufungsvorschläge eingehalten werden. Da sich zu
spät begonnene Umwidmungsüberlegungen, die in den vorlesungs¬
freien Zeiten, unterbrochenen Arbeiten der Berufungskommissionen,
aber auch Ausstattungsverhandlungen als Hauptquellen für Verzö¬
gerungen herausgestellt;haben,/'bitte ich insbesondere darum,

i -
evtl. Umwidmungsüber/legungen -und -maßnahmen frühzeitig ein¬

zuleiten, j-v-u:,;:.;^;.^, ..,..'.;.. v-,,/-;'

die Berufungskommissionen möglichst zum Zeitpunkt der Aus¬
schreibung, spätestens aber bis zum Ende der Ausschrei¬
bungsfrist zu bilden,

die Arbeiten und" Sitzungen der Berufungskommissionen auch in
den vorlesungsfreien Zeiten weiterzuführen und

die hochschulseitigen Ausstattungsverhandlungen schnell und
zügig- abzuwickeln - ggf. mit Fristsetzungen innerhalb der
Hochschule und nach außen gegenüber zögernden' Verhandlungs¬
partnern .

Meinerseits werde ich künftig die Gültigkeit der Rufangebote
grundsätzlich befristen (sechs Monate bei C4-Professuren, vier
Monate bei den übrigen)

Unabhängig davon werde ich ab dem L.März 1997 von der Möglich¬
keit Gebrauch machen, den Hochschulen die Bewirtschaftung für
diejenigen Professuren zu entziehen, für die dann seit zwei Jah¬
ren ohne zwingenden Grund kein Wiederbesetzungsvorschlag vorge¬
legt worden ist. Bei Professuren, die neu eingerichtet oder neu
zugewiesen wurden (z.B. über Hochschulsonderprogramme, Topfstel-
len— oder Umwidmungsverfahren) oder die unvorhersehbar frei'
wurden, gilt eine Frist von drei Jahren. Die zwingenden Gründe
sind rechtzeitig vor Ablauf der jeweiligen Frist darzulegen.-.

Im Zusammenhang damit weise ich auf die mir gegebenen rechtli¬
chen Möglichkeiten "Berufung ohne Vorschlag der Hochschule, Zu¬
weisung der Stelle an einen anderen Fachbereich oder an eine an—.
dere Hochschule" hin (§ 50 Abs.1 Satz 3 und Abs.2 UG; § 33 Abs.l
S..-. 3 und Abs.2 FHG; § 28 KunstHG i.V.m. § 50 Abs.l Satz 3 und

: WissHG i.d.F. vom. 3..April 1992). .

••Säte



Anlage 2 zum Leitfaden

Erlaß des MWF vom 30.06.1997
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Postanschrift:
Ministerium für Wissenschaft und Forschung NRW. 40190

An die

Univers itaten

Fachhochschulen

Kunsthochschulen

Ministerium für Wissenschaft und Forschung
des Ijandes^NiötdrheLn-Westfalen

K PrStud/L

Rresse P Ref ULB URZ

Pr For/Wi Pr Plan/Fi

VME

• 11. JUL 1997

Heinrich-Heine-Universität Düsseldo'rf

im Geschäftsbereich des
Ministeriums für Wissenschaft
und Forschung des Landes
Nordrhein-Westfalen

dT|Ö2]M|D4 [D5 I D6 | D7 | Ü8 . /Jjjk

Völklinger Straße 49
4022! Düsseldorf
Telefon
(0211) 896-04
Durchwahl■
896- 4426.
Auskunft erteilt:

Datum ,

Juni

-r\i ..'. .—9.*-v

1997

Aktenzeichen bei Antwort bftte angeben
III A 1 - 3021 -

Betr.: Vorlage von Berufungsvorschlägen

Anlq. :■' - 1 —

Berufungsvorschläge können häufig deshalb nicht zügig bearbeitet
werden, weil, verschiedene für eine Würdigung des Vorschlags, er¬
forderliche Informationen fehlen. Um zukünftig Verzögerungen in"
der Bearbeitung aus diesen Gründen zu vermeiden, habe ich eine
Liste erstellt, in der alle für eine Würdigung'und Bearbeitung
grundsätzlich notwendigen Angaben und Unterlagen aufgeführt
sind.

Ich bitte, ab sofort alle Berufungsvorschläge unter Beachtung
dieser Aufstellung und Reihenfolge vorzulegen.

I» Auftrag
-7 .

(Fiege)

Gleitende Arhciazcii: Kcrnzcit M». u. Di- 9.0t) Uhr - 15.30. Uhr. Mi. his Fr 9<X) Uhr - 15 (X) Uhr
Telefax (0211) 896-4555 • Homepage: hap://www.mwf.nnv.de " .

ÖffentlicheVerkehrsmittel: Rheinbahn Unter. 704 uud 709 bis Haltestelle Georg-SdiulholT-Plau: S-Bahn S8 und. SU bis Haltestelle Völklin Ber Strafte
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',•-' 77 '.

Anlage 1 •'">

n zur Professur:

^■■Fachbereich/Fakultät/Abteilung

Fachgebietsbezeichnung :

• Besoldungsgruppe : ' ,'f :•'•'...-■, -

Q Erstmalige "Besetzung derStelle?:
'•'•-• Zuweisung der Stelle durch '. : , •",

Wiederbesetzung' der Stelle:
freigeworden am
bisheriger Stelleninhaber:

.□ ;•.;•• Änderung der Aufgabenbeschreibungder Stelle:.' . ' .••""."•.•'.'•'•'..

'[: Ergebnis der Prüfung, ob die Aufgabenumschreibungder Stelie'geändert,-die Stelle einem
,.'•. anderen Fachbereich/einer anderen Fakultät/Abteilungzugewiesen oder nicht wieder '>

■';;"..'• besetzt werden soll (§51 Abs.-1 Satz4UG). ', . . ,,''. ■':'!" ■ ;;'■': '.' . ,. ;

. ••□ '. .Es muß keine Änderung vorgenommen- werden. ;.;•;" :';- : - .':'.'• ;.;'

□ .'•/ Es mußten folgende Änderungen vorgenommen werden; das MWF hat.mit Erlaß '
vom ' .-"•".. ■' ■'•-, '-Äz.: ■' ; - .;■.. -. - zugestimmt, -v-: '/,:.•', ■,.-;•■'•■;/ .;'

_| §j "•? frühere Fachgebietsbezeichnung;^. ..<-..'■' ,'.'"* :•'■..•:•'.'.

. ggfs. früherer Fachbereich/frühereFakultät/ Abteilung: f ■•'.'•

ggfs. frühere Wertigkeit:

Mit der Widmung der Professur sind die Aufgaben so weit gefaßt, daß angemessene Teile des
erforderlichen Lehrangebots und der Prüfungen .. •'. = .'l''- .; .. .'■

. Q, •. im Studiengang "'.■'' -••' \ ■ . '
Q .'■ • in den Studiengängen : "_______________:';- :.' :". J '/'... ■>
auf Dauer abgedeckt werden können (§ 51 Abs. 1 Satz 2 UG). : - :; '■■■■. . :



:«- ; : •

?;■ Aufstellung des Vorschlags:
...(••

ftp .Die Stelle ist gemäß den Entscheidungen zum Konzentrationskönzept und zur aufgabenkritischen'
ff" ..Überprüfung des Stellenbedarfszum •'■'■'■' ■<■ / ab sofort besetzbar; ihre Bewirtschaftung
£/'\ ist der Hochschule nicht entzogen; sie trägt auch keinen kw-Vermerk. \ •'- '• ." \

Die Stelle ist ■•'. mal ausgeschrieben worden.
Datum der Ausschreibung(en):

' Anzahl der.Bewerbungen:v
r - davon ■•■' ;.-' ! Frauen und Schwerbehinderte.

(Anlage 4 - Liste der Bewerber)

Abstimmungsergebnisse: '• .'; •'

Berufungskommission (Beschluß am
zuPlatzl:* -\_ __Ja ._ ____ nein
zu Platz 2: ■ v . • ja ____ nein,
zu Platz 3: ,___̂ _ja ____ nein

_/l. Sitzung am
____ Enthaltungen
____ Enthaltungen
___■_Enthaltungen'

r>

■■:\. :

Fachbereichsrat: (Beschluß am
zu Platz 1: . '• . ja ' : ^
zu Platz 2: ' ja
zu Platz 3: ja

nein
nein,
nein

Enthaltungen
Enthaltungen
Enthaltungen

Senat:' (Beschluß am __
zu Platz'1:'.; .".-'■ ' ja,
zu Platz 2: :'.' _J_ja
■zuPlatz ;3: "' ":/" ja

nem.
nein
nein .'

Enthaltungen
.Enthaltungen
Enthaltungen

Hinweis: Bei knappen Abstimmungsergebnissenin den jeweiligen Gremien bitte kurze
;,:fvf : Angabe der Gründe: '- ' 'v-V >■" ' : . • ■ -. '. ' " : - '

Bestätigung, daß die Berufungskommissionordnungsgemäß zusammengesetzt war (§ 51'Abs. 4
UG) und die zuständigen Gremien der Hochschule den Berufungsvorschlag zugleich mit der
Mehrheit der Stimmen, der Professoren beschlossen haben (§ 14 Abs. 2 UG).

Beteiligungen:

Die studentischen Vertreter in der Berufungskommission wurden, auf ihr Beteiligungsrecht
hingewiesen: . "' , ■



'^Das schriftliche Votum-vom ■''--• •'."'' : '■ •
:•:••;Lehrleistungen liegt vor. Daraus ergibt sich, daß sie

.□. ■'.. :■' der.Berufungsliste zustimmen, v
□ v'ijfolgendeBedenken vorgetragen haben:

der' studentischen Vertreter zu den

§!:*•••Q • .'Auf ein Votum zur Lehrleistung haben sie verzichtet. .-' ■■■'.-'■
[*,••'-. .■■'?.' ">:;.-ü.-. : -.-.;..:.w_'.-r-.X.'.-''••.*. ■•:'.:.;'• •'.-.,■ .-.-• • ''.'..'.•.•.:'. ■. ).-.■"■'

JK*■■'"' ■ •'' '*..'■• • *'*'"■'.■•-' "l '-.-..*'" ■. ■"*' '$ ' ■.. . ■■ -. •"•,.. — ' •' ."-....':." . _ *■<•*'-'■

fe'""! *'-V'- ' • *.,**—'• :-* *'**' * ' . •■ • *-t*-; . *,' : .'.. :■ ■ ' ■•*'* ^ ■ ■ :* .* .*."*■ " ■' * . '

'$'.:-. Die Grundsatze zur Frauenförderung, insbesondere zu Ziffern 2.1 bis 2.2 des Runderlasses vom
•24.09.1993,-1 C 2'-3891.3 -, sinH beachtet worden. •...'. ■;/'';■ v'-.

Beteiligung der Frauenbeaüftragten; •;'■ . • : .-••••''• ■'.•...'''

'□ Bedenken wurden nicht erhoben. ....... ■• J ■

□ Die Bedenken ergeben sich aus dem beigefugten Votum (Anlage 3). Auf die Stellung- .':
nähme des Berufüngskommissionsvorsitzenden(Anlage 5) wird verwiesen. . .

. Beteiligung der örtlichen Schwerbehindertenvertretung; • f"~ • ;■•'.'

'□■■': 'Diese hat keine Bedenken erhoben. '•.•'■■,

Q ' ',Die Bedenken ergeben sich'aus dem beigefügten Votum (Anlage 3). Auf die Stellung¬
nahme des Berufimgskommissionsvo'rsitzenden(Anlage 5) wird verwiesen."'

.. i ■

••■T



Besonderheiten:

Unüblicher.Werdegarig bzw. Besonderheiten bei der Qualifikation des(r) Vorge¬
schlagenen (Einstellungsvoraussetzungennach § 49 UG - z.B. § 49 Abs.. 6. UG)) *":

'■[Der/Die Vorgeschlagene ist kein .Staatsbürger der Europäischen Union (Ausnahme von §
6 Abs. INr. 1LBG) :; :V : ;.' [l .,'■.':.•■"."';•

■ Der/Die Vorgeschlagene ist älter als 45 Jahre (Ausnahme von § 48 LHO)
Abweichung vom Gebot des Dreiervorschlags (§51 Abs: 3 UG) v' : • .
es wurden keine vergleichenden Gutachten eingeholt
DerTDie ... "□ Erstplazierte ::■'[''::- :'"
.'"•v •'.: .'/ □ Zweitplazierte-' /7:"- :- : '"-. "• .'•'-" '..:•"". •..

••■"■'.■ □Drittplazierte \; .-'•... : . '-_"•'.•■. ''>-••'■.' '". •.-
ist/sind nicht habilitiert. Gleichwertigewissenschaftliche (habilitationsadäquate)

'vLeistungen sind nachgewiesen (§49 Abs. 2 Satz 2 UG) ; ' "r-'
sonstige Besonderheiten •. ; •"

jeweilige Darlegung:

i.



^ Persönliche Angaben zum/zur Erstplazierten:

p Name, Vorname: ■
Geburtsort:';'
Geburtsdatum:
Staatsangehörigkeit:
derzeitige Tätigkeit:-

ggfs.Besoldungs/Vergütungsgruppe:
Arbeitgeber: ; ..-• '• '.'■'■■■" ■ .-. •'

Vorläufiges BDA: ■- :>v • ' ^ ' ■.
Familienstand: " - • '

•<• -- :---------:----------------------- -7-— ------------------------- .
Ehegatte im ö. Dienst: ______- ■ ______
Zahl der Kinder: ■ ■■'• ' • :

——————-^———_____^^^—^^__^^_^__ V
. • ... > 1 *• ;

Privatanschrift: / ■ •_____' ' ■- ■
Telefon^Nr..: dienstl. _________ ; privat:

Einstellungsart :

Die Berufung soll erfolgen im
• . . '/-'■'• ■ , ■■.□ .Beamtenverhältnis auf Lebenszeit

-Q unbefristeten .privatrechtlichen Dienstverhältnis;
Q Beamtenverhältnis auf Probe (Probezeit zwölf Monate) * .
□ ■ . befristeten privatrechtlichenDienstverhältnis (Probezeit zwölf Monate);
ü * '■'■ Beamtenverhältnis auf Zeit.fur I . Jahre
□ . privatrechtlichen Dienstverhältnisauf Zeit für ___ Jahre . ■>

. Einstellungsvoraussetzüngen : - .'

• 1. . Abgeschlossenes Hochschulstudium (§49 Abs. 1 Nr. 1 UG)

Hochschule:
, Studienfach
Abschlußprüfung: Art: _____________;_______'

Zeitpunkt:
Ergebnis: _

Pädagogische Eignung'(§49 Abs. 1 Nr. 2 UG)

durch vorausgegangene Lehr- und Ausbildungstätigkeitbereits nachgewiesen und ii"



mmi j>v:;-.--

Berufungsverfahren festgestellt ='•'

. Besondere Befähigung zu wissenschaftlicherArbeit (§49 Abs: l:Nr. 3 ÜG). ':,

" Promotion zum ,•". ; .•'; >..' ''•.'■' .. - .•■ '. /'■
.'•am:. s"..' ; ..' '• y -: •'••' ■;•* ::■ •■•'•, '-V-v'. • .'/"•'■•'"• :''• '■
"Fach: •'.'•, ■•'•. J .''". .'•'" .v-. : •*•;*.. '■*•'..'.'-. ".- ''.^:- •.'••'-• v-
. Hochschule: . \'..; .';• ;■■ C'f.' •;.' .''••:. ','.. :•'•'''' ;-
Ergebnis:' ';'... '■'■''■?■*}""$'; • ■••' .'""•'■ •.' !.V'.".\ .''V- •' ■-.•'

.•W

.4. • Zusätzliche wissenschaftlicheLeistungen
•,.. : / .(§.49 Abs. 1 Nr. 4Buchstabeai.V.m. Abs. 2 UG) -■■■■ "

.'Habilitation:' ' " ■'.

• . Habilitationsadäquate Leistungen, nachgewiesen durch zwei Gutachter:
- V -■ ' : '■ ' - ■■•■■ • - :- -•'-'•• ■■ ■ ' •

■■;•" b V ■.--• ■ . ■ ;-.. . •- :••• ; ' •- -;■•:• ■•■■••'; ■

Die Gutachten sind beigefügt • . •'.;: ','"•• ',•;...•-. '*

5. . Die hervorragenden fachbezogenenLeistungen in der Praxis (§ 49 Abs. 4UG) sind
l "'. .nachgewiesen: ....... '•"' ' .' '.■<;'■: ',... .•;'. i:!':~: ..-",/• ':,-'• \V .

.6. , Die besondere Befähigung zu künstlerischer Arbeit und zusätzliche künstlerische
... Leistungen (§ 49 Abs. 5 UG) sind nachgewiesen: ....



J*r.ir,'. •

■ ' • . ; • -.. - ...•*••'.••. —\ .. ■;■■i—iv>-*Tt?«»—...... -■?■.■■

Personliche Angaben zum/zur Zweitplazierten:

. Narrie, Vorname: '"T"- "
Geburtsort:. '• •'■"'-.•.'■

' Geburtsdatum: ; j. >
Staatsangehörigkeit: .
derzeitige Tätigkeit:.'

•,'ggfs. Besoldungs/Vergütungsgruppe: „■
■■;Arbeitgeber:, ."",7' ■'•'••• :.-, ■. ■•. •■'•:-, x: : ; >

Vorläufiges BD A:;;; . :- V,' . ■ : •■•''-. - ! " ■' •••; ■• ; - "'- ' Y' ; ''.-';a:
Familienstand: -»: . " ' . ■ ■ • : ■ •■ ■••;.■;'._'.;"•.-.■
Ehegatte im ö. Dienst: _ "■•■. ■• ■■' •"' '''-. ■-, '■■_'■ '■■
Zahl der Kinder;." . .- ' • . "'■■'" :- -"' ■ - . - ... ." ">>

Priyatanschrift:.';.'. ■ '■______. ■ ' • ' ■ ■■ '., • . "■ . ______'"■:
Telefon-Nr.:; : ; -' dienstl. '■• - -.; : • • privat:

•Einstellungsart : '"•''"_ . ..•■;* '..•.'■

v DieBerufung soll erfolgen im .'•"'' ...'.' .'].■' .••., . ■ :'\y\' "V.;-V. .-;'..
-. ';: : • -Q -YBeamtenverhältnis auf Lebenszeit ;~:: : ■■ ;■ \ . : ?' : ;yc^--Ü '/■■.'.}'■.. .-•.

' '.*;',Q. ••; unbefristeten privatrechtlichenDienstverhältnis;. . ■;■■: :.y'\'. ::;-:y. : v" '-.',
'■:'.:. . Q ■-: Beamtenverhältnis aufProbe (Probezeit zwölf Monate^ ,;:';•; :^V;: ;;

r- Q' • befristeten privatrechtlichenDienstverhältnis. (Probezeit zwölf Monate);
• □'. ? -- Be^tenverhältrüs auf Zeit für -■ ■■ - Jahre.., \]': ■■■_'■■■'■'■;:''•■;■'■:, ^yy:'^.

□ ' ... ■'privatrechtlichen Dienstverhälmis"aufZeitfür— -Jahre*." ■'"'"•; :;~';4'/-'

Einstel'uhgsvoraussetzungen : .. '' ■•'.'., :*:?".■ -■■;■■, ••■..'-'':'" J '..y-.. ly;{"- ■:'".. '-

1. . " AbgescWossenes.Hochschulsmdium(§49_Abs.i Nn 1 UG) ./..';*".. V-, '_;.,■ .'

•_•■'. Hochschule:'- '■.'■'■ ''.' '-" •;•'•'*..•?./•'• •';'.' '■*!.•:'••,•.•'•'
• ... Studienfach . ', '.'!.: v '•;" ••••" : - Y '.■'.'■ '•> ':". '■[/■ ••;.'.'•''"..

Abschlußprüfung: Art:' :''"• •'- '■ -"■"•■- ■ ' ■ •■■'■'■'■ ; - ; :■' ' -
Zeitpunkt: _J_.
Ergebnis: ___.

2:'\'. Pädagogische Eignung (§49 Abs. T Nr, 2^UQ) .. ;• . • ■ "." '■■-'■" \ .'■'; \y ■. :

. :' ^.durch vorausgegangene Lehr- und Äusbildungstätigkeitbereits nachgewiesen und im ..••.,■



...\
■Berufungsverfahrenfestgestellt

~- Besondere Befähigung zu wissenschaftlicherArbeit (§49 Abs. .1 Nr. .3 ÜG)

V- ■■•.■.>;}.

Promotion, zum
■am: . -:•'/,•■•.'-•';
Fach:' " ■■ ,■
Hochschule:;'.
Ergebnis:

s:. ,-•::,-..'-

Zusätzliche wissenschaftlicheLeistungen
X§ 49 Abs!-1 Nr..4Buchstabea.i.y.m. Abs. 2ÜG) '. • ••:•\• ;.'•

Habilitation: . ':".-.'.?''• •'•".:•"' •••:'• ..■''.'"'.•>.•."':'

Habilitationsädäquate Leistungen, nachgewiesen durch zwei Gutachter:.

u ';•;• ; ; ■••■ ■•■y ■; ;••• ___■■;■;; ,-- ■ y-- : - .-» ;■• £

Die Gutächten sind beigefügt .-.••/. •". ■'.•":.. :

5. Die hervorragenden fachbezogenenLeistungen in der Praxis (§ 49 Abs.4 UG) sind
nachgewiesen: :; -J ■':'■■"'.• '■."',;" "'•'■''■■',': '-•' :." .:.' "••' .'■' :■!•'■,=•:■'';../ •/•. ;.'V

y ■•

Die besondere Befähigung zu 'künstlerischer Arbeit und zusätzliche künstlerische
Leistungen (§ 49 Abs. 5 UG) sind nachgewiesen::;

'■■■jj.

> •"/.
. •" ]



■> — •.»• ^. !;'.v--.v,. l.;.-;:

»&'■•■?• ■ ■ • .'• •*■ ••' • '■•-äv- i\ >v. Vf o ; -?^*i^Ä- t "r ""-'•• ■ ••-•*•*•:«"•/ ..■:•••-'.'.•''.' v'- sT.^ r--: ; -: ■•'v"?*;?''?-^?''^

Persönliche Angaben zum/zur Drittaiazierten: -^ ^'

,.■ .:Name, Vorname: ■- ''•''/'■■*■■'■' "■:' r ~: \ : S'~.:;-i?^/
;.t;: Geburtsort:";- ' •"'•". ■ ■'■:*.'■':■■''■-■.. ■•'■"■'''■'■/-':,.
•;'..: Geburtsdatum:' . / ■ ' y i::<'>'^':" y "-: -/"■ :■■':
•.■'•' Staatsangehörigkeit:v . ;: ' ■ • '".-.;• :->;-":;•"/'■-

■■'••'derzeitige Tätigkeit: "•• •■•'• '■ . v - •■■•'.■'-',; .'•-
;. :>..'_' ggfs. Besoldungs/Vergütungsgnippe:. f.

{ ••; Arbeitgeber: \ ]"';..-. ; ■' ■-■ ■': ; ' • l'';^ ; ;:.

. ; Vorläufiges BDÄ: ■!.••
:' ;. Familienstand: • •', :■;

Ehegatte im ö. Dienst:
• Zahl der Kinder: '■'•■

Privatanschrifl: • '.
Telefon-Nr.: dienstl. pnvat:

,'"'., . Einsteilungsart : ' .'.• .,.■' '"'..'•.•

:'// ••Die Berufung soll erfolgen im.. •' . .'•"." ~ -•
'£&?■'?'■'/.'';□ : Beamtenverhältnis- auf Lebenszeit .••"'•/";.
..;':: y <'.;Q -J. unbefristeten privatrechtlichenDienstverhältnis;',.

" r .□ Beamtenyerhältrüs auf Probe (Probezeit zwölf Monate)
□ . ■/ befristeten privätrechtlichenDienstverhältnis (Probezeit zwölf Monate); ..

." '□ .'■ - Beamtenv'erhältnisauf Zeit für, ' ; -. Jahre ';■■
=>.';-;«■ .; □ privätrechtlichen Dienstverhältnisauf Zeit für - Jahre - K""'-'- ''■•

'•' Einstellungsvoraussetzungen : • V ' - • . c -'.'■'.'■ ■..'•".;'.. - :

: '::./\. .•■ 'AbgescWpssenesHochschulstudium(§49Abs.. 1 Nr;^ ■• ,•• -'..' ■'•;•■ ;. '.''• ..-•:

Hochschule:
Studienfach
Abschlußprüfung': Art:: ■:■

..;','■ Zeitpunkt:
' * ' ■ • **

• Ergebnis: _

%.'■ Pädagogische Eignung (§49 Abs. 1 Nr. 2 ÜG) ;->•■'•.'.'; '':,'.'■ :•,••'<

. •."•■"• durch vorausgegangene Lehr-.und ''Ausbildurigstätigkeitbereits nachgewiesen und im !:
\;

'" ■>„•4'V «' v„.



^^^Benrfüngsveirfahren festgestelltiSV-^-v^ -l '-: ':i->-'' "'Y"- Ksi'.vS "
^K®i^;.:^:;; ■■:■;■■,•'':'•? -:.- " - :~,:' : " •^"•'•- ; ' •,'■- '.•-•■

W^^^M-3'Ür^^- Besondere Befähigung zu wissenschaftlicherArbeit (§49 Abs. I Nr.,3 ÜG)
I8p£^? .,*'.. ' ••■■••• -••.•■ r -^ ^^-"fe ■ •• ' ■'■" ■• '■■■

; Promotion zum '
am:- "-•'.' .•':.,., >t
Fach: ."/••■ .' ; -. .' ; _;■*.y^t- '
Hochschule:_: : . • t:-s - .
Ergebnis: — v~^-v :•' '"- -*• ~-:z-

■ i.

...#'

■•••-•_ 4... •.".••■ Zusätzliche wissenschaftlicheLeistungen '.',.' •;•->" ;.'/;'.• ,'•'.:;• ,V" "■ ."' '•'" '••/•:•■"".»' :'■■['•■£•
'•>■;;• \''■ [": .■;.". (§ 49 Abs: 1 Nr/4.Buchstabeat^^-Aite!5u<?)'..;—y ^ , =.'. ,':':.-'; vs--^3i : ■■'•■;:-y '"-'

- •Habilitation: :"■■-" ;•; - 1 "'" : , --' ^' .?.:'.-•- './'

Habilitationsadäquate Leistungen, "nachgewiesen durch zwei 'Gutachter:' :'\.->>.='.■•''. ••''"''.■. ' :-

iWf'-.'^ , '.''■* ', Die Gutachten sind beigefügt >'*•••-~" '' *"" ' : '"- "

■s:

v ■.*'-■

Die hervorragenden^^fachbezbgenenEeistangenin der Praxis (§ 49 Abs.4.UG) sind ;,-:■"../"
nachgewiesen:; -; *:^^yCfy^y$0&$^~ >-■„■- >-*~f «%r'-„ ■'• r-;'. v'-^cS -'• ""'•'■ ; > v:\ :

":.j ,.;. ■ _ _. . ■■■■■■x ^.. ;-V^^|f^-i^k?-s-s:;: : • ■". „••'

"v~" KT" , ■ :>. ' - ■ c l ••" '''l^i^^sS^""

'., - _-i y^r^r^%~^^A'^i ■ \,-"- >■■ •""' ' ":-'i :'i::' :
Die besondere Befähigung zu Icühstienscher Arbeit und zusätzliche künstlerische

'•' Leistungen (§49 Abs. :-5,yG)smd.nächgewiesen:.; : ,

• ; '^C.s7i^iÄ- ; ,'' : '• :-;
v",:'."rtr -;- "^

•),-:;t..?: 1'..

;,?■■«r-.l-~ ■>•

r.'7*./v»-.-'

!\-. ■'■'

w«'c?', 5'-f" • •••" ■'.■•»'•••".';.- •.■■",..• -•

'•*■■'••••) '' ■'■"!>'•■•■■vj»*2.-* ;■ '
• '••*—-. ;,:■■"-i'T.:'*'•'•/""'/. V- :-•

". -..,;.'- ;7r...... .^"U^"^..,
'; '•: '"

" ." . - ".^i ,„-,l_ '.■» - .

i ^ t ■"' ->, " -1 ■•i'' .
->■•̂ ..'•"—:X-:v—.*•:,—•■'v-^"'"':;^': \̂ >-''''X v (- : .-

', ^|f>^^pÖ^|Ä|^



Anlage 3 zum Leitfaden

- Erlaß des MWF vom 13.02.1998



Ministerium für Wissenschaft und Forschung
.; des Landes Nordrhein-Westfalen

Postanschrift:
Ministerium für Wissenschaft und Forschung NRW. 40 190 Düsseldorf

An die
Universitäten
im Geschäftsbereich des
für Wissenschaft und For

L

Landes Nordrhein-Westfal =$iesse

III AI- 3021 -

Pr ror/Wi

P Ref ULB

Pr Pisn/F

URZ VME

. ß^ 17. FE8. 19S8

Heinrich-Ij'^in^-Llniversität Düsseid
D1 14 05 D6 D7

■\kfi\JUfc

Völklinger Straße 49
40221 Düsseldorf ,'-:
Telefon
(0211) 896-04
Durchwahl
896- 4426 •
Auskunft erteilt: -'

Datum

Febr. 1998

Betr.: KMK-Vereinbarung über die Besetzung vöTTTrolessore
stellen'an den Hochschulen vom 10.:il. 19978 i.d.F.
vom 6.12.1996; . 2
hier: Zeitliche Befristung der Zusagen über die per¬

sonelle und sächliche Ausstattung für Forschung
und Lehre im Rahmen von "Berufungs- und-Bleibe- /
Verhandlungen mit ^Professoren '/'

Bezug: 153. Amtschefkonferenz am 29./30. Januar 1998:. '...

In der.153."AK-Sitzung am 29./30. Januar 1998 ist ein alle s
Länder bindender Beschluß über die zeitliche Befristung der i
Zusagen über die personelle und sächliche Ausstattung für |
Forschung' und Lehre .im Rahmen von 'Berufungs- und. Bleibever- |
handlungen mit Profe'ssören" gefaßt worden.-. Die Länderverein- I.
.barung lautet:. >.>■-■■■'".■'■■* '_■'■■ ..'■_;■ .;

"1. Die Ausstattung des Fachgebiets eines Professors wird be-

:•••'•• fristet gewährt. ■-•'«' '-.'..'..;-.'.;••"••.-■—-'.-•.--;•'•

2. Die Frist beträgt in der Regel' fünf Jahre."-

Ich bitte um Beachtung vor allem bei Berufungsverhandlungen..
Zur Umsetzung empfehle ich, dies auch in die ■Mechanismen der
internen erfolgsorientierten Ressourcensteuerung einfließen
zu lassen. .

lM$&

jL±Z2*l„\.._(^

Iiik Auftrag

Gleitende Arbeitszeit: Kern:.::- :ij. ^ Ol. ?
Telefax ,:;:', 'i,̂ 3-»55j

Öffentliche Verkehrsmittel: Rheinbahn Linien 704 urw 703 ois K;i:cr

I? 30 Uhr. Mi. bis Fr: 9.00 Uhr -15 00 Uhr
t ;;: httpr/.'www mwf.nrw.de

.rg-Schulhoff-Platz: S-Bahn S8 und Sil bis Haltestelle Völklinger Strafle



Anlage 4 zum Leitfaden

Die maßgeblichen Rechtsvorschriften des UG

II. Die maßgeblichen Rechtsvorschriften des SchwbG

Auszug aus den Richtlinien zur Durchführung des SchwbG

III. FFG

Frauenförderungskonzept des MWF

Grundsätze des MWF zur Frauenförderung in den Uni¬
versitäten

Zuständigkeitsregelung der HHU zu den Grundsätzen der
Frauenförderung in den Universitäten



Die maßgeblichen Rechtsvorschriften des UG

§ 3 Aufgaben. (1) ^Die Hochschulen^ dienen, der; Pflege und Ent¬
wicklung; der;Wissenschaften durch Forschung, Lehre ;und. Studium.
2 Sie wirken dabei an der Erhaltung des demokratischen, und.; sozialen
Rechtsstaates.mitund tragen.zur Verwirklichung der verfässungsrechtli-
chen "Weitentscheidungenbei! "3Sie bereiten auf benifliche^ Tätigkeiten '
vor, die aUelAnwehdung'wra'enschaftlichef'ErkeÄtnisseJumd;^.wissen¬
schaftlicher. MetEodjm^ejferdÄmVJfSie^^fp.rdein^ifcn!Iw^enschaftlichen.
Nachwuchs. s Sie setzen^ch" im Bewußtsein ihrer Verantwortung^ge¬
genüber der Gesellschaft' und der-Umwelt ;mit : den" möglichen "Folgen
einer Nutzung.ihref Fbrschuhgsergebrusse'ausemahdeff^DiiSäcze 1 bis
5 gelten für die TCünst entsprechend, soweicsie-zu- den HochschuIahP
gaben gehört. .....- ~

(2) Die Hochschulen .wirken, bei der. Wahrnehmung ihrer. Aufgaben
daraufhin, daß Frauen und Männer in der. Hochschule die ihrer Quali¬
fikation entsprechenden gleichen Entwicklungsmöglichkeiten - haben"
und die für die Frauen bestehenden Nachteile beseitigt.werden. i(f 9 .
. (3) Die Hochschulen, dienen dem.-weiterbüdenden.Stadium, und. be¬
teiligen sich; an. Veranstaltungen: derL Weiterbildung...;Sie „fördern die
Weiterbildung ihres Personals..,,...;-../ .-■■ r ;r{,- , : \ f-..>:^—r.j si-M-, '

(4) Die Hochschulen fördern den Wissens- und Technologietransfer:'
.(5V Die Hochschulen, wirken an der sozialen, .Förderung der "Stu¬

dierenden mit; sie.berücksichtigen.die besonderen Bedürfnisse:behin-
derter_Studierender.2 Siefördern in ihrem Bereich denSport. - • ■

(6) Die Hochschulen fördern die internationale, insbesondere, die
europäische Zusammenarbeit im Hochschulbereich und den Austausch
zwischen deutschen und ausländischen Hochschulen; sie berücksichti¬
gen die besonderen Bedürfhisseausländischer Studierender. Sie wirken
auf die Verbesserung der studentischen Mobilität innerhalb Europas
hin, insbesondere durch Förderung von Maßnahmen, die die gegensei¬
tige Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen erleichtem.

(7) Die Hochschulen nach § 1 Abs. 2 wirken bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben untereinander, mit anderen staatlichen oder staatlich
anerkannten Hochschulen sowie mit staatlichen und staatlich geförder¬
ten Forschungs- und Bildungseinrichtungen und mit Einrichtungen der
Forschungsförderung zusammen.

(8) Die Hochschulen unterrichten die Öffentlichkeit über die Erfül¬
lung ihrer Aufgaben.

(9) Andere als in diesem Gesetz genannte Aufgaben können einer
Hochschule nur übertragen werden, wenn sie mit den in Absatz 1 ge¬
nannten Aufgaben zusammenhängen und die Hochschule vorher ge¬
hört worden ist.



§ 21 Senat. (1) Der Senat ist für solche Angelegenheiten in For¬
schung, Lehre und Studium zuständig, die die gesamte Hochschule
oder zentrale Einrichtungen betreffen oder von grundsätzlicherBedeu¬
tung sind. Er hat insbesonderefolgende Aufgaben:

1. Behandlung von Grundsatzfragen der Neuordnung des Hoch¬
schulwesensund der Studienreform;

2. Stellungnahme zu dem Beitrag der Hochschule zum Voranschlag
für den Landeshaushaltund zur Verteilung der nach dem Haus¬
haltsplan zur Verfügungstehenden Stellen und Mittel;

3. Beschlußfassungim Zusammenhang mit der Festsetzung von Zülas-
sungszahlendurch die Hochschule;

4. Beschlußfassung über die Errichtung, Änderung und Aufhebung
von Fachbereichen, Einrichtungen und gemeinsamen Kommissio¬
nen;

5. Entscheidungen von grundsätzlicherBedeutung in Fragen der For¬
schung und der Einrichtung von Sonderforschungsbereichen;

6. Entscheidungen von grundsätzlicherBedeutung in Fragen der För¬
derung des wissenschafdichenNachwuchses;

7. Beschlußfassungüber Satzungen und Ordnungen der Hochschule,
soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, sowie Beschlußfas¬
sung über die Zustimmung zu den Ordnungen der Fachbereiche;

8. Beschlußfassung über die Vorschläge der Fachbereiche für die
Berufung von Professorinnenund Professoren;

9. Beschlußfassungin Grundsatzfragendes Lehr- und Studienbetriebes
sowie der Studienberatung an der Hochschule;

10. Beschlußfassung über den Vorschlag für die Wahl der Rektorin
oder des Rektors und der Prorektorinnen oder Prorektoren;

11. Beschlußfassung im Zusammenhang mit dem Vorschlagsrecht der
Hochschule zur Ernennung der Kanzlerin oder des Kanzlers und
der Leiterin oder des Leiters der Hochschulbibliothek sowie zur
Bestellung der Leiterin oder des Leiters des Rechenzentrums.

(2) Ist zweifelhaft, ob für eine Aufgabe der Senat, eine ständige Kom¬
mission oder der Fachbereichsrac zuständig ist, so entscheidet der Senat
über die Zuständigkeit.

(3) Mitglieder des Senats sind
1. die Rektorin oder der Rektor als Vorsitzende oder Vorsitzender,
2. sieben Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Professorinnen

und Professoren,
3. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der wissenschafdi¬

chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
4. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Studierenden

und
5. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der nichrwissen-

schaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Die Hochschule kann die Verdoppelung der Zahl der Vertreterinnen

oder Vertreter der Gruppen nach Satz 1 Nr. 3 bis 5 vorsehen; in diesem
Fall sind zwölf Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Professo¬
rinnen und ProfessorenMitglieder des Senats.

(4) Die Prorektorinnen und Prorektoren, die Dekaninnen und De¬
kane, die Kanzlerin oder der Kanzler, die Frauenbeauftragte und die
oder der Vorsitzende des AllgemeinenStudentenausschussesnehmen an
den Senatssitzungen beratend teil. Vor der Beschlußfassungdes Senats
über Angelegenheiten, die eine zentrale Einrichtung unmittelbar be¬
rühren, ist deren Leiterin oder Leiter Gelegenheit zur Teilnahme an
den Beratungen zu geben.

(5) Die Mitglieder des Senats nach Absatz 3 Satz 1 Nf. 2 bis 5 und
Satz 2 werden von den Hochschulmitgliedern gewählt. Die Amtszeit
der studentischen Mitglieder beträgt ein Jahr, die Amtszeit der übrigen
Wahlmitglieder beträgt zwei Jahre.

(6) Der Senat kann Ausschüsse bilden und auf sie jederzeit widerruf¬
lich Entscheidungsbefugnissefür bestimmte Aufgaben übertragen (be¬
schließende Ausschüsse). Die Professorinnenund Professoren müssen in
einem beschließenden Ausschuß für Angelegenheiten, die Forschung,
Lehre oder die Berufung von Professorinnen und Professoren berüh¬
ren, mindestens einen Sitz mehr als die übrigen stimmberechtigten Mit¬
glieder des Gremiums zusammengenommen haben. Die stimmberech¬
tigten Mitglieder eines beschließenden Ausschusses werden vom Senat
aus seiner Mitte nach Gruppen getrennt gewählt.



§ 23 a Frauenbeauftragte. Im Rahmen der Aufgabe nach § 3 Abs. 2
ist eine Frauenbeauftragte zu bestellen. Sie nimmt Aufgaben der Frau-
enfÖrderung auch für die Studentinnen und nichtwissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen wahr. Die Frauenbeauftragte ist von den zuständigen
Stellen der Hochschule zu unterrichten, macht Vorschläge und nimmt
Stellung in allen Angelegenheiten, die die Belange der Frauen in der
Hochschule berühren. Bei der Behandlung solcher Angelegenheiten in
den Hochschulgremien ist ihr Gelegenheit zur Information und bera¬
tenden Teilnahme zu geben. Die Frauenbeauftragte berichtet dem Se¬
nat über ihre Tädgkeit. Sie ist auf ihren Antrag von ihren sonstigen
Dienstaufgaben in dem notwendigen Umfang freizustellen.

§ 28 Fachbereichsrat. (1) Dem Fachbereichsrat obliegt die Beschluß¬
fassung über die Angelegenheiten des Fachbereichs, für die nicht die
Zuständigkeit der Dekanin oder des Dekans oder eine andere Zu¬
ständigkeit bestimmt ist. Er ist insoweit in allen Forschung und Lehre
betreffenden Angelegenheiten und für die Beschlußfassung über die
Fachbereichsordnung und die sonstigen Ordnungen für den Fachbe¬
reich zuständig. Er nimmt die Berichte, insbesondere den Lehrbericht
der Dekanin oder des Dekans entgegen und kann über die Angelegen¬
heiten des FachbereichsAuskunft verlangen.

(2) Mitglieder des Fachbereichsratssind
1. die Dekanin oder der Dekan als Vorsitzende oder Vorsitzender,
2. die Prodekanin oder der Prodekan mit beratender Stimme,
3. sieben Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Professorinnen

und Professoren,
4. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der wissenschaftli¬

chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
5. drei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Studierenden und
6. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der nichtwissen¬

schaftlichenMitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Die Grundordnung kann die Erhöhung der Zahl der Vertreterinnen
und Vertreter der Gruppen nach Satz 1 Nr. 3 und 6 um jeweils eins
vorsehen.

(3) Die Mitglieder des Fachbereichsratesnach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3
bis 6 werden von den Mitgliedern des Fachbereichs gewählt. Ihre
Amtszeic beträgt zwei Jahre; die Amtszeit der studentischen Mitglieder
beträgt ein Jahr.

(4) Vor der Beschlußfassungdes Fachbereichsrates über Angelegen¬
heiten, die eine wissenschaftlicheEinrichtung oder eine Betriebseinheit
des Fachbereichs unmittelbar berühren, ist deren Leitung, bei der Be¬
handlung von Fragen eines Faches, das im Fachbereichsrat nicht durch
eine Professorin oder einen Professor vertreten wird, mindestens einer
Professorin oder einem Professor dieses Faches Gelegenheit zu geben,
an den Beratungen teilzunehmen. Bei der Beschlußfassung über Beru-
füngsvoischläge, Habilitationen und Habilitations- und Promotions¬
ordnungen sind alle Mitglieder der Gruppe der Professorinnen und
Professoren, die Mitglieder des Fachbereichssind, stimmberechtigt. Bei
der Berechnung von Mehrheiten gelten sie als Mitglieder des-Fachbe¬
reichsrats, soweit sie an der Entscheidung mitgewirkt haben.

(5) Der Fachbereichsratkann Ausschüssebilden und auf sie jederzeit
widerruflich Entscheidungsbefugnissefür bestimmte Aufgaben übertra¬
gen (beschließende Ausschüsse).Für die Entscheidung bestimmter An¬
gelegenheiten, die mehrere Fachbereiche berühren und eine aufeinan¬
der abgestimmte Erfüllung erfordern, sollen die beteiligten Fachbe¬
reichsräte gemeinsame beschließende Ausschüsse bilden. Die Übertra¬
gung von Entscheidungsbefugnissen ist jederzeit widerruflich. Die
stimmberechtigten Mitglieder eines beschließenden Ausschusses werden
vom Fachbereichsratoder von den beteiligten Fachbereichsrätenjeweils
aus deren Mitte nach Gruppen getrennt gewählt. § 21 Abs. 6 Satz 2 fin¬
det Anwendung. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.



§ 37 Fachbereich Medizin. (1) Die medizinischen Fachgebiete der
Hochschule bilden den Fachbereich Medizin. Auf den Fachbereich

Medizin finden die Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung, soweit
nachstehend nichts anderes bestimmt ist.

(2) Dem Fachbereich Medizin obliegt die Pflege der Wissenschaftin
Forschung und Lehre in den Medizinischen Einrichtungen. Im Rah¬
men der Vorschrift des § 25 Abs. 2 hat er insbesondere folgende Aufga¬ben:
1. Er weist die Professorinnenund Professoren, die nicht Leiterin oder

Leiter einer Abteilung sind, und die Hochschuldozentinnen und
Hochschuldozenten den Teileinrichtungen der Medizinischen Ein¬
richtungen zu und regelt die organisatorischenVoraussetzungender
Forschung;

2. er nimmt zu dem Beitrag der Hochschule zum Voranschlagfür den
LandeshaushaltStellung, soweit er die Medizinischen Einrichtungen
für den Bereich von Forschung und Lehre betrifft;

3. er beschließt im Rahmen des § 103 Abs. 1 Satz 1 über die Vertei¬
lung der für die Forschungund Lehre in den Medizinischen Einrich¬
tungen ausgewiesenenStellen und Mittel.

Vor Entscheidungen in Angelegenheiten von Forschung, Lehre und
Studium ist der Klinische Vontand zu hören, soweit die Krankenver¬
sorgung und das öffentliche Gesundheitswesen betroffen sind. Ent¬
scheidungen in Angelegenheiten gemäß Satz 2 erfolgen im Einverneh¬
men mit dem Klinischen Vorstand, soweit die Krankenversorgung und
das öffentliche Gesundheitswesenbetroffen sind.

(3) Der Klinische Vorstand ist zur Durchführung der vom Fachbe¬
reich Medizin auf dem Gebiet der Forschung und Lehre getroffenen
Entscheidungen verpflichtet. Er kann gegen Entscheidungen des Fach¬
bereichs Medizin innerhalb einer vierwöchigen Frist Einspruch erhe¬
ben, wenn er durch sie die Belange der Krankenversorgung für unzu¬
mutbar beeinträchtigt hält. Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung.
Über den Einspruch entscheidet das Rektorat. Das gilt auch, wenn das
Einvernehmen nicht hergestellt werden kann. Ist zweifelhaft, ob eine
Entscheidung das Fachbereichs Medizin die Krankenversorgung und
das öffendiche Gesundheitswesen betrifft, so entscheidet das Rektorat
darüber.

§ 39 Klinischer Vorstand. (1) Dem Klinischen Vorstand obliegt im
Rahmen der Leitung der Medizinischen Einrichtungen die Entschei¬
dung in Angelegenheiten der Medizinischen Einrichtungen von grund¬
sätzlicher Bedeutung, die über den Aufgabenbereich der Ärzdichen
Direktorin oder des Ärztlichen Direktors, der Verwaltungsdirektorin
oder des Verwaltungsdirektorsund der Leitenden Pflegekraft hinausge¬
hen. In diesem Rahmen hat er insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er ist für die Organisadon der Krankenversorgung und des Betriebs¬

ablaufs sowie für die Krankenhaushygiene in den Medizinischen
Einrichtungen verantwortlich;

2. er sorgt für die Einhaltung der Rechtsvorschriften und die Ausfüh¬
rung der Anordnungen des Ministeriums für Wissenschaftund For¬
schung und der Hochschulleitung und stellt im Rahmen der Ent¬
scheidungen des FachbereichsMedizin die organisatorischenVoraus¬
setzungen für Forschung und Lehre in den Medizinischen Einrich¬
tungen sicher,.

3. er sorgt für eine gleichmäßige und wirtschaftliche Bettenbelegung
und entscheidet nach Anhörung der betroffenen Abteilungsleiterin¬
nen oder Abteilungsleiterüber einen erforderlichen Bettenausgleich
zwischen den Abteilungen mit Zustimmung des Ministeriums für
Wissenschaftund Forschung;

4. er überwacht die Fort- und Weiterbildung im ärztlichen und pfle¬
gerischen Bereich sowie im Bereich der medizinischen Heilhilfsbe¬
rufe;

5. er nimmt zu dem Beitrag der Hochschule zum Voranschlag für den
LandeshaushaltStellung, soweit er die Medizinischen Einrichtungen



für den Bereich der Krankenversorgung und des öffentlichen Ge¬
sundheitswesensbetrifft;

6. er beschließt im Rahmen des § 103 Abs. 1 Satz 1 über die Vertei¬
lung der für die Krankenversorgung und die Aufgaben des öffentli¬
chen Gesundheitswesens in den Medizinischen Einrichtungen aus¬
gewiesenen Stellen und Mittel;

7. er entscheidet über die Zuweisung der Mitarbeiterinnen und Mitar¬
beiter an die Teileinrichtungen der Medizinischen Einrichtungen,
soweit sie nicht einer Professorin oder einem Professor zugeordnet
sind;

8. er erläßt eine Hausordnung, die der Genehmigung der Rektorin
oder des Rektors bedarf, die Aufnahmebedingungen für die Hoch¬
schulkliniken und eine Organisationsordnung der Medizinischen
Einrichtungen.

Entscheidungen in Angelegenheiten gemäß Satz 2 Nr. 5 und 6 erfolgen
im Einvernehmen mit dem Fachbereichsrat des Fachbereichs Medizin,
soweit der Bereich von Forschung und Lehre betroffen ist. Kann das
Einvernehmen nicht hergestelltwerden, so entscheidet das Rektorat. Ist
zweifelhaft, ob eine Entscheidung des Klinischen Vorstandes die For¬
schung und Lehre betrifft, so entscheidet das Rektorat darüber.

(2) Der Klinische Vorstand kann im Rahmen seiner Zuständigkeit
den Vorständen der medizinischen Zentren und Leiterinnen und Lei¬
tern sonstiger Einrichtungen sowie in unaufschiebbaren Fällen den
Leiterinnen und Leitern der Abteilungen Weisungen erteilen; sind me¬
dizinische Zentren nicht gebildet, so gilt dieses auch in den übrigen
Fällen. Die Weisungsbefugnis erstreckt sich nicht auf ärztliche Ent¬
scheidungen. § 63 bleibt unberührt. Die Teileinrichtungen sollen vor
Entscheidungen in Angelegenheiten, die sie betreffen, gehört werden.

(3) Dem KlinischenVorstand gehören an:
l.Je eine Professorin oder ein Professor, die Leiterin oder der Leiter

oder die geschäftsführendeLeiterin oder der geschäftsführendeLeiter
einer Abteilung aus dem Gebiet operative, konservative und medi¬
zinisch-theoretische Medizin ist; anstelle der Professorin oder des
Professors aus der medizinisch-theoretischen Medizin kann eine
Professorin oder ein Professor aus dem Bereich der Zahnmedizin
oder eine Professorin oder ein Professor, die Leiterin oder der Leiter
einer zentralen Diensdeiscungseinrichtung ist, Mitglied des Klini¬
schen Vorstandes sein; eine Professorin oder ein Professor aus dem
•Bereich der operativen oder der konservativen Medizin wird zur
Arztlichen Direktorin oder zum Ärztlichen Direktor bestellt; § 40
Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt;

2. die Verwaltungsdirektorin oder der Verwaltungsdirektor;
3. die Leitende Pflegekraftder Medizinischen Einrichtungen;
4. die Dekanin oder der Dekan des Fachbereichs Medizin mit beraten¬

der Stimme.
(4) Die Mitglieder des Klinischen Vorstandes gemäß Absatz 3 Nr. 1

sowie jeweils eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter werden von
den Versammlungen der Leiterinnen oder Leiter oder geschäftsführen¬
den Leiterinnen oder Leiter der Abteilungen und zentralen Diensdei-
stungseinrichtungen in den jeweiligen Bereichen mit der Mehrheit der
Summen der Anwesenden für drei Jahre gewählt. Wiederwahl ist zuläs¬
sig. Eine Abwahl ist ausgeschlossen.

(5) Vorsitzende oder Vorsitzender des Klinischen Vorstandes ist die
Ärzdiche Direktorin oder der Ärztliche Direktor. Die Ärzdiche Direk¬
torin oder der Ärzdiche Direktor hat rechtswidrige Beschlüsse, Maß¬
nahmen und Unterlassungendes Klinischen Vorstandes zu beanstanden;
§ 27 Abs. 1 Satz 6 und 7 findet entsprechende Anwendung. Sie oder er
trifft die Entscheidungen nach Maßgabe des § 15 Abs. 6 im Einverneh¬
men mit der Verwaltungsdirektorinoder dem Verwaltungsdirektor.

(6) Die Ärztliche Direktorin oder der Ärztliche Direktor, die Ver¬
waltungsdirektorin oder der Verwaltungsdirektor und die Leitende
Pflegekraft nehmen die ihnen als Mitglied des Klinischen Vorstandes
zugewiesenen Aufgaben in eigener Zuständigkeit wahr. Sie sind in
diesem Rahmen zu Weisungen nach Maßgabe des Absatzes 2 befugt.
Soweit eine Angelegenheit den jeweiligen Aufgabenbereich überschrei¬
tet oder es sich um eine Angelegenheit von grundsätzlicher Bedeutung
für die Arbeit des Klinischen Vorstandes handelt, ist eine Entscheidung
des Klinischen Vontandes herbeizuführen. Dem Klinischen Vorstand
kann jedes seiner Mitglieder gemäß Satz 1 unbeschadet des Satzes 2 An¬
gelegenheiten zur Entscheidung vorlegen. In Haushaltsangelegenheiten
kann eine Entscheidung nicht gegen die Srimme der Verwaltungs¬
direktorin oder des Verwaltungsdirektors in ihrer oder seiner Eigen¬
schaft als Beauftragte oder Beauftragter für den Haushalt der Medi¬
zinischen Einrichtungen getroffen werden.

f7) Das Rektorat erläßt für die Wahlen zum Klinischen Vorstand ei¬
ne Wahlordnung. Der Klinische Vorstand gibt sich eine Geschäftsord¬
nung, die der Genehmigung durch das Rektorat bedarf.



§ 49 Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Pro¬
fessoren. (1) Einstellungsvoraussetzungenfür Professorinnen und Pro¬
fessoren sind neben den allgemeinen dienstrechdichen Voraussetzun¬
gen:
1. Ein abgeschlossenes Hochschulstudium,
2. pädagogischeEignung, die durch Erfährung in einer vorausgegange¬

nen Lehr- oder Ausbildungstärigkeitnachgewiesen oder bei Fehlen
dieser Voraussetzung ausnahmsweiseim Berufungsverfahren festge¬
stellt wird; § 201 Abs. 3 des Landesbeamtengesetzes 1) bleibt unbe¬
rührt,

3. besondere Befähigungzu wissenschaftlicherArbeit, die in der Regel
durch die Qualität einer Promotion nachgewiesen wird,

4. darüber hinaus je nach den Anforderungen des zu vertretenden Fa¬
ches oder der Stelle
a) zusätzliche wissenschaftlicheLeistungen (Absatz 2) oder
b) besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung

wissenschaftlicherErkenntnisseund Methoden (Absatz 3),
5. für Professorinnen und Professoren mit ärztlichen oder zahnärzdi-

chen Aufgaben die Anerkennung als Gebietsärztin oder Gebietsarzt
oder Gebietszahnärztin oder Gebietszahnarzt, soweit für das betref¬
fende Fachgebiet nach den gesetzlichen Vorschriften eine entspre¬
chende Weiterbildung vorgesehen ist.
(2) Die zusätzlichen wissenschaftlichenLeistungen werden in der

Regel durch eine Habilitation nachgewiesen. In Fächern, in denen eine
Habilitation nicht üblich ist, bei Berufungen aus dem Ausland oder in
Ausnahmefällen erfolgt der Nachweis durch gleichwertige wissen¬
schaftlicheLeistungeninnerhalb oder außerhalb des Hochschulbereichs.

(3) Die besonderen Leistungen bei der Anwendung oder der Ent¬
wicklung wissenschaftlicherErkenntnisse und Methoden sind während
einer fünfjährigen berufspraktischen Tätigkeit auf einem Gebiet, das
dem zu vertretenden Fach entspricht, zu erbringen, von denen minde¬
stens drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt worden sein
müssen.

(4) Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen der
Stelle entspricht, kann abweichend von Absatz 1 Nr. 1, 3 und 4 auch
eingestellt werden, wer hervorragende fachbezogene Leistungen in der
Praxis nachweist.

(5) In künsderischen Fächern kann abweichend von Absatz 1 Nr. 3
und 4 als Professorin oder Professor eingestelltwerden, wer eine beson¬
dere Befähigung zu künsderischer Arbeit und zusätzliche künstlerische
Leistungen nachweist. Der Nachweis der zusätzlichen künsderischen
Leistungen wird in der Regel durch besondere Leistungen während
einer fünfjährigen künsderischen Tätigkeit, von der mindestens drei
Jahre außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müssen,
erbracht. Absatz 4 bleibt unberührt.

(6) Auf eine Stelle, deren Aufgabenumschreibung die Wahrnehmung
erziehungswissenschaftlicheroder fachdidaktischer Aufgaben in der
Lehrerbildung vorsieht, soll nur berufen werden, wer eine dreijährige
Schulpraxis nachweist.Professorinnen und Professoren, die ausschließ¬
lich in Fachhochschulstudiengängentätig sind, sollen außer in beson¬
ders begründeten Ausnahmefallendie Einstellungsvoraussetzungennach
Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe b erfüllen.



§ 50 Berufung. (1) Das Ministerium für Wissenschaftund Forschung
beruft die Professorinnen und Professoren auf Vorschlag der Hoch¬
schule. Es kann eine Professorin oder einen Professor abweichend von
der Reihenfolge des Vorschlages der Hochschule berufen oder einen
neuen Vorschlag anfordern. Ohne Vorschlag der Hochschule kann es
eine Professorin oder einen Professor berufen, wenn die Hochschule
acht Monate nach Einrichtung, Zuweisung oder Freiwerden der Stelle,
bei Freiwerden durch Erreichen der Altersgrenze drei Monate nach
dem Freiwerden der Stelle, keinen Vorschlag vorgelegt hat, wenn sie
der Aufforderung zur Vorlage eines neuen Vorschlagesbis zum Ablauf
von sechs Monaten nicht nachgekommen ist oder wenn in dem neuen
Vorschlag keine geeigneten Personen benannt sind, deren Qualifikation
den Anforderungen der Stelle entspricht. In den Fällen der Sätze 2 und
3 ist die Hochschule zu hören.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 3 kann das Mini¬
sterium für Wissenschaftund Forschung die Stelle auch einem anderen
Fachbereich oder einer anderen Hochschule zuweisen. Vor der Zuwei¬
sung an eine andere Hochschule sind die beiden betroffenen Hoch¬
schulen zu hören.

(3) Mitglieder der ausschreibenden Hochschule dürfen nur in be¬
gründeten Ausnahmefällen berufen werden. Satz 1 gilt in Fachhoch¬
schulstudiengängen bei der Berufung in ein zweites Professorenamt
nicht.

(4) Bei einer Berufung dürfen Zusagen über die Ausstattungdes vor¬
gesehenen Aufgabenbereiches nur im Rahmen bereiter Haushaltsmittel
erteilt werden.

§51 Berufungsverfahren. (1) Die Stellen für Professorinnen und
Professoren sind vom Rektorat auf Vorschlag des Fachbereichs öffent¬
lich auszuschreiben. Die Ausschreibung muß Art und Umfang der zu
erfüllenden Aufgaben angeben. Die Aufgaben in der Lehre müssen so
weit gefaßt sein, daß durch die Stelleninhaberin oder den Stelleninha¬
ber ein.rangemessener;Teil.des erforderlichen Lehrangebots des Fachs
auf Dauer abgedeckt-werden kann.: Bei-Wiederbesetzungen prüft das
Rektorat, ob die Aufgabenumschreibuhg'der'Stelle geändert, die Stelle
einem anderen Fachbereich^zugewiesen oder nicht wieder besetzt wer¬
den soll. Soll die Aufgabennmschreibung-der Stelle geändert oder die
Stelle einem anderen Fachbereich,zugewiesenwerden,, beschließt hier¬
über der. Senat nach Anhörung.der betroffenen Fachbereiche. In diesen
Fällen ist für die Atisschreibung der'Stelle die Zustimmung des Mini-
steriurns ;für;Wisserischaftund Forschung erforderlich.: ,.'. ..-, .:• .;- .;
. (2) Die Hochschule hat dem" Ministerium'für Wissenschaftund For¬
schung ihren Berufungsvorschlag zum frühestmöglichen Zeitpunkt,
spätestens innerhalb der in § 50 Abs. 1 Satz 3 genannten Fristen, vorzu¬
legen. Wird eine Stelle'frei,-weil, die Inhaberin oder: der. Inhaber, die
Altengrenze: erreicht, .soll. der.Berufungsvorschlag sechs Monate vor
diesem Zeitpunkt vorgelegt werden. ,;•; . : -; ;- ;>...':.. • ,.-- ; • : -,--v ■
■■'.(3) Der.Berufühgsvorschlag soll drei Einzervorschläge in bestimmter
Reihenfolge-enthalten, und muß diese insbesondere im Hinblickauf die
von der Stelleninhaberin oder dem Stelleninhaber zu erfüllenden Lehr-
und-Forschungsaüfgaben:aasreichend begründen; ihm sollen zwei ver¬
gleichende Gutachten,auswärtiger Professorinnen oder Professoren bei¬
gefügt werden. -..; .,;,.;... ; .-;j :'.::..■.;>..-; ;. ■'-. uir.'rjx:■..': .''. .-...': ■'.;
-. (4)' ZunVorbereitungVon.Berufungsvorschlägen werden Berufungs¬
kommissionen gebüdet; in denen die; Professorinnen und Professoren
über, die- absolute Mehrheit der Stimmen, verfügen. Den Berufungs¬
kommissionen, können., auch Professorinnen-und Professoren anderer
Hochschulen angehören: Bei der Besetzung von Stellen-für Professo¬
rinnen und Professoren mit der: Qualifikation gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 4
Buchstabe a. oder, b soll die Mehrheit der.Professorinnen und.Professo-
ren;in der Berufüngskomrnissiondie entsprechende Qualifikation,besit-y-
zen_- Die...Mitglieder, der,.Bemfüngskommissionen. werden .von,den-;
Mitgliedern des Fachbereichsrates.nachGruppen getrennt gewählt:,Das
Nähere .regelt die-Hochschule.;;. •-,.■,:? :-;L.- ••ß.üÜMäi-jr'I 'iüc"-°c?nij?r£!~
!:;{5)-Die^Bewerberih;ödenderBewerbernac kein Rechraüf-Einsichr-
in-.'die'-Aktendes Berufungsveffährens, soweicsieGutachteh über die
fachliche Eignungenthalten:oder wiedergeben:-'^"-5&Ki3«&i':S t ::.'.: •■>-



§ 103:.Verteilung der Haushaltsmittel. (ljJJber'die.Verteilung
der. Stellen!.und Mittel auf die.Fachbereiche" uzennien 'EiMchningen
und .die^Medizhiischen'JFjnrich'aingen beschließe,das' Rektorat'nach
Steuungnahrne-„des Senats :und- inr .Benehrne'nrmit;.den7 betroffenen
Fachbereichen,. zentralen,Einrichtungen, .und Medizinischen,Einrich¬
tungen".. Die Kanzlerin Ö3er der Kanzler.fuhrt.'den Beschluß des,Rek-

(2) Unbeschadet der.allgemein geltenden.haushaltsrechtlichen Vor¬
schriften sindfolgendeiGrundsätzerzu,beachten:..rstrsK-L.;'.....;.",'..:..:. .
l.'Soweit'Stellen und-Mittel innerhalb der Hochschule verteilt werden,
.'""sind sie'den Fachbereichen,"'den'zentralen Einrichtungen und den

Medizinischen Einrichtungen zuzuweisen. .jZÜzzl. lissxj: --. .:■ c--
2. Bei der Verteüung-ist für Fälle eines- während "des'Haushaltsjahres
'eintretenden dringenden, nicht vorhersehbaren Bedarfs eine ausrei-
- chende zentrale Reserve an Steilen und Mitteln zu bilden.'
3. Die Zuweisungen an die Fachbereiche sind, erforderlichenfallsmit

entsprechenden Auflagen oder Bindungen, so vorzunehmen, daß
vorbehaldich der Sicherstellung des Lehrbedarfs und von Zusagen
gemäß § 50 Abs. 4 der Bedarf der wissenschaftlichenEinrichtungen
und Becriebseinheiten sowie der Grundbedarf für den Aufgabenbe¬
reich der einzelnen Professorinnen und Professoren, Hochschuldo-
zenrinnen und Hochschuldozenten in dem erforderlichen Umfang
zur Verfügung stehen und die Finanzierung von längerfristigenwis-
senschafdichen Vorhaben nach Maßgabe der Möglichkeiten der
Hochschule gewahrleistet wird. Darüber hinaus können Zuweisun¬
gen für einen innerhalb eines Fachbereichs auszugleichenden weite¬
ren Bedarf vorgenommen werden.

4. Die Höhe der Zuweisungen ist durch das Rektorat regelmäßig unter
Berücksichtigung des Bedarfs und der Gesamcsituarionder Hoch¬
schule zu überprüfen.
(3) Die einem Fachbereich zugewiesenen Stellen und Mittel werden

unter Berücksichtigung der Grundsätze des Absatzes 2 Nr. 3 durch Be¬
schluß des Fachbereichsratsverteilt. Die Verteilung ist der Kanzlerin
oder dem Kanzler mitzuteilen.

., . . ... §135 . _. .: .....„.....___-__
Frühere Zusagen von Personal- und Sachmitteln

(1) Bei der Verteilung von Personal- und Sachmitteln in der Hoch¬
schule sind rechtsverbindliche Zusagen an Professoren zu beachten," wenn
der Professor auf der Einhaltung der entsprechenden" Vereinbarung
besteht Haben sich die tatsächlichen Verhältnisse, die für die Zusage
maßgebend gewesen sind, seit dem Zeitpunkt der Zusage wesentlich
geändert, kann eine Anpassung des Inhalts der Zusage an die veränderten
Verhältnisse vorgenommen werden, wenn durch ein Festhalten an der
Zusage die Erfüllung der Aufgaben der Hochschule oder das öffentliche
Interesse gefährdet würde.und die Anpassung dem Professor zumutbar ist.

(2) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 vor, so können für
die Verwaltung von Personal- und Sachmitteln übergangsweise von den
Vorschriften dieses Gesetzes abweichende Bestimmungen getroffen wer¬
den. Die Neugliederung der wissenschaftlichen Einrichtungen und
Betriebseinheiten gemäß § 134 wird hierdurch nicht berührt.



Die maßgeblichen Rechtsvorschriften des SchwbG

Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber
§ 5 Umfang der Beschäftigungspflicht. (1> Private Arbeitgeber und
Arbeitgeber der öffentlichen Hand (Arbeitgeber), die über mindestens 16
Arbeitsplätze im Sinne des § 7 Abs. 1 verfügen, haben auf wenigstens 6 vom
Hundert der Arbeitsplätze Schwerbehinderte zu beschäftigen.

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, den Pflichtsatz nach Absatz 1
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates nach dem jewei¬
ligen Bedarf an Pflichtplätzen für Schwerbehinderte zu ändern, jedoch auf
höchstens 10 vom Hundert zu erhöhen oder bis auf 4 vom Hundert herabzu¬
setzen; dabei kann der Pflichtsatz für Arbeitgeber der öffentlichen Hand
höher festgesetzt werden als für private Arbeitgeber.

(3) Als Arbeitgeber der öffentlichen Hand im Sinne des Absatzes 1 gelten
1. jede oberste Bundesbehörde mit ihren nachgeordneten Dienststellen, das

Bundespräsidialamt, die Verwaltungen des Deutschen Bundestages und
Bundesrates, das Bundesverfassungsgericht, die obersten Gerichtshöfe
des Bundes, 'der Bundesgerichtshof jedoch zusammengefaßt mit dem
Generalbundesanwalt, sowie das Bundeseisenbahnvermögen,

2. jede oberste Landesbehörde und die Staats- und Präsidialkanzleien mit
ihren nachgeordneten Dienststellen, die Verwaltungen der Landtage, die
Rechnungshöfe (Rechnungskammern), die Organe der Verfassungsge¬
richtsbarkeit der Länder und jede sonstige Landesbehörde, zusammen¬
gefaßt jedoch diejenigen Behörden, die eine gemeinsame Personalver-

• waltung haben,
3. jede sonstige Gebietskörperschaft und jeder Verband von Gebietskörper¬

schaften,
4. jede sonstige Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen

Rechts.

§ 14 Pflichten der Arbeitgeber gegenüber Schwerbehinderten. (1) Die
Arbeitgeber sind verpflichtet zu prüfen, ob freie Arbeitsplätze mit Schwer¬
behinderten, insbesondere mit beim Arbeitsamt gemeldeten Schwerbehin-

, derten, besetzt werden können; bei dieser Prüfung sollen die Arbeitgeber
die Schwerbehindertenvertretung gemäß § 25 Abs. 2 beteiligen und die in
§ 23 genannten Vertretungen hören. Bewerbungen von Schwerbehinderten
sind mit der Schwerbehindertenvertretung zu erörtern und mit ihrer Stel¬
lungnahme dem Betriebs- oder Personalrat mitzuteilen; Bewerbungen von
schwerbehinderten Richtern sind mit der Schwerbehindertenvertretung zu
erörtern und mit ihrer Stellungnahme dem Präsidialxat mitzuteilen, soweit
dieser an der Ernennung zu beteiligen ist. Satz 2 gilt nicht, wenn der Schwer¬
behinderte die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung ausdrücklich
ablehnt.

(2) Die Arbeitgeber haben die Schwerbehinderten so zu beschäftigen, daß
diese ihre Fähigkeiten und Kenntnisse möglichst voll verwerten und weiter¬
entwickeln können. Sie haben die Schwerbehinderten zur Förderung ihres
beruflichen Fortkommens bei innerbetrieblichen Maßnahmen der berufli¬
chen Bildung bevorzugt zu berücksichtigen. Die Teilnahme an außerbetrieb¬
lichen Maßnahmen ist in zumutbarem Umfang zu erleichtern.

(3) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die Arbeitsräume, Betriebsvorrich¬
tungen, Maschinen und Gerätschaften unter besonderer Berücksichtigung
der Unfallgefahr so einzurichten und zu unterhalten und den Betrieb so zu
regeln, daß wenigstens die vorgeschriebene Zahl Schwerbehinderter in ih¬
ren Betrieben dauernde Beschäftigung finden kann; die Einrichtung von
Teilzeitarbeitsplätzen ist zu fördern. Die Arbeitgeber sind ferner verpflich¬
tet, den Arbeitsplatz mit den erforderlichen technischen Arbeitshilfen aus¬
zustatten. Die Verpflichtungen nach den Sätzen 1 und 2 bestehen nicht, so¬
weit ihre Durchführung für den Arbeitgeber nicht zumutbar mit unverhält¬
nismäßigen Aufwendungen verbunden wäre oder soweit die staatlichen
oder berufsgenossenschaftlichen Arbeitsschutzvorschriften ihnen entge¬
genstehen. Bei Durchführung dieser Maßnahmen haben die Landesarbeits¬
ämter und Hauptfürsorgestellen die Arbeitgeber unter Berücksichtigung
der für die Beschäftigung wesentlichen Eigenschaften der Schwerbehinder¬
ten zu unterstützen.



§ 25 Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung. (1) Die Schwerbehin¬
dertenvertretung hat die Eingliederung Schwerbehinderter in den Betrieb
oder die Dienststelle zu fördern, die Interessen der Schwerbehinderten in
dem Betrieb oder der Dienststelle zu vertreten und ihnen beratend und
helfend zur Seite zu stehen. Sie hat vor allem

1. darüber zu wachen, daß die zugunsten der Schwerbehinderten geltenden
Gesetze, Verordnungen, Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarun¬
gen und Verwaltungsanordnungen durchgeführt, insbesondere auch die
dem Arbeitgeber nach den §§ 5, 6 und 14 obliegenden Verpflichtungen
erfüllt, werden,

2. Maßnahmen, die den Schwerbehinderten dienen, bei den zuständigen
Stellen zu beantragen,

3. Anregungen und Beschwerden von Schwerbehinderten entgegenzuneh¬
men und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlung mit dem
Arbeitgeber auf eine Erledigung hinzuwirken; sie hat die Schwerbehin¬
derten über den Stand und das Ergebnis der Verhandlungen zu unter¬
richten.

In Betrieben und Dienststellen mit in der Regel wenigstens 300 Schwerbehin¬
derten kann sie nach Unterrichtung des Arbeitgebers den mit der höchsten
Stimmenzahl gewählten Stellvertreter zu bestimmten Aufgaben heranziehen.

(2) Die Schwerbehindertenvertretung ist vom Arbeitgeber in allen Angele¬
genheiten, die einen einzelnen Schwerbehinderten oder die Schwerbehinder¬
ten als Gruppe berühren, rechtzeitig und umfassend zu unterrichten und vor
einer Entscheidung zu hören; die getroffene Entscheidung ist ihr unverzüg¬
lich mitzuteilen. Die Durchführung oder Vollziehung einer ohne Beteiligung
gemäß Satz 1 getroffenen Entscheidung ist auszusetzen; die Beteiligung ist
innerhalb von 7 Tagen nachzuholen; sodann ist endgültig zu entscheiden.

(3) Der Schwerbehinderte hat das Recht, bei Einsicht in die über ihn
geführte Personalakte die Schwerbehindertenvertretung hinzuzuziehen. Die
Schwerbehindertenvertretung hat über den Inhalt der Personalakte Still¬
schweigen zu bewahren, soweit sie vom Schwerbehinderten nicht von dieser
Verpflichtung entbunden wird.

(4) Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, an allen Sitzungen des
Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrates und deren
Ausschüssen beratend teilzunehmen; sie kann beantragen, Angelegenheiten,
die einzelne Schwerbehinderte oder die Schwerbehinderten als Gruppe
besonders betreffen, auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen.
Erachtet sie einen Beschluß des Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts¬
oder Präsidialrates als eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen
der Schwerbehinderten oder ist sie entgegen Absatz 2 Satz 1 nicht beteiligt
worden, so ist auf ihren Antrag der Beschluß auf die Dauer von einer Woche
vom Zeitpunkt der Beschlußfassung an auszusetzen; die Vorschriften des
Betriebsverfassungsgesetzes und des Personalvertretungsrechtes über die
Aussetzung von Beschlüssen gelten entsprechend. Die Aussetzung hat keine
Verlängerung einer Frist zur Folge. In den Fällen des § 21 e Abs. 1 und 3 des
Gerichtsverfassungsgesetzes ist die Schwerbehindertenvertretung außer in
Eilfällen, auf Antrag eines betroffenen schwerbehinderten Richters vor dem
Präsidium des Gerichtes zu hören.

(5) Die Schwerbehindertenvertretung ist zu Besprechungen nach § 74
Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes, § 66 Abs. 1 des Bundespersonalver¬
tretungsgesetzes sowie den entsprechenden Vorschriften des sonstigen Perso¬
nalvertretungsrechtes zwischen dem Arbeitgeber und den in Absatz 4
genannten Vertretungen hinzuzuziehen.

(6) Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, mindestens einmal im
Kalenderjahr eine Versammlung der Schwerbehinderten im Betrieb oder in
der Dienststelle durchzuführen. Die für Betriebs- und Personalversammlun¬
gen geltenden Vorschriften finden entsprechende Anwendung.

(7) Sind in einer Angelegenheit sowohl die Schwerbehindertenvertretung
der Richter als auch die Schwerbehindertenvertretung der übrigen Bedien¬
steten beteiligt, so handeln sie gemeinsam.



§ 28 Beauftragter des Arbeitgebers. Der Arbeitgeber hat einen Beauftrag¬
ten zu bestellen, der ihn in Angelegenheiten der Schwerbehinderten vertritt;
falls erforderlich, können mehrere Beauftragte bestellt werden. Der Beauf¬
tragte hat vor allem darauf zu achten, daß die dem Arbeitgeber obliegenden
Verpflichtungen aus diesem Gesetz erfüllt werden.

Ordnungswidrigkeiten, Straf- und Schlußvorschriften

§ 68 Ordnungswidrigkeiten. (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz¬
lich oder fahrlässig
1. entgegen § 5 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach

§ 5 Abs. 2, Schwerbehinderte nicht nach dem festgesetzten Pflichtsatz be¬
schäftigt,

2. entgegen § 13 Abs. 1 das Verzeichnisnicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht in der vorgeschriebenen Form führt oder dort bezeichneten
Personen auf Verlangen nicht vorzeigt,

3. entgegen § 13 Abs. 2 Satz 1, 3, 4 oder 5 eine Anzeige nicht, nicht richtig,
nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebenen
Form erstattet,

4. entgegen § 13 Abs.' 3 eine Auskunft nicht oder nicht richtig erteilt oder
entgegen § 13 Abs. 4 den Einblick in den Betrieb nicht gewährt,

5. entgegen § 13 Abs. 5 eine dort bezeichnete Person der zuständigen Stelle
nicht oder nicht rechtzeitig benennt,

6. entgegen§ 14 Abs. 1 Satz2 die Bewerbung eines Schwerbehinderten nicht
mit der Schwerbehindertenvertretung erörtert oder den in § 23 genann¬
ten Vertretungen ohne die Stellungnahme der Schwerbehindertenvertre¬
tung mitteilt,

7. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 2 einen Schwerbehinderten bei innerbetriebli¬
chen Maßnahmen der beruflichen Bildung nicht bevorzugt berücksich¬
tigt oder

8. entgegen § 25 Abs. 2 die Schwerbehindertenvertretung in einer dort be¬
zeichneten Angelegenheit nicht, nicht richtig, nicht umfassend oder nicht
rechtzeitig unterrichtet oder vor einer Entscheidung nicht hört.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend
Deutsche Mark geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten ist das Landesarbeitsamt.

(4) § 66 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.
(5) Die Geldbuße ist an die Hauptfürsorgestelle abzuführen. Für ihre Ver¬

wendung gilt § 11 Abs. 3.
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Richtlinien

2ur Durchführung des Schwerbehindertengesetzes
• im öffentlichen Dienst im Lande

Nordrhein-Westfalen

RdErL d. Innenministeriums v. 11.11.1994-
^^H . II A 3 - 5.35.00 - 5/94

■ Die Landesregierung hat in ihrer Sitzung vom 25. Okto¬
ber 1994 folgende Grundsätze beschlossen, die ich mit der
Bitte um Beachtung bekanntgebe:

1 Allgemeines
2 Geschützter Personenkreis

. 3 Beschäftigungspflicht :
4 Einstellung . •
5 Personalaktenführung " .
6 Ausbildung und Prüfung
7 Beschäftigung "•
8 Einzelregelungen zum Ausgleich der Behinderung .
9 Arbeitsplatzwechsel

10 Beurteilung
11 Fortbüdung " _ •
12 Berufsförderung
13 Rehabilitation
14 Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses
15 Schwerbehindertenvertretung ■ •
15 Zusammenarbeit der Aufgabenträger
17 Anwendung in Gemeinden und Gemeindeverbänden

1- Allgemeines
11 Durch die Richtlinien .zur Durchführung des

Schwerbehindertengesetzes im öffentlichen Dienst
im Lande Nordrhein-Westfalen wird die besondere
Fürsorge— und Förderungspflicht des Landes, als

, Dienstherr' und Arbeitgeber gegenüber schwerbe¬
hinderten .Beschäftigten . konkretisiert. Weiterhin

- soll durch sie die Einstellung arbeitsloser Schwer¬
behinderter gefördert werden. Daher ' sind die
Richtlinien nicht nur Arbeits- und Informationsun¬
terlage, sondern zusätzliche Vorschrift zur Ausle¬
gung und Ergänzung der gesetzlichen Bestimmun¬
gen. Von allen Angehörigen der Verwaltung, die in

. . dienstlicher Eigenschaft mit den Belangen schwer¬
behinderter Bewerberinnen oder Bewerber und Be¬
schäftigter befaßt sind, wird erwartet, daß sie diese
Richtlinien beachten und mit Leben erfüllen.

1.2 Wenn nachfolgend aus Gründen der besseren Les¬
barkeit nur das Wort „Dienststelle" verwandt wird,
bezieht sich-die getroffene Aussage regelmäßig auf
alle Behörden, Einrichtungen. Gerichte, Hochschu¬
len sowie Betriebe des Landes Nördrhein-Westfa-
len. Wird der Begriff „Dienstherr" benutzt, betrifft
die Regelung grundsätzlich auch den Bereich, in

■ dem das Land Nordrhein-Westfalen als Arbeitgeber
angesprochen ist Unter „Personalvertretung|' fallen
sämtliche in der Landesverwaltung zu bildende
Personalräte, Richterräte usw. . .

1.3 Das Gesetz zur Sicherung der Eingliederung
Schwerbehinderter in Arbeit Beruf. und Gesell¬
schaft (Schwerbehindertengesetz - SchwbG -) i.-d.
F. vom 26. August 1986 (BGBL I S. 1421, her. S. 1550),
zuletzt geändert durch Gesetz vom IL Januar 1993
(BGBL I S. 50), bezweckt insbesondere die Förde¬
rung der Eingliederung der Schwerbehinderten und
unterstützt das Bemühen, sie ihren Fähigkeiten
und Kenntnissen entsprechend zu beschäftigen und
in ihrem beruflichen Fortkommen zu fördern.
Die Hauptfürsorgesteilen bei den beiden Land¬
schaftsverbänden und die örtlichen Fürsorgestellen
haben gemäß § 14 Abs. 3 Satz 4 SchwbG die Dienst¬
stellen bei der Erfüllung der Beschäftigungspflich¬
ten nach dem SchwbG zu unterstützen. Dies ge-

ezifische BpraHin» ' .^- \

1.4

1.5

1.6

1.7

■LS

LS

1.10

1.11

schieht durch behihderungsspezifische Beratung
und finanzielle Förderung von Maßnahmen zur be-: "
hinderungsgerechten Beschäftigung aus Mitteln
der Ausgleichsabgabe. Die Unterstützungsfunktion
der Hauptfürsorgestellen, und der örtlichen Für-'
sorgestellen korrespondiert mit ihrer Aufgabe ge¬
mäß § 31 Abs, 2 und 3 SchwbG, die begleitende Hilfe

. im Arbeitsleben für Schwerbehinderte und ihre Ar- '
beitgeber/Dienstherrn sicherzustellen. Ziel der be¬
gleitenden Hilfe ist es, behinderungsbedingte Ein- l
schränkungen bei der Arbeitsausführung zu behe¬
ben oder zu müdem, Schwierigkeiten bei der Be¬
schäftigung zu beseitigen und das weitere berufli¬
che Fortkommen der Schwerbehinderten zu för¬
dern. Die begleitende Hilfe umfaßt dabei auch die

. im Einzelfall notwendigepsychosozialeBetreuung.
Damit die gesetzlichen Fürsorge- und Förderungs-

- pflichten sachdienlich und wirkungsvollerfüllt wer-',
den können, müssen sich alle Beschäftigten, die in'"
Personalangelegenheiten tätig sind, sowie alle Vor¬
gesetzten mit den Vorschriften des Schwerbehin¬
dertengesetzes und sonstigen einschlägigen Be¬
stimmungen vertraut machen. Das Schwerbehin¬
dertengesetz und ergänzende Regelungen sind re¬
gelmäßig in Fortbildungsveranstaltungen zu "be¬handeln. ■

Schwerbehinderte sehen.es als selbstverständlich
an, ihre Dienstpflichten trotz ihrer Behinderung-
wie alle Beschäftigten zu erfüllen. Vorgesetzte und

. Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter sind daher ge¬
halten, den Schwerbehinderten mit Verständnis zu
begegnen. Jede der zugunsten der Schwerbehinder¬
ten getroffenen Bestimmung, insbesondere ein ein¬
geräumtes Ermessen, ist großzügig anzuwenden.
Bei allen Dienststellen sind Beauftragte des Arbeit¬
gebers gemäß § 28.SchwbG zu bestellen, auch wenn
keine Schwerbehindertenvertretung besteht Die'
Beauftragten des Arbeitgebers sollen innerhalb ei¬
nes Jahres seit ihrer Bestellung an einer Schu¬
lungsmaßnahme der Hauptfürsorgestelle oder an
einer vergleichbaren Fortbildungsmaßnahme teü-
nehmen. ' • :S

Im Interesse der Schwerbehinderten ist eine enge
und vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen
Schwerbehindertenvertretung,' Pfirsonaivertretung,
Dienststellenleiterin oder Dienststellenleiter und
Beauftragten des Arbeitgebers zu gewährleisten.
Dies gilt auch für die Zusammenarbeit mit den üb¬
rigen in § 29 SchwbG genannten Stellen. Dabei ge¬
nügt nicht ein Verweis auf andere Informations- .
quellen, wie z.B. die Personalratssitzungen, viel-

" mehr ist der Anspruch im Kontakt miteinander zu '
erfüllen. . . • ".

' Zu den Angelegenheiten i. S. d. § 25 Abs. 2-SchwbG,
die einen einzelnen Schwerbehinderten oder die
Schwerbehinderten als Gruppe berühren und über'
die der Dienstherr die Schwerbebindertenvertre-
tung rechtzeitig und umfassend unterrichten muß
und über die er sie vor der Entscheidung zu hören
hat gehören nicht nur die in diesen Richtlinien
ausdrücklich angesprochenen Maßnahmen. Die
Unterrichtungs- und Anhörungspflicht gilt für jede
Art von Maßnahmen, z. B. auch für Vorermittlun-
gen, Abmahnungen, Dienstvereinbarungen und Or¬
ganisationsangelegenheiten.

Bei Angelegenheiten L S. d. §§ 72 bis 78 LPVG, die
alle Beschäftigten einer Dienststalle betreffen, ist
§ 25 Abs. 2 SchwbG zu beachten. In Zweifelsfällen
ist die Schwerbehindertenvertretung zu beteiligen;
Mitteilungen an die Personalvertretungen über be¬
absichtigte Maßnahmen, die Schwerbehinderte be-
treffeni müssen einen Hinweis auf die Eigenschaft
als Schwerbehinderte/Gleichgestellte enthalten.
Die vorsätzliche oder fahrlässige Nichtbeachtung
eines der in § 68 SchwbG aufgeführten Tatbestände
stellt eine Ordnungswidrigkeit dar. Alle mit
Schwerbehindertenangelegenheiten befaßten Be¬
schäftigten, besonders die Beauftragten des Arbeit-
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• gebers, haben darauf zu. achten, daß keine Ord¬

nungswidrigkeiten L S. v. § 68 SchwbG- begangen
i werden. -•'•'>' •' '

2 ■ Geschützter Personenkreis.
2J. Schwerbehinderte im. Sinne dieser Richtlinien sind. I

die Schwerbehinderten, und die ihnen Gleichge-^-l
stellten nach den Vorschriften des .Schwerbehin-J
dertengesetzes. Für Behinderte mit einem Grad der

' Behinderung von weniger als 50, aber mindestens
30, die nicht GleichgestellteL S. d. § 2 SchwbG sind,
soll im Einzelfallgeprüft werden, ob besondere, der
Behinderung angemessene Fürsorgemaßnahinen
L S. dieser Richtlinien in Betracht kommen.

12. Als Nachweis der Schwerbehinderung dient regel-.
• mäßig der Schwerbehindertenausweis; .in Aus-
' nahmefällen kann der Nachweis auch durch. Vorla- .

ge von Bescheiden, amtlichen Bescheinigungen, '1
Gerichtsentscheidungen usw. erbracht werden. AI-; f
Nachweis der Gleichstellung gilt der Gleichstel-J|
lungsbescheid des Arbeitsamtes.

12 Beschäftigten, die einen Antrag auf Anerkennung
als Schwerbehinderte oder als Gleichgestellte ge¬
stellt haben, ist zu empfehlen, ihre Dienststelle
hiervon schriftlich zu unterrichten. Bis zur Ent¬
scheidung über den Antrag sind sie unter Vorbehalt
als. Schwerbehinderte oder als Gleichgestellte zu
behandeln. Ist die Schwerbehinderung offenkundig,entfällt der Vorbehalt

2.4 _ Der Schwerbehindertpnschütz endet
- mit Erlöschen des gesetzlichen Schutzes (§ 38

Abs. 1 u. 2 SchwbG), bei befristeter Gleichstellung
mit Ablauf der Frist (§ 2 Abs. 1 Satz 2 SchwbG),

• - für die zeitweilige Dauer der Entziehung- des
Schwerbehindertenschutzes (§ 39 Abs. 1 SchwbG).

Erlöschen und Entzug des Schwerbehinderten¬
schutzes sind von den Beschäftigten der Dienststel¬
le mitzuteilen. "' •

Werkstätten für Behinderte

3.4

■ ' •• - • .^?3-.
. ausgeführt, werden^pj?

können, diesen bevorzugt anzubieten,, wird durch '■*'''£.„■
die vorstehende Regelung nicht eingeschränkt Dies ' ^i"t5 :̂
gilt in Verbindung mit § 58 SchwbG ebenso für die

.Auftragsvergabean'Blindenwerkstätten. ' . '■:
Auf die RdErL <L Innenministers v. 16. 5. 1963 -
(SMBL. NW. 20021), d. Ministers für Wirtschaft Mit¬
telstand und Verkehr v. 14. '6. 1976 - (SMBL
NW. 20021) und d_ . .'.'".'
Ministers für Arbeit Gesundheit und Soziales
v. 31.5.. 1989 (SMBL NW. 8111) - wird hingewiesen.

Zum Meldeverfahren und zur Ausgleichsabgabe
wird auf den RdErL d. Innenministers v. 10. 6. 1987

. (SMBL NW. 8111) hingewiesen. • ' '

4 .Einstellung '•• .•_ . - ,
4 J Die Verpflichtung zur bevorzugten Einstellung und

Beschäftigung bestimmter'^ Personenkreise nach
anderen Gesetzen entbindet den Dienstherrn nicht
von der Pflicht nach dem Schwerbehindertengesetz,
Schwerbehinderte zu beschäftigen (§ 44 SchwbG).

42. § 14 SchwbG verpflichtet den Dienstherm, unter
■ Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung zu

pruien, ob rreie Arbeitsplätze.mit Schwerbehinder¬
ten, insbesondere mit beim Arbeitsamt gemeldeten
Schwerbehinderten, besetzt werden können. Dies
gilt auch für Ausbüdungsverhältnisse.

4.3 Bei dieser Prüfung ist wie folgt zu verfahren:

2.5 Führen dienstliche Maßnahmen zum Erlöschen, zur
Entziehung oder zur Fin^rhränTni-pg des Schwerbe¬
hindertenschutzes (z.B.. bei Auslandseinsätzen),

• . • - sind 'die Schwerbehinderten darauf hinzuweisen.

3 " Beschäftigungspflicht •
,3.1 • Die Pflicht zur Beschäftigungvon Schwerfaehinder-.-

ten trifft gemäß § 5 SchwbG in vollem Umfang auch
Arbeitgeber der- öffentlichen Hand und damit alle
Dienststellen. Auf "die Verpflichtung, gerade auch'.

. - • besonders betroffene Schwerbehinderte L S. d. § 6
Abs. 1 SchwbG zu beschäftigen sowie Ausbildungs¬
plätze gemäß § 6-Abs. 2 SchwbG mit diesen Schwer-.
behinderten- zu besetzen,wird ausdrücklich hinge¬
wiesen.

3.2 ■ Im Hinblick darauf, daß Schwerbehinderte mit der
; erforderlichen Vorbildung und körperlichen Min.-

desteignung nur bedingt zur Verfügung stehen, be¬
darf es besonderer Anstrengungen aller Dienststel-

' len, ihre Verpflichtungzur Beschäftigung. Schwer¬
behinderter zu erfüllen.

■3.3 Wegen der sozialpolitischenBedeutung des gesetz¬
lichen Auftrages ist es dringend erforderlich, daß
geeignete Bewerberinnen oder Bewerber über die •
Mindestquote hinaus eingestellt werden; dadurch

. wird es ermöglicht die unterschiedlichen Beding
gungen der Dienststellen innerhalb eines Ge^-
Schäftsbereichs und der einzelnen Geschäftsberei¬
che untereinander im Hinblick auf die Erfüllung
der Mindestquote auszugleichen.
Sollte gleichwohl die. Mindestquote nicht erreicht
werden können, vergeben die Dienststellen aller
Geschäftsbereiche Aufträge an Werkstätten für Be¬
hinderte und Blindenwerkstätten - soweit rechtlich
und tatsächlich möglich - mindestens in einem Um¬
fang, daß das Land künftig keine Ausgleichsabgabe
mehr zahlen muß. Die rechtliche Verpflichtung des
§ 56 SchwbG, öffentliche Aufträge, die von den

4.3.1 In allen Stellenausschreibungen ist darauf hinzu¬
weisen, daß die Bewerbung geeigneter Schwerbe¬
hinderter erwünscht ist. Bei Bewerbungen ist zu
prüfen, ob sie von Schwerbehinderten stammen; in
Zweifelsfällen sind entsprechende Rückfragen zu¬
halten "mit dem ausdrücklichen Hinweis," daß Be¬
werbungen Schwerbehinderter erwünscht sind.

"4.3.2 Unbeschadet einer Stellenausschreibung ist in je¬
dem Fall unter Beschreibung der Stellenanforde-.
rangen beim für die Einstellungsbehörde zuständi¬
gen Arbeitsamt - bei allen akademischen Berufen

. zusätzlich bei der Zentralstelle, für Arbeitsvermitt-
. ' ■lung in Frankfurt/Main - schriftlich anzufragen, ob

geeignete Schwerbehinderte gemeldet sind. Die Ar¬
beitsämter stellen, sicher, daß die Anfragen späte¬
stens innerhalb eines Monats beantwortet und die¬
se Schwerbehinderten aufgefordert werden, sich

• umgehend zu bewerben.. Die Schwerbehinderten-
. Vertretung und'.die Personalvertretung erhalten

■ gleichzeitigje eine. Durchschrift der-Anfrage.
Die Schwerbehindertenvertretung ist auch dann bei
Bewerbungen Schwerbehinderter zu beteiligen,
wenn zum Zeitpunkt der Bewerbung keine freien

.. Stellen für eine Einstellung zur Verfügung stehen:
Von einer Anfrage an das Arbeitsamt darf nur ab¬
gesehen werden, wenn das Arbeitsamt einmal jähr¬
lich schriftlich bestätigt daß für bestimmte Berufs¬
bilder (z. B. im Bereich der Krankenpflege) erfah¬
rungsgemäß keine geeigneten Bewerberinnen oder
Bewerber zu vermitteln sind. In diesem Fall ist das
Arbeitsamt zu bitten, ihm ausnahmsweise doch be¬
kannte Bewerberinnen,oder Bewerber von sich aus
der Dienststelle und der Schwerbehindertenvertre¬
tung zu melden. . -

42,2 Liegen keine Bewerbungen Schwerbehinderter vor,
sind die Schwerbebindertenvertretung und die Per¬
sonalvertretung darüber zu unterrichten, sofern sie

• nicht auf eine solche Unterrichtung verzichtet ha¬
ben. Alle Bewerbungen Schwerbehinderter sind mit
der Schwerbehindertenvertretung zu erörtern. Da¬
mit die Schwerbehindertenvertretung begründete
Stellungnahme abgeben kann, ist sie im erforderli¬
chen Umfang über die Eignung der nicht behinder¬
ten Bewerberinnen oder Bewerber zu unterrichten.

4.3.4 Kommen einzelne schwerbehinderte Bewerberin¬
nen oder Bewerber nach übereinstimmender Auf¬
fassung von Dienststelle und Schwerbehinderten-
Vertretung für die freie Stelle nicht in Betracht
kann von ihrer Teilnahme an einem. Vorstellungs¬
termin abgesehen werden. Alle übrigen Schwerbe-
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hinderten sind zu den .Vorstellungsgesprächen ein¬
zuladen. Die Schwerbehindertenvertretung hat das

... Recht, an allen Vorsteüungs- und Abschlußgesprä-'
chen teilzunehmen. Soweit ein Einstellungsverfah¬
ren 'ohne Vorstellungsgespräch vorgeschrieben

. oder sonst verbindlich festgelegt ist. bleibt es dabei. .

. 4.3.5 Sind für die Einstellung Eignungstests oder andere .
Leistungsnachweise vorgesehen, müssen schwerbe-

• hinderte. Bewerberinnen oder. Bewerber rechtzeitig
darauf hingewiesen werden, daß ihnen auf Antrag
entsprechend der Art und dem Umfang der Behin-

' derung Erleichterungen ■eingeräumt werden kön¬
nen. Die Erleichterungen sind unter Beteiligung der
Schwerbehindertenvertretung festzulegen. Behin-

. derungsbedingte Einschränkungen dürfen schwer- ■
behinderten Bewerberinnen und Bewerbern nicht
zum Nachteü gereichen..

4J3.6 Hat sich die Dienststelle für eine Bewerberin oder.
. einen Bewerber entschieden, unterrichtet sie die
. Schwerbehindertenvertretung und leitet das Zu-
stimrrmngsverfatu-en nach dem LPVG' ein..Eine von
der Schwerbehindertenvertretung abgegebene
Stellungnahme ist beizufügen. Die Schwerbehin¬
dertenvertretung ist zu einer Stellungnahme be¬
rechtigt, aber nicht verpflichtet Dienststelle und
Schwerbehindertenvertretung haben sich über eine
Frist, innerhalb der eine Stellungnahme abgegeben'

. werden kann, zu verständigen. Nach Ablauf der
vereinbarten Frist ist der Anhörungspflicht gemäß
§ 25 Abs. 2 Satz 1, L Halbsatz SchwbG genügt die
Mitteüungspflicht nach dem 2. Halbsatz bleibt ün- .

■ berührt . -
■ Führt eine nachgeordnete Dienststelle ein Pefsö-.

nalvorauswahlverfahren durch, ist-ihre Schwerbe¬
hindertenvertretung entsprechend den Nummern •
4J3.1 bis 4.3.6 zu beteiligen. Ihre Stellungnahme ist'
dem Personalvorschlag beizufügen. Die Verpflich¬
tung, zur Beteiligung, der Bezirksschwerbehinder¬
ten- bzw. der Hauptschwerbehindertenvertretung,
bleibt unberührt

43.7 Eine Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung
'entfällt wenn Schwerbehinderte diese Beteiligung'
ausdrücklich ablehnen (§ 14 Abs. 1 Satz 3 SchwbG). '

4.4 Schwerbehinderten Bewerberinnen oder Bewer-
• bern ist vorbehaltlich. anderer gesetzlicher Reger

lungen bei sonst gleicher Eignung vor mcht schwer¬
behinderten Bewerberinnen 1oder-Bewerbern der
Vorzug zu geben. Zusätzlich Einstellungserleichte¬
rungen zugunsten von.Schwerbehinderten als Be-

•'amtinnen oder Beamte und. Richterinnen oder
Richter ergeben sich beim Höchstalter aus § 6 LVO

• und bei den zu erfüllenden Mindestanforderungen
an die gesundheitliche Eignung aus § 13 Abs. 1 LVO..

4.4J. Im' Hinbück auf § '50 Abs. 1 SchwbG ist das erfor-
derüche Mindestmaß körperlicher Eignung bereits
dann als gegeben anzusehen, wenn Schwerbehin- .
derte nur bestimmte Dienstposten ihrer Laufbahn
wahrnehmen können.' ' ' . ".
Dabei sind Möglichkeiten der behinderungsgerech-
ten Arbeitsplatzgestaltung (z. B. mit technischen
Arbeitshilfen) sowie der Übernahme außergewöhn-
Hcher Belastungen nach dem SchwbG auszuschöp-

" •_ " fen. ■ •
4.4.2 Schwerbehinderte können auch dann als Beamtin¬

nen oder Beamte eingestellt werden, wenn als Folge
ihrer' Behinderung eine vorzeitige Dienstunfähigr
keit. möglich ist Die Bewerberinnen und Bewerber
sind jedoch auf die. Vorschrift des § 4 Abs. 1 Nr. 1
BeamtVG sowie die mit einem Ausscheiden vor Ab¬
lauf einer fünfjährigen. Dienstzeit verbundenen
Folgen hinzuweisen. Diese Regelungen gelten auch
für die Anstellung und Übernahme in das Beamten-

• Verhältnis auf Lebenszeit

4.5 ■ Die Ausgleichsabgabeverordnung und die Anord¬
nung „REHA" der BfA bieten vielfältige Möglich¬
keiten der Gewährung von Lohn- und Gehaltszu¬
schüssen bei Ausbildungs- und Beschäftigungsver-

■ hältnissen. Dies gut auch für die finanzielle Förde¬
rung von Ausbildungsverhältnissen als Beamte auf

;. Widerruf: Alle personalführenden Stellen sind'ver-'
.;• pflichtet, derartige Fördermöglichkeiten ina Kah--

■ . men, der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten durch ■'$$&
'■■Antrag' auszuschöpfen.. Hinsichtlich der Verwen-->£i~.

" düng der Förderleistungen wird auf die jeweils gel-"S"j^.
, tenden haushaltsrechtlichen Vorschriften (Haus-^'T^"

■ haltsgesete NW) verwiesen, wonach Lohnköstenzu-' ;">?v:
schüsse Dritter für die Eingliederung Schwerbehin- v-fe-

• derter 'regelmäßig beim Ausgabetitel für Aushilf-'-"•£•'-,' ;
skräfte zu vereinnahmen sind. '.:•>'• ■' if''"'-.

4.6 Vor der' Antragstellung für Arbeitsbeschaffungs- T-
maßnahmen ist zu prüfen, ob Schwerbehinderte im '.'
Rahmen dieser Maßnahmen beschäftigt werden •.:•

■ können. Das Ergebnis der Prüfung und die Arbeits- 0 "•:'
■ platzanforderungen sind im Antragsvordruck zu V/
'.' vermerken.. • ■ ".',!.,"•'.

5 Personalaktenführung ' • .'• v.-.
Nachweise über die Schwerbehinderung oder die.
Gleichstellung gemäß den §§ 2 und 4 SchwbG sind ' >
in die Personalakten aufzunehmen. Auf Personal¬
akten von Schwerbehinderten ist in geeignter Wei¬
se kennüich zu machen, daß es sich um eine
Schwerbehinderte oder einen Schwerbehinderten

. handelt damit bei jeder beabsichtigten Maßnahme,
die Schwerbehinderte betrifft die Schwerbehinder- :
teneigenschaft deutlich wird. : . •'

6 . Ausbüdung und Prüfung '
■l_ ' • . Im Rahmen' der geltenden Vorschriften sind das

Ausbüdungsverhältnis und der Vorbereitungsdienst
• so zu gestalten, daß Schwerbehinderte die erforder¬

lichen Kenntnisse und Fähigkeiten erwerben kön¬
nen,'ohne daß sie infolge ihrer Behinderung unzu-

■ mutbar.belastetwerden. •• ■ .,

6.1 Bei Prüfungen können -sich für Schwerbehinderte ' • _•
• - . besondere Härten im Vergleich mit nicht behinder- ',.

ten Beschäftigten ergeben. Zum Ausgleich solcher ' , [
. Härten werden auf Antrag der Behinderung ange- ' [

- . messene Prüfungserleichterungen. gewährt Die;.'.
• -Prüfung ist im-Einzelfall den b«ninderungsspeziü-' : .';"

sehen Besonderheiten- anzupassen. Das gut für Eig- .■■■
nungs-, Zwischen-, Aufstiegs-,-Laufbahn- und ver-;. .
waltungsinterne Prüfungen sowie sonstige Aus--.;;
wahlverfahrenund Aufsichtsarbeiten während der ■•'-.

•'•,'■' -Ausbildung. '.- '..';.'■::'• ."■''- '•'• ■• .'.
• Soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen; ■'■

• - kommen z.B. folgende Erleichterungen in Betracht \
■6 11 - Verlängerung der-'Frist zur Abgabe schriftlicher': ~-"■

"'■Arbeiten, .'.'• •"_ . . ■_. :'•-.•••
■ * — Bereitstellung von Hilfen, '■•-'.

;• — Ersatz einzelner schriftlicher Arbeiten, diewegen".; •
■'•'.. der Art der Behinderung nicht geleistet werden .'£.-

können, durch andere geeignete Arbeiten,
-Erholungspausen... , ' ' .' •■ .;,.

6.1.2 . In der mündlichen Prüfung soll bei Hirngeschädig-
•, . ten und bei Schwerbehinderten mit erheblicher

psychischer Beeinträchtigung auf das Abfragen von .
Gedächtniswissen- verzichtet werden, soweit es mit.

. dem Zweck, der Prüfung vereinbar ist Es genügt
wenn Aufgaben gestellt werden, deren Lösung er-

'■ kennen läßt daß die oder-der Schwerbehinderte die.
erforderlichen Kenntnisse und die Urteilsfähigkeit
besitzt die sie oder ihn zu richtigen Entscheidun- .
gen befähigen. Auch ist darauf zii achten, daß kein
behinderungsbedingter-Prüfungsstreß,. insbesonde¬
re durch Zeitdruck entsteht.

.6.12 Hörgeschädigten,' die taub oder nahezu taub sind,
sollen in der mündlichen Prüfung die Prüfungsfra-

. -gen schriftlich vorgelegt werden. Auf Wunsch ist ih-
■ .. nen ein Gehörlosendolmetscher zu steilen.

6J..4 Sind Blinde,, hochgradig Sehbehinderte oder Behin¬
derte, die in der Fähigkeit zu schreiben stark einge¬

schränkt sind schriftlich zu prüfen, darf ihnen eine
im Prüfungsfach nicht vorgebildete Schreibkraft

. beigegeben werden. Blinden ist auf Antrag eine für
die Bedienung durch Bünde geeignete Schreibhilfe
zur Verfügung zu stellen.
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Gesetz
zur Förderung der beruflichen Chancen

...... für Frauen un öffentlichen Dienst
(Frauenforderungsgesetz -FFG)

Vom 31. Oktober 1989

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

• Artikel I
Das Landesbeamtengesetz in der Fassung der Bekannt¬

machung vom 1. Mai 1981 (GV. NW. S. 234) zuletzt geän¬
dert durch Gesetz vom 14. März 1989 (GV. NW. S. 102), wird

.s wie folgt geändert

. L In § 8 erhält Absatz 4 folgende Fassung:
„(4) Ernennungen nach Absatz 1 Nr. 1, bis 3 sind nach
den Grundsätzen des § 7 Abs. 1 vorzunehmen. Soweit im
Zuständigkeitsbereich der Emennungsbehörde in der
angestrebten Laufbahn -«weniger Frauen als Männer

. sind, sind Frauen bei gleicher Eignung, Befähigungund
fächlicher Leistung, bevorzugt einzustellen, sofern nicht
in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe
überwiegen; ist die Landesregierung die für die Ernen¬
nung zuständige Behörde, so ist maßgebend der Zu¬
ständigkeitsbereich der obersten Landesbehörde, die
den Einstellungsvorschlag macht; Beamte in einem

'"• Vorbereitungsdienst, der auch Voraussetzung für die •
Ausübung eines Berufes außerhalb des öffentlichen

f . Dienstes ist, werden bei der Ermittlung der Beschäfo-
gungsanteile nicht berücksichtigt Für die Verleihung
laufbahnfreier Ämter gut Satz 2 Halbsatz 1 und 2 ent¬
sprechend; in diesen Fällen treten an .die Stelle der
Laufbahn die jeweiligen' Ämter mit gleichem End¬
grundgehalt und gleicher Amtsbezeichnung. Für Er¬
nennungen nach Absatz 1 Nr. 4 und 5 gilt § 25 Abs. 5."

2. In § 25 wird als neuer Absatz 5 angefügt
„(5) Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 7
Abs. 1 vorzunehmen. Soweit im Bereich der für die Be¬
förderung zuständigen Behörde im jeweiligen Beförde¬
rungsamt der Laufbahn weniger Frauen als Männer
sind, sind Frauen bei gleicher Eignimg, Befähigungund
fachlicher Leistung bevorzugt zu befördern, sofern
nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Grün¬
de überwiegen; ist die Landesregierung die für die Be¬
förderung zuständige Behörde, so ist maßgebend der

. Geschäftsbereich der obersten Landesbehörde, die den
Beförderungsvorschlag macht"

") 3. § 199 wird wie folgt geändert
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz L
b) Als neuer Absatz 2 wird angefügt

■ • „(2) Für Ernennungen gilt § 8 Abs. 4 Satz 3 mit der
Maßgabe, daß die jeweiligen Ämter mit gleichem
Endgrundgehalt und gleicher Amtsbezeichnung

' demselben Fachbereich zugeordnet sind und Profes¬
soren im Angestelltenverhältnis in die Berechnung
nach § 8 Abs. 4 Satz 2 einbezogen werden."

Artikel II
(1) Soweit im-Zuständigkeitsbereich der für die Perso¬

nalauswahl zuständigen Dienststelle in der jeweiligenAr--

*

beitnehmergruppe weniger Frauen als Männer sind, sind
beiden Dienststellen des Landes, der Gemeinden, der Ge¬
meindeverbande und der sonstigen, der Aufsicht des Lare
des unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Süf- :
tungen des öffentlichen Rechts Frauen bei gleicher Eig¬
nung; Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt ein- .
zustellen, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers,
liegende Gründe überwiegen. Satz'l gilt auch für die
Übertragung höherwertiger Tätigkeiten, soweit in der da¬
mit verbundenen Vergütungsgruppe oder Lohngruppeder
jeweiligen Arbeitnehmergruppe weniger Frauen als Män¬
ner sind. ■ ■ ■•.••'

(2) Arbeitnehmergruppen sind die Angeseilten der Ver¬
gütungsgruppen des Bundes-Angestelltentarifvertrages
(BAT) in Tätigkeiten, die im Beamtenbereich in einer
Laufbahn erfaßt sind und deren Gruppeazugehörigkeit
sich im Vergleich von Vergütungs- und Besoldungsgrup¬
pen unter Berücksichtigung des § 11 BAT bestimmen läßt
Arbeiter bis Lohngruppe IV sowie ah Lohngruppe V der
Lohhgruppenverzeichnisse zum Manteltarifvertrag für.
Arbeiter der Länder (MTL ü) und zum •Bmdesmantelta-
rifvertrag für. Arbeiter gemeindlicher Verwaltungen und
Betriebe (BMT-G IE) bilden jeweils eine Arbeitnehmer¬
gruppe. Zu den Angestellten und Arbeitern gehören auch
die Auszubildenden. In Bereichen, in denen die. genannten
Tarifverträge nicht gelten, büden eine Arbeitnehmergrup¬
pe diejenigen Arbeitnehmer in artverwandtenund in auf¬
einander aufbauenden Tätigkeitsbereichen, deren Tätig¬
keiten üblicherweise eine gleiche Vorbildungöder eine
gleiche Ausbüdung oder eine gleiche Berufserfahrung
voraussetzen.

(3)' Für Professoren, wissenschaftliche und künstleri¬
sche Mitarbeiter im Angestelltenverhältnis sowie für wis¬
senschaftliche, künstlerische und studentischeHilfskräfte
gilt als zuständige Dienststelle der Fachbereich. Soweit

■ Professoren im Angestelltenverhältnis beschäftigt werden.
sollen, werden Professoren im Beamtenverhältais in die
Berechnung nach Absatz 1 einbezogen.Die Professoren
und die wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbei¬
ter derselben Vergütungsgruppe, die wissenschaftlichen
und künstlerischen Hilfskräfte und die studentischen
Hilfskräfte gelten jeweils als eine Arbeitnehmergruppe.

(4)- Die vorstehenden Absätze gelten nicht für die Kir¬
chen und öffentlich-rechtlichen Rehgionsgemeinschaften
sowie für die Provinzial-Versicherungsanstalten der
Rheinprovinz. . ' , - . •

':- __ " Artikel HI
Dieses Gesetz tritt-am ersten Tag des acf die Verkün¬

dung folgenden Kalendermonats in Kraft - •.

Düsseldorf, den 31. Oktober 1989

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident
. Johannes Rau

' Der Innenminister
Schnoor

(L. S.)
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rT tonen Mcdefle ai eritwickelri,ah>indurrar '«eichen Bedingungen,sie?—
■- -sich für eine.geteilte.Besetzungeignan.'-•

s&X:.

*w ■.

«rfdichung der grundgesecüctt garane'ertanGeichberechtigung ist. /
2el einer Gleichstellungvon Frau und Mann nach den folgenden .

jcsn zu verfahrend"■;'..*. \, •. .'. .-, . •■•*.-' " ; "
en der weiteren Verbesserung der berufliehen Situation von Frauen',
ijjsseren Vereinbarkeitvan Eeruf und ramme für alle Beschäftigten•■
Icjjen Dienst-.des Landes. •*-.';. :>. y - : .'- ; ''••-"'-/• .;
hmehmung der'Führungsfunidicn einer bzw. eines jeden.Vorge- .
gehörtes, die Ziele der- Frauenfcrderung zu beachten. '--..- "'..

1'.; Besetzung von Stalten .':■ : ;:_-
iiiwiausschreibuna'■.■"■*■.•..■..' "... ; •• '..'*.•■•..
Siellerausschreicucgenist grundsabdichsewahf de.weibliche als ■

ert de männliche. Fcrm zu verwenden. In afle Ausschreibungsfexte •
Sereiche, h denen Frauen urrterreeräsenriert sind, wird ein Zusatz
•enommen,durch den Frauen besenders angesprochen wenden.
:<t/rö/derurjgen;an exe cesetziare Stelle sind, anzugeben.

Stellen bzw.' Funktionen des maueren, gehobenen und höheren-.
äistes im Seamtenbereich (bis eirschäeßrich der Eesaldungsgrup-
A16) sowie vergleichbare Steilen bzw. Funktionen des Angestell-
lfcereiches werden,- soweit Frauen unterrapräsantiertsind, gleich- .
iüg in aßen Geschäftsbereichen abgeschrieben, sofern der fachii-
a und sachliche. Bezug eine- Ausschreibung,über den Geschäfts¬
reich hinaus zuläßt. Ist im Enzalfafl zu erwarten,daß nicht genü- "
nd.Sewerbungen von Frauen eingehen können und ist bei-einer ■
tarnen Ausschreibung ein besseres Ercebnis zu erwarten, so ist— -
nach Steile - in einer Fachzeitschrift bzw. überregicnaien.Zsiiimg .-
szschreicen. Ausnahmen- von der grunciätzBchen■Stellenaus'-.•
Isaibung regelt jedes Ministerium im Esnehmen mit der Gleichste!-'-.
igsbeauitragten. '-'..... ■ ... .•* „••-.' '■;.. • ••'•"".'. *"■■' •i '
iswahfarerfahren '•_'.. '-•' ) ' '•■ '■ , ._ ..'• \" - :..""-"....

afle He- -.■es.wegen der Vielzahl der Bewerbungen:nicht rnögüeh,
irterund'Bewerberinnen in'dasAuswarirvenahrenaufzunehmen,:
sind Frauen — bei entsprechender Eignung, Berarttgüng und fach- '
ien. Leistung -r rnindestEns an Vethäitias ihres'Aneiis an diesen-', i,
iwerfeungen.in die Auswahl einzubezishen.. •■•"/;: '•: ■•■-'. :,■•'• : :
der Auswahlkcmmissicnmuß mindestens eine'Frau argehöreri,-"

nicht zugleich aisrl Mi^üed- der Personatvartretung an dem. Aus- ,'
ihlvertahrerr teihimmt-Von der Teilnahme" mindestens einer Frau/-

nur in dringenden,za-begrühc^nden Fällen abgewichenwerderu," ■
ärfeasmöofichkeiten für MHarbeäerinnenJm-Schrefccienst-;.. £■'.' :,-.
1 in vercneiCTcaren AurgaDencereicnefl -. •■ ■ ■•.:.. ■•'•.'.' Z'- ;J
iAufsdegsmägüchkeüender'Mitan3eaerinnen'in-den Eereicherr.-

rgleichbar dem miöleren und anfachen Dienst sind-zu verbessern.."
iesistdunÄZuv«etsur!g-tarifltchhcher.bewertBter-Aufgab'e^ mcgScru-
Kie oberste Uandesbehörde hat daher Madelle-zuentwickeln, die "
«er Berücksichtigung der neuenTeä-und^KammunSaferstschni--
indesenZieteaRechnung tragen. •- " *...•.*-' '. -—•■•- •
aflnahmerr im Ausfafldunqsfaereich : 5.' W
Ausbüdungsbareich werden («laßnahmengetroffen, um den AnteiT
a Frauen dort, wo sie unterreprasamiert säTd,'auf 50% zu erhöhen
.3. durch gezielte Ansprache von Bewerberinnen, Öf^tuchkeits-
rtseit Arigeb^von.Praktfkantmnenpiattärrusw.). ., ■ '.;.'.... ;

.. Z Persönella-Aiisgletchsntaflnahmen'. -•', • '• [,;■'-, m '.
bei Muttersehuttcfristen, Erztehungsuriaub ... • • ; -'" ■■

und B«urtaufaungon aus tanrinärao Gründen :'-".■
nd der Mutterschucmstan sollen pesorieäa Ausgiefchsmaßnahmen
3i werden. Im Falle der Inanspruchnahme. von.Eiziehungsurtaub"
«"laubung.nach§ 35 a L3G sowie § S a LRK3 sind alle nadxiem
ategesatz eräffneterrMägüchlcoten zur Wiederbeseming von Stet--.
1Aushfllskraftanauszuschöpfen. Sa" Heineren Oienststeilen tst ein
tster Ausgleich — etwa, durch Abonfamg—rnogfttÄ.•".-."'. -.•

2. Teflzeftbeschäftlgung aus tamSSrerrGründen - ' ". ';
^äbaschißigten sind de gleichen eeiuffiehen Ernsvicklungs- uni
«Wdungschartcan einzuräumen wie Voüzatbaschäftgten. Ene
««aiicescräftjgjjngdarf sich deshalb auch nicht nachteffig auf eine
"««liehe.Beunedung auswüken. ■ ■ ." - . •-„■; • ■ .:
1|8organisatorischan Voraussatzungenfür TeOzeirarbeit sätd auch in
«chen Aufgabangebieten zu schaftan, aia bisher als schwer taflbac
«aesahenwerden. soweit es mit der Arides Aufgabengebietes-ver-
wcarist, •-.....' ' . - - • •. ' -■

'.'3:4. Unter Beachtung defdiensSchenBelange saJ ein Intaresse der-Mit- '̂■&'%$&£'■
' . •,' arbeiterin an Beaber Gestaltung der Acaicszait berüc!<sicntigt ;wer>^ :-'^ :"

,. .. ■;deri. \ ;•'.';.- . .;•..- »:, •.-.;.:."?-. -. •'.•••--.,•' ." -; . \ >--- :̂ X':i^.
" 3j 'Die reduzierte Stundenzahl ist indem Arcaitscarsich durch' organsa-"'" v ;. %"?■*

■ tarische Maßnahmenoder im fiahmar. cas Haushaltsgssatzss durch .'; :"'.:-
;.: ." V/iederbesetzungderSlellenantaae auszugleichen.. .-.";. -. V ;. i .-,'.-■■

'••'3.5. Werden teilzeitbeschäftigte Beamcnnan oder Ängesallte durch' eine . •
*; 'FarrJbldijngsyeransraltog.übeririranGurc^chjdr^ , •.. •'•'

*'• .'irr Anspruch genommen,"so muß.aii zehüshar Ausgleid: erfolgen.,^.. ."."'.'.
'■'3.7 . Der Antrag teüzsilteschäftigterFrauen und Männer auf Erhöhung ' ■

'•■■ ihrer persönlichen A&eitszst'Angleiäxing'inVcübeschältigungJ.cst.- ... •■ '
'...". venangig zu beruckski'ägerL' ••••"•. .-." .;-.•■■•..• .... _•"•.."'.

• '.••••. .v : , •..■*;*•",; "4. Fortbildung "~ -.--:'•■; '. •.--' ,""'-.'* '•"'.'
4-.1 '. Eei der tnhartfichen Gestaltung der Fer^uncspr ogramme- ist das'. ■-' "-

. ..-Thema'.Geichsteöung.der Frau" zu.barücksichtigea. Dies gilt vor-. :_V. ■
'' ' •' allem für Veranstaltungen, de sich an ssschänga in Qrganisations-'. ■
';*•'• und.Personalabteäungenund an Beschäftga in Vorgasetzteripositxa-'*'•"-.•

nen richten, sawiö.für- Veranstattungan..de auf de Übernahme von
• Führungspositionenvorbereiten seilen.

Die- Dienststellen^ de FortbHc^ngsveranssftungen anbieten., sollen - * '.
.. .Korrzeateztir.EInbindurg der Fraüenrc\rcarurgin de Fcnö .• **»

.. ' '■Führungskräftanund Vorgssetzanin den Bereichen Führung, Qrga- . -> ■
,-. [• ; nisaJicn und KocperatJcn erarbeiten und curchführan. :.. .. •.
•'4^. Frauen sind als Larugangsieiterinnen o:d Hefanaiörmen verstärkt zu ."•'.•

. gewinnen und einzusecen. . ..■'-..-. .? "." •-.*.';'
" -.4.^3 ■.Fcrtbfldungsarigebote-sind so zu casaitan,daß Frauen verstärkt zur ■"•
-..-'' ;':Tgi~rtahfno mtirnnotr ■i/orr'.vn ArraiTCTi—aHo Sf.^li^^mj^iiorBrr>sfaU ; - ■• '-
. '• , * tungen sind hierbei eine Möglichkeit, z. 3. Saschäftigten mit schul- '•;

''.. Pflichtigen Kindern und TeSzeirteschäftgancaTeänahme zu ermög- ' - -':.
__Echen czw. zu erleichtem. » ;* • •— .'• : -^ -. ■- '•' ■ '•'.'"^-. *..
■ Kinderbetreuungwird grunrf^f'rh angacstanJ Die Teilnehmerinnen ..-
■ und Teilnehmer, können ihre Anmeicungmit sinem- Wunsch auf K3n-_"_ f

.••' .derbetreuung-am Ort der ForrJSJdur^.-erarisEiturg verbinderu Dem." r?S '"'
.. :.VVunschwird entsprechen,soweit de Kindercaceuung dtachführtar'...... t-'-_...

;.: ist und nicht ein urrverhälmismä^lgsr-Aufwandentstant. Die Schul- ■: ,.- .
Ji :- '•ferienzatrstbejderSemirarpianungzucarücksshngen.Die Eelartge'. '• •-...-
;' '.von AHeinerziefteriden sind.besonders zu berücksichtigen...-' ...- '•;v".,..'. ' •.... •
4l4. Die Fortfcädung der.-Mflarhe2sinhen fc Schreidenst ist in atisrei^ _'; ,'r'y. -. ■
.'.; chendemUrnfacg'auch Im'Hinblick auf de Übernahme von höher-"' '-."-. -■.-,
';-"-,"i wenigen Tätigkerten'zugestalten. Die cuaßnzsrendenMaßnahmen_ •_•-;•• ; ..;-'

•: -.".sollen'besonders"denjenigen Frauen angeecren. werden;' deren Ar".'."."- .._:'.i-' ■
'■-_."hpff^p i^ tro ffi;fr*T iwtm ynmrmmixaT^r^ ^r '-ii rtj ntim^rrTktTtriprrwpr- -' £'

■ :-.'•• den. Maßgebfich für desa FddScung shd ceals Anlage beigefügten.. -. *'. - ."■■.v'
'...'. -•■Grundsätze...-;. . ''■■'■•'"-:-- . ;'?•■'■ •'•-.'.' ..,-'■? V'-.'..•:"••."-.";/•'': -'.' '".; ■'■'.
■_■.':'■': '..-.•"' "'.'."5. Wederaufnahme-der Berafstäugkeit'" : '----■" ■'•.-;. '■:.'■: r. >,./•'
•■'-..'• ."■;:•" nach Beurlaubung aus famäänw Gründen. .."•' ->';.. -•.■"..-

'..'5.1 .-.KIndererziehungsz8iten,'die zu-einer Eerursvetzsgenjng' geführt ha- .-r-"'-■;-;'•
„;, _; ben, werc^nnach Maßgabe der Latabarswenadnung. berücksichtigt.. -;• •* \.
"S2.. Mäarbeiterinnen,dieaus famiraran Gcündan beunaubt sind, soll wäh- '•'.'•;.-;

: : ;.; rerufder Beurlaubung de Mcgfichkeäat^ebctes.werden, ihre beruf- •:.',"""•*
■'". i'- Gehe Qualifikab'an zu erhalten und zu verbessern: Diese Mitarbeite- .'." '.

'rirmen sollen daher de Möglichkeit enaaea.reehtzeäig vor Wieder-. ' '■'■_
.'..'•;'.". aufnähme ihrer Tätigkeit an FwiOduncsyeranstaltungen teüzuneh- . ; : ..

- - men. Diese FcrrhiktungsveransBltungerr sind densdiche Veranstal- .•?
- tungen im Sinne deruntalh^rsicherurgsrachfiianVorschrifteru&t- '.•' 1'

\f .1 : stehende Kosten werden nach dem LandasrasekostangesetzNRW
■• •.. erstattet (§ 23 Abs.'2 LHKG). Bezüge eder Arbätsentgelta werden \ ■•-'•

' den beurtäubten BeschäftigtEn aus-Anlaß der Teilnahme jedoch nicht., •
■gewährt -..-;. , ;. - •-.:•'••• •-•."'.;'.. 1\: ..-'

f-.'5.3.. Die obersten Lasdesbehördenhabenseherzusafleadaß Beratungs--- ^//
gespräche zu Fragen dar sozialen Skherangund; zu Fragen der '-..r •
werteren Berufsplanung.vcr bzw. während der Beurtaubung angebe- ■; l£.-.

.-'■ten werden..';- •"■'..'•' • • \ ' '.•.-.". ;••.•""•
. 5-4 Ore'Betmauotarr sind über FonbEduncsprcgnmme regalmäßig zu- '• V
•'^ .' jrrforniierBru'Ausreichandlange-ver einer angakündgten.RücWtehr _•-%;.'...

:-. sind sie auch über Ensatzmcgächkarten zu untenichten.' - . -V •
Es sind Farrbädungsveranstallungsn- anzuciaten. durch de <Sa beruf- •' -~i: •."
liehe VVIedereingfiederung vorr öeurtaubtan MitarteÄerinnennach. - - •
Beendigungdar.Beunaubunguntensübswird. .'.-:.■'•'-.•■
Es sind, organisatorischeVerkehrungen zu-treffen, damit, de aus ■-:•;-.
familiären,Gründentaunaubten Mnarcaiterinnejr durch eine lleadbie ,■■'.'■■'
Gestaltung der Beurlaubung möglichst häufig eine Verbindung zum - ; '
Beruf aufrechleriiattanitöru^(z.B.duöu>laiibs-c<Jer!<ranto •.-;.
vertreturtgeni.,>.•■*•. ' • 1..' - - r - -.. ■:' *' "• '.^ '•"

' 5.T Nach Beencigurig'der Beurtaubung "st da Rückkehr -an den attari" , _
■J,: Dienste«anzusaeben.. '...'; ..' " •'".-'-.. ''.
[5£ Dia-gewünschtaArbestszaiiist'zütsrüdachügan. ■•'' :'"•...'

5^
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■8.1

uriWNrn-2;3 und 5getroffenen Regelungengellen für männliche;
:ä|Tlgte entsprechend. "■"■:"-► ""''V. ■■-"** •-;, '-. . .;'"-.

'•«.•■"■^' '-'■'■ ," '"'• Frauenförderpläne- ,",.'■ .'."
de:» Geschäftsbereichen-der-Ressorts werten Förderplänezur Gleich- ,

Stellung von Frauerr und. Männern aufgestellt. .'.' - .'• •>• ./ .-;.;■-.'-
Oia Frauenförderplähe.sind in die regelmäßige Berichterstattung zum Frau-
enförderurtgskcnzepteinzubeziehen.■ •'•". '•■': .•■•;.,. v..
t J"; -• ■ '."'••; .'8. Regelmäßige Beridsterstattung'..'- .' •'

Das Ministerium für.die Gleichstellung von Frau und Mann unterrichtet
die Landesregierung alle drei Jahre über de Entwicklung dar ge-
scfilecfiespezlfischen Beschäftiguncsszukturder Angehörigen des
öffentlichen Dienstes des.Landes, und zwar jeweils bis zum Ende das ■
Jahres nach Ablauf.das Berichtszeitraurss.

. Es wird die Entwicklung des Frauenantaäs in den einzelnen Sescl- '
dungs-; Vergüturigs-und.Lahngruppen— insbesondere dfferenziert-

"nach EhstaUungan und Beförderungen bzw. Höhergrupperungen —
■sowie im Ausbfldungsbereichdargestellt. Ggf. werden der Stand der
Umsetzung einzelner Regelungen des Frauenförderungskonzaptas
und des Frauenförderungsgeserzes aufgezeigt und Empfehlungen für;

-weitere Maßnahmen zur Gleichsteilung ausgasprochea.
Das Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik stellt das- erfcr---

" derircha- Zahlenmaterial,den Ressorts jeweils bis zum 30. Aprü des
Jahres nach Ab tauf das Berichtszeitraurses zur Verfügung. -' ■

. Der Bericht besteht aus einem Überblick für den gesamten Eeraich
dar Landesregierung,und aus. Enzaldarsallungen für jedes Ressort.,

. die in eigener Verantwortung anstaut werden. ;.\... . •-
'•■Der Gesamtbericht wird federführend vom Ministerium für die Gleich-'

Stellung von Frau und.Mann auf dar Gfuridaga dar Beitrags dar''
Ressorts ersteilt. '. ' • .• - .- ........ •. .■ • "• .,.

;--':l'eResscrte unterrichtendia bei innen csbädeten.Hauptperscrtaiver-
".retungen- (Hauctcerscnairäte und Haupsächterräte) durch Übersenr
düng eines Abdrucks dss Gesamtbershas...•",- ' ■ -.'--
' " ■, .'• .3. Bekanntmachung desKonzspts , A. "•.._"•,•..,.";.

IrrBeftärdenund Landeseinrxhtungen ~-' -T V^; :LrS

3^

3J

3.-:"

• ■M-J~<;^h^J Fortbildung,von MIärb«iterinherR.*£pj^2
': -,r des Sfnreibdlenstesund vergietchbarer Aufgabenbereiche!!
\- ■ '■■:'■ ';■"'( ' '' %. :...in de r Landesverwaltung '~;^p^?J^^

. ZIel.der Fortbildung für Mitarbeiterinnen des Sc^cdiensas'u^d'/erdeich^^lä;:

. barer Aufgabengebiete ist. es. ihnen. Gelegenheit, zu .'geben;. :cÜrch--"drä?^3Pf-
Teilnahme an- entsprechenden.dens^en-r^ädungsveranstaltuftgen-'isj|p v
ihre berufliche' Qualifikation für höherwertig* atigketten zu verbessarrcS's^^-'
Ziel der Fortbildung'ist es.femer., durch-Yersinäing derrendrterlichen"-:^^ 1
.Kenntnisse ,und. Fähigkeiten die Umsetz^g vcn Mitarbeiterinnenc^£v*Vo'
Schreibdierisres und vergleichbarefAurgaceacereihe auf geeignete^ Ar-V-:S-;:"v-
beitspläca in anderen Aufgabenberexhen zz erleichtern.; '--.; ;•-■-■;■•- c:?i&-

1..Die.obersteriLandesbehörden regeln die FsrAücurtgfür.Mitarbeitartfi-^'-''^-'-.
• nen imSchreibdenst und Vergleichfcarar Aufgacenbereiche. Es sind in "v^*^v

. regelmäßigenZeitabständen geeignete zentrale und/cder dezsritrale-"..'
■■■rFdrtbildungsveranstaltungen vorzusahen.. .■ '■•'•■ '•.■'.:.'
. , Fortbiidungsveranstaltungen, die der'VemätSung-dererfarderfichen •■'■i ><?■.''

. Kenntnisse und Fähigkeitenfür Aufgaben ceraügemeinen VerwaUungs-'" ?i"~Vr
■' dianste dienen, sind durch das Irmennässariurn durchzuführen.'•■'.--.• ..•-•'.-'.i:;

2. Bei der QrgansatiQri dieser Fontldungs/eransaltungenEst darauf zu '.',_i..:jl!i.
' achten, daß Beschäftigten mit FarsSenaufcacen und "fölzeitnaschäftig- •:.'•" -;.'..

: . tan'de Teilnahme möglich ist - .. •• • • j.- ■■'•. ■: :.-.'.■•■■:"■ :-.'■■■.'''•'•
3. Die- obersten Landesbehörden können da Voraussetzungen'-füidie '•].' .

■Zulassung zu den FortbiTdungsveranszitungan.regein. Über'de Teil-: :"•'••■■••■■•
.. nähme an Fxirtbildungsveraristatangenentsdracen die von den ober-;-\ ■'

stan LandascahördenbessmmtHn Stauen aufdundder Bewerbung- •. •
. toder desVarschlags dar VorgeseGen. "_. ,.-'.- ••',< ■':"';.
' :.'■*':. .--' ':""'•'• ".iL"."' ..' .- : '."-.' :■■ '-..'• ^'-' ^". ••'
Vt_Diecberstan"CandasfaehördenemwicketaiürcleForttä^ •*-./. .
".••.tungenfi^MiterbatBrinnendesSchraäcerstasundver^ : '- ■•.--
_-;'gabenberaichegeeignete Verarsatorcspsgramme.'.•■ ■ •'..,■.'■ ,.<'■/J.
2. Über de erfdgreicha Ta'inahme ist eine 'lairateebescheSrrigang-aus- '.'"•'

Die obersten Landasbehörden werden in Diensftescrechungen mit den -..;.-; zustellen;.eine Abfichtung Estzä den Fsrscnalakten zu nehmen,
■lachgeordnetenDiercstaflen'ihras- Gaschä^stereiches auf eine Urnsat-/' :>h. ;- : '•/.•-"•:• ^'-'. • : «.'.• ' '■' :'•' .•'-=: ' VI'
sing Ces Frauenförserungskcnzaptes in gesignatar Weisa Krwrirteruv^'-'-'-^'V'-'"'"''1: =' "■'•'. '■ f* . • W. , . .. ;.

.••"-.■ ..■ -.' . .■., ■ -in ''."' •.'.'■ :'■ • r'""' -■-',..:.V--:Z-:--.i^ Mitarbeiterinnen des SÄreirÄiierBas und vergieichbararAufcabenberat--_
-••■''•.''* '• • '.•.• ""*• " -. •!/*<.;v~;«^-J"^v 1s^j^ 1Ä;cft8uoIe'an einer Fanbüdungsverarssttur^ tss Erfdg tEägenommen ha-

3enGameinden und Gemeindeverbänden sowie den der Atifrschr das .-tvcervscü im Rahmen fraiwerdender Steilen -äucS'in anderen Geschäfte-'
.andes unterstanendan KcrperschaSarc-AnssttenundSöftungert des 5f-2'5;bereichan — Gelegenheit gegeben werben,ihrä Kenrnrässa und'Färsgkai-.'
entlichen Rechts wird empfehlen, ebenfalls nach desan Grundsätzen-zuv'ixten; auf einem- höher, bewerteten ArbeitspiaEanzuwenderC Über freiwer-'.
rerfahran. '•','.'■•' .'-• '-' .'. '...•.^^^;r^~A'>^^^^ =̂ ^^^dsnda Steflenvöiäfür sie'in Batracht.toianan_seien sie in geeigneter *
■■: . '■.-"-. ._ ;."';-." *-.-.ff •'^H.";:\r.-^V- :̂ ^.^'^^?r^|^^^^. Weisa fechtzsfn'g untenichtat werden. Eä '«amen-Sieffenaussd^raieun-;.

. "' ■ •"?•'''„* '■.,'_. ~"l£f*^^.- T 'Jp-''4̂ -"3^"" s^^iÄ' ĉ -^' tiar^
iur Umsetzung das rfsuertforcenirTgskortzectes und zur.EinhaEuric^.ctes...^duncsverarst2lturigen geeignet ist.renassungsrecmßchenGebotes-derGr°'" t' '*,"*"'>**;'—•*•*''——•s>"'"~**i-"«-'-j»
vlarm sind in allen obersten Lancesbar,
»stellt worden, deren Ansiadlung,;
isierr werden.
Diese Geichsteilungsbaauftagten- sind als flessörtvenratenrmerrM
m IntermintsterieüanAusschufl für'dreGieichste!Iung.von !Fratr3nSt
Federführung das Ministerium tur die Giek±stalung von Frau und Mann J
>iuch h den riashgeordnetBn-Bareichansgidärcenirjierst ^f ren£crr~
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1. Allgemeine Einweise'* ;■"..• '•..' „ '' . • ; '•.•':•;

•1.1.. Diese Grundsätze' dienen .dem'Ziel/ die berufliche'Forde-
'.;.' '• •'" rung van Trauen im öffentlichen Dienst zu verstärken.'-

... • • . Grundlage- sind das -.Frauenförderungskanzept vom s. -Hai
■■ .1935 ";(H31.-.-NW S. S5S) und das .Gesetz .zur Förderung 'der'

_ •.„"beruflichen Chancen für Frauen"im. Öffentlichen Dienst --.."•.
'. (Frauehfcrderungs'gesetz)' vom'31.. -Oktober-19 S 9 . :(GW Nw. ■ •

• .S.'5S7). Sie'zielen, auf die Förderung.-von Trauen, in'den'
.-.' ."• Bereichen .ab/ in denen .diese bislang'unterrepräsentiert

-. _sindl..'Das"Frauenfcrderungsgesetz sieht'insbesondere .'
...-.'■■ .-.vor, .im Falle gleicher Eignung, Befähigung und Leistung'
•■..•' Frauen., bevorzugt' einzustellen,.' zu •befördern -und ■höher- ■

-. zugruppierenr •';" '•':•'•/ •"-.. •:. •'.:■':.; :*• - 0.. • ..'-'." . .'■

•1.2.

1.3

"Darüber -hinaus' ist' der allgemeine .Gesetzesauf.trag des > r-/
Gesetzes .über .die- Universitäten des Landes-Nordrheih-.'*'

-Westfalen"..(ÜG) vom' 20-■ November. 1979,-"z^atzt/geändert' -.
durch Gesetz" vom .05. Juli '1953 :- '{GV.. NW.'-. S.47S) ;-zu :' •
beachten/""wonach die ' Hochschulen -bei 'der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben" darauf hinwirken,' daß Frauen und Hähner'
die" ihrer..Qualifikation entsprechenden .gleichen''.
Zntwicklungsmöglichkeiten haben und die. für Frauen ; -
bestehenden'Nachteile beseitigt, werden (§ 3 Abs. 2 UG)-.-

Die Grundsätze ergänzen';, und -präzisieren die rechtlichen.
•Regelungen.'.zur .Frauenförderung für den. Bereich der
Eochschulen mit Rücksicht auf .deren•• strukturelle Hasan-.
'derheitenT. • ' • "'• ■ ' " . .-"."' ■ ...



. Beruf ungsver fahren.';/-'.

■2.1.

' '—..*»\ i-.i

Die Hochschulen 'wirken 'darauf hin/ daß. Hissenschaftle- :
••.••:•-. .•;■-'• '::•'. .-.--, .„•'-.•• •-.■; *..'. '■■•■■'>'■■*££ '•.-■•• '■ ••'• ■..•'•••-'.•••'.-.•»:;rinnen, .in allen .'Beruf ungskommissionen angemessen, ver-'■•.""''
treten sind. Jeder 'Berufungskommission muß..eine J;.Wissein—.
schaf tierin angehören, nach Möglichkeit, eine Prof esse— '■
rin. In Fächern .'bzv. verwandten • Fachergruppen-," in denen
keine. Professorin" vertreten'ist.,/-.sind wissenschaftliche
Hitarbeiterinnen hinzuzuziehen.' ';;."- ,'v'" •

.2. 2. ' Grundsatz lieh "sollen- .alle Bewerberinnen,.. die die forma--.
• -len -Voraussetzungen (gesetzliche Anforderungen'.nach _ V ■•

,'-.'■'§ "49.-UG' und Aufgahenuis'chreibung"nach.S '51- Absl i "CG) . '*...•,-
• • -.erfüllen, -zu einen• Probevortrag 'eingeladen werden. -Wenn

\ .: ..'•'•'..dies :wegen der großen Zahl--von,Bewerberinnen nicht"'•_
praktikabel ist," sind. Frauen '.entsprechend ihren Anteil

'.... •.:'.• an ' den Eewerbuncen einzuladen.." • ;(. ■'•';•■ "-.--•."•'.

2.3 .' :-B ei: 'der Vorlage an 'das Ministerium "ist den Beruf ungs -7'.. '•'""
;.; ':■'.'.:} Vorschlag eine Liste-aller-.Bewerberinnen und Bewerber ..": "

* ." ;- mit Angaben über-AJ.'ter> "'wissenschaftliche Qualifikation.".
'. . und derzeitige .Stellung"beizufügen.- Wird -in.einem"Beru-/

■'_ ;' .■•■■' fungsvcrschlag keine- der -'.-Bewerberinnen- berücksichtigt''.";
•',,_.."-.• oder" liegt ein ;schri'fftliches.. Votum' der Frauenbeauftrag—;

" ; : ; \ : ten. oder ein Sondervbtum• zugunsten .einer -Bewerberin'■••:..".-.
.•:-' •_•■'''■'""'. Vor, • so'hat -die Eodoschule_" hier zu" .Stellung zu .nehmen J '!.. "

:.-:tJbriges wissenschaftliches. Personal-'-v. ,/•'.."••' . '-.:- •""•';•.' ••.;'" ;■_
• •■■*•-,* * . - ■. . *."-** "*. « ' ' .■ ••**■* *.5,*.• • ~~ ■■' - *■--"*".•■

•-;3 .1. • Die" Stellen des "wissenschaftlichen 'Personals- (.§ ;57 '— ':. '-..'.
;■ .-..; § ''60 -UG) sind- mindestens ••hochschulihtem auszu— > .-■'. /•" • »•,

'..".- ...schreiben, wenn .der ./Frauenanteil, nicht, der landesweiten
■'■"•. Quote' der weiblichen Ansolventen-'des" Faches-im Vorjahr'.

entspricht. Das.'Ministerium/für Wissenschaft und. ."-. :'
' "Forschung gibt' die _Quoten am .01.' Juli jeden'-Jahres /

V bekannt. *-.•■'• ' y, '•'. '.."., ■ ' "' • '"■"'. '":. . •'• V '. • . -
"' ; :''; • •"• A , . '' *' : H. • .... .')\ ; /;'/ , : -"', ■' ' \ [/,:■'■'[
-■■ 3.2. Die Professorin oder der Professor bzw. 'die Einrieb— •;<:,-

■' - tung/ der" die Stelle.'zugeordnet, ist, hat das Vor-:._; .'-'"_ ,';
... ''schlagsrecht. Vorst'ellungsgespräche "sind •entsprechend/ ■

•' ! ' Nr. 2.2 durchzuführen. .-- - .'•. ~. ..*'. . ". . . ..'"..->'.•_:



•■ sonal, "bei■den 'eingegangenen'. Bewerburig"OT!lini:bäi^'d^.;/ ,vt'Ci''S^^:''
■'-''Besetzung der 'Stellend •..'....!" :'^r-r^ : ] h\^ ■"■•'- " \: ):.:?■: ic v.'iv'-.- V 'Jlä^-fMMi

•.'*«>'■'
■>«"'

j. 4 .:'Stellen mit.;einer. Bes etzüngsdauer von weniger .ais.-'.secbs^.v'Cf '%£>'*
!..-Honaten sind- von der. Ausschreibungspflicht.^ausgenommen-.; ■■■••;■•■.''f.'■:';•'

Ni'chtviss'enschaf. tlich.es : Personal", .-r,.■■.;''.' -. -'••■ ."'.• '. -'":.."-;'•"- '.

: 4;l~.-Für das nichtw'issenschaftiiche 'Hochschulpersonal. findet'* '. *:■'
- .''."_ das •Frauerifördefungskonzept'- Anwendung." Ergänzend wird •■!.•■... .•^•"'r.'=.

. :_. -.bestimmt: . . :,:. '•.'.'. ••■;: -": '- .; '. '.•.••..' •.-.. ./:•"■ ■ ''-' . •">'-'•; * ; ';;' "V":-;'

' 4 , :2.. Bei' Vorstellungs- und'.' Eignungsgesprächen, für' den -hohe-- • .-.'/ ■ '.*"
' -'J-'..ren'und gehobenen Dienst'.ist der -Frauenbeaüftragten G'e- '.;"''• •" v-

■ legenheit zur ^Teilnahme" .zu-geben. ."'".-' . .-'.• •'.•: .. '-':"■•
■ • - . * .*"'.."'.'•. . ■.*'"*' ' * ' ' -'• . '• ",'•"■*. ' ■""• '■"'" . *" * *" * • * • * "' ■ *• V "** •■, ""■"*■ *' ****** '' • '„

■ 4.3,„ Erhebt die.'Frauenbeauftragte' gegen eine beabsichtigte .'•""'••■,''.
',".• ■Maßnahme-'schriftll'cb... Bedenken ', so rist ihre. Stellung-: *; .

"•.• /.nähme der entscheidenden '.-Stelle 'vorzulegen. ;.." .' .- : '

' Studentische, und wissehschaftliche.'Eilf skräfte '"'.'. ;; v ;

•5.1 ..• .'Stellen für. ..studentische.;',und wissenschaftliche Eilfs-- ■" ./,..■;-••-/
';'•.""; kräfte sind darin nqchschul-..bzw.';■ fachbereichsintern ; " -...'/;■'"'"■/ "': '

'/VV-'/. auszuschreiben-^ ^yenrt- der " Frauenanteil-'bei. den '-•-■.',. .'. '•*•■.■-'.'...-••'
.:•.■""•'.'; Eilf skräften. 'unter' dem' der-.,Studierenden "des. Faches . ..'.-.'. '■%}}/.
/S'.-'',.'-. ■"" liegt. ••";;•'"':.• '".**""..'*'.■•).;■ -r-"::> .;■:•'-' ""V ^ V: : ' -: V ".V - =• '" .--"..' " .-_\ '-V**'. \/'.\V.! '•;'•/:■.

;5.2.'. Wird die 'erforderliche. .'Fraüenquote '.(5.1)- nicht.'.er- " :. ;,..•■.'.i.'.'.
:'...•''. '.'reicht,, so- sind..' iia'^darauffolgenden''Jahr alle. Eilf s- •'..'. ..>-. /-.-/'

• '';.'.. .kr aftstellen auszuschreiben/ Listen'der: Bewerberinnen ':'•'.;'•'".,.■
'..und'. Bewerber'der Dekanin .'.oder;, dem: Dekan vorzulegen und;..

.;..-.; "■' die Nichtberücksichtigung■ von Bewerberinnen, bei-der'- :"'.- ; .i ■'■'.;.:■
. . '. .Vergabe.-der Eilfskraftställen.. zu-.begründen». .•"• - '.-" ':■ • -V '; ■-.;'•..;

..»..- '•,-'•'"-;"•; ■'.. ,-. .-••'. ;.--;.-; '.•••'-. - •" •'./ j. : . ,-:\ ■•'.'■•''' k---": '"■ ■.■/ ••'•"" .V" •
%.Z Die -Dekanen ädernder : Dekan, berichtet dem-Rektorat jähr-.-. f.y~* -

•■' .• '.' lieh über den 'Frauenanteil, bei den Studierenden und_,bei -" -.'"/•/
■•■•'.' ■ .den"' studentischen -' und wissenschaftlichen. Hilfskräften.._ .; r "'..v •■
•■"*•. im'Fachbereich. *"..."■ . '.V '. -- : /. • -/„■■■i .•''



------*-— -S.^ UCii

■•».-..^iVV vm-'-
;£**Vi" ... 6 - X .. r Der vFraüenbeaufträgiien -ist" Gelegenheit zu.- gehen, •'•'sicli Vi.".
•'' «' : ... •' •• v' '•;: ,än- allen Beruf ungs—, . Prof essurve'rtretungs-,' "Eihstei- "".'
I .■ • ;.- •:•;•: Xürigs-,..- B ef örderungs - '. und. ;Hohergruppierungsyerfahren zy, J

'.'"'" *:<';'"'■ ^beteiligen- •.■•.'•'". \ '.■ ; ';' •''"•"•.•■'.*••"''••■. V " ' '•'*•' •'•' •*'*■

6.2..- Die .Frauenbeauf tragte;. ist rechtzeitig- über' eingeleitete:. .','■
. Maßnahmen zu .informieren. ' Sie 'erhält 'die. Berichte der-; ■■■ ;.'•

Fachbereiche'über die 'Frauenanteile, beim Wissenschaft--.-'
'. . v ..liehen-.Personal,und bei den . Hilfskraftstellen.'-:(3.3 .und;'••'.

.-./.;•.; 5.3) -zur-Kenntnis 1 "-'•'•■ ■■-'■..■■. . ■ •■-". . '- .'- ••.."... : : . :-.'-..•. .•/ : "• .-■

■6.3. DieFraueriheauftragte."hat das.Recht,\sich jederzeit-'■■'••" ; - •■-"'
'-•'..'• ..-. ..über -alle unter .6..!..-aufgeführten .Verfahren "zu infar- ■
''■. '.; "mieren.. •'" •• '.:''■ '".'•.:•.- ■ '.'•■'/'.-. ]■■'•■■■' • *'_',-• .'.-'.'' •'"•'"•"'

'6.4.. Der Frauenbeauftragteh ist Gelegenheit "zur.Teilnahme 'an .•'...
-•...-'/'• den Sitzungen-aller Gremien zu..geben, saveit'dort.'Ger' /
"'..'•.' ;.'genstände behandelt.werden ,. 'die■ ihre Aufgaben' (§ .23a'••
'•'"'• • "UG)\ betreffen ."'••• .- ..." ". - "-'■;. ;." .. -. ••■ ...- •••

6.5. -'Die" Fräuenbeauftrag-te -hat, das -Recht r -in-allen, Stufen ' ■■
■- ; :'-..der Entscheidungsfindung eine schriftliche* Stellung- •'—.' y.

-. . • • /.nähme abzugeben. .Das ."jeweilige -Gremium, nimmt-dazu'.Stel- •«•- ■
['/■':,■:': .iung. : '.■ -\ ■:■'-.: \- '.■ -"■••:• ■■-■■.■ '■• .''■'...... .-' •. ..-'^-'•';•':.••",:':v"V>"V :-".-y

• 6 1.6''. .Die Frauenbeauf tragte ist 'zur Kantaictaüfnähme mit. ••den." •••
;;• ;' .'Personalräten, berechtigt.'" ;.';■;-■:■"•'"•'■•;...

H •^ • VA
:-< •':■:

"•/V.* •/••.'■'.- '•'••".'.-;' ".'.••' ''.



-2.-'

' Auf.grund der Grundsätze, zur -Frauenförderung in 'defl. Universitäten,
vom'/l.''No-veurber ' .1993. 'gemäß .der -Anlage- .zum Runderlaß •■' des
Ministeriums für '.".Wissenschaft./ und \. Forschung ' ■ des- ' Landes
Nordrhein-Wes.tfaLen vom .24 .09 .1993 - T C .-'2 -3891.3-'.- hat- die

• Heinrich-Heine-Unlversität Düsseldorf-folgende'

erlassen:

Zustähdigkeltsregelung

Artikel- I

" ;.' -' "■■ - Zuständigkeitsregelung - • '";■'".'
r - der-, Heinrich-Hei-he-Unlversitäf Düsseldorf ..'

zu den Grundsätzen der Frauenförderung in den Universitäten vom
01. November 1993': ■ •'

: : ' • § ' x . •.. ■'••'• ' ■ .' ' ••

Zu Nr. 2 der Grundsätze: Berufungsverfahren
■(1] Die Umsetzung' fäl-l t'grundsätzlich in. die : .Zuständigkeit der

Dekanninen und Dekane bzw".-'der Vorsitzenden der Berufungs-
kommissionen. •""...' •■■.. ,"/•.'■". .'- ■ '•'••"."

CD 'Im Hinblick' auf . die- gem.. Nr. 2.2. zu erwartende ansteigende.'.
Zahl, von Fr'obevorträgen und wegen der .nur begrenzt verfüg-'

« -.-baren Haushaltsmittel- für Vorstellungsreiseh wird'empfohlen,•-.
• -vor- Versendung von -Einladungen -zu Probevorträgen mit den.' .

-."••.' 'jeweils, zuständigen Verwaltungsstellen vorab, den'Umfang-der'
- voraussichtlich benötigten Reisekosten abzuklären. --.."•

.('3). Über die Stellungnahme einer Fakultät zu dem Sondervotum
der Frauenbeauftragten behält sich das .Rektorat in Aus-nahmer

'. fällen- das. Recht auf Vorlage einer eigenen Stellungnahme.
•••'. an das Ministerium für-Wissenschaf t und' Forschung vor ■.

..." '•§ 2 . . • • • •- •-,;.
Zu Nr.'- 3. Übriges wissenschaftliches Personal -
Zu Nr.' 3.1 •'•'••

(1] Hochschul interne StellenausSchreibungen sind aus Gründen der
Zweckmäßigkeit dezentral entweder auf Fakultätsebene oder- ■-



■:'.''■'■', '.-■' ."'"' "•?■'-diSTÄV*"-.>.'?.-•"'.' " '••"..' . ■■' •" : . . ' '- ': ■ '""'' ' '.".• "7' '■'■'' '"~\ "■'.";■ .• -• !".: ~* irfcfejaff&sSvn.
'■..'••■■ '."•.••*■' '■!"• '.'■••'^i;'-..■•■;': .".^ •• ...'.'...■' ■■'• . . . '.;■ • '•' '• •..-'■ '• • •■' •!• ' ..■•■-■■• -' s ' •' •■'•■.:',i{.~~ssy:&s>%-

von, Se'lt eri'.'. der,' je'weillgen Wissenscha'f t Liehen...Einrichtung ■ e-in-^rSiä^

I

(2)

■C'3)

►
(4)

zuleiten.'-'Hierbei :'ist. zu' beachten,, daß der Fersanälrat' f ür ■däs'.V

wissenschaftliche Fersanal gem.."§ -73 ?.tfrr. 6 LFVG .bezüglich der/ •'
Stellen'des' von ihm- vertretenen Personals" an'.' allen- Stellenaus- ;

Schreibungen mitwirkt und die jeweils auszuschreibende Stelle. .
von der'Fersanalverwaltung /zur Besetzung freigegeben wird.
Dazu, ist '.es unabdingbar, ; daß .Abdrücke des.- gewünschten Aus-

sehre ihungs te.xtes''dem. Dekanat,' der Fe-rsonaiverwal t.ung, der
Fersanalvertretung, -der Schwerbehindertenvertretung und der-.-'
Frauehb'eauftragten rechtzeitig, vor-dem'"geplanten Aushang, ädern¬
der.-'/anderweitigen/Bekanntmachung, zugeleitet werden. Aushang
oder anderweitige Bekanntmachung können'-erst erfolgen, wenn die

'•■■••''-■.', .'■•".• / ., •••••, :•"•.''•;Mitwirkung der Fersonalvertretung, die in Ausnahmefällen einen ■

Zeitraum- von bis zu -6" Wachen -"bei Einleitung eines; Stufen- ;
Verfahrens auch darüber hinaus - in Anspruch nehmen kann, .ab.--. .
geschlossen ist. In der haus.interhen Stellenausschreibung
sollte eine' angemessene- Bewe-rbungsfrist - mag 1 i'chs.t. nicht" unter
zwei Wochen - eingeräumt -'werden.. '■;, -• ' r . -.' ...
'Die Regelung" gilt .gleichermaßen f.'ür Beschäf tigungsmöglichr ,'. •;.';.'
keiten .im- -Rahmen' der aus Drittmi.t.teln finanzierten.. Forschungs- '

vorhaben.;/ ' ••■-.. '■'. ':.-. . '\.;."•■.:..' V' •'. •. - '.:'■" :; .•:•'■■
Die Quote' der-..weiblichen Abs.olyentinnen gibt d'äs'MWF.'-äm.' Ol.0.7...
■eines jeden..; Jahres ' bekannt.' .'-Die. Weitergabe ,an die..Fakultäten '
■bzw.- zentralen Einrichtungen und-.an. .'die Frauenberuf-trag'te' er- ..-
folgt,, durch .die-.Verwaltung . Der'/interne Frauenantell -wird'von .

' der ■V'erwal.tung'-'ermittel't und ebenfalls, an. die Fakultäten bzw."
.zentralen Einrichtungen bekanntgegeben. . • .'. ,.•-.•■,•'' ":'.•"•. •''
Eine Verpflichtung zur ho.chschulinternen Ausschreibung be¬
steht' nicht, sofern ein. zeltlich ■'befristetes Dienst.- oder Be--

schä-f tigungsVerhältnis mit derselben Person fortgesetzt, werden
'soll ...•*••.•••' ..;: '. .. •••"'" ••" •• ..* ■ '.'.'■■'•.•'.' .'•*■•

•$!$&..

Zu.Nr. 3..2 ' " . - .. .• '■ . .,: .- '.,■• .■"•

: (- 5 j Die Umsetzung dieser Bestimmung fällt in die. Zuständigkeit
.'••der/des jeweiligen ('geschäftsführenden), Leiterin/Leiters der

zentralen oder wissenschaftlichen Einrichtung, der die' Stelle
zugeordnet -ist.;, das/Vorsehlagsrecht der/des Fachvertreterin/ ''

'•• Fachvertre,ters bz.w. der sonstigen .fachlichen Vorgesetzten . .
\ ''bleibt vorbehält 1 ich. .-der' Entscheidung des



.•■■-••^4-r-V
■ ■ ■■.'.' ■' :••' >'^*""'.'''Sv sr",ii:'-""*:" r "- '" f"^TTiy^^S'^SSE 8*'*

Dienst.vorgesetz.ten; gem... I 6-3vUG';ünberühEt^:;^Äp.^
■Hinsichtlich .der. er forderlichen E'inladurige'rL.zu-^
gesprächen-'gilt ,§'. 1 AbS'./2''entsprechehd;.-.'.>

Zu Nr.- 3.3 ...' ;v - - ■ . ./."•; '■■•,.■.'"'.'.• ;•'.■. V ;"'./>.. W
('6] Für die Umsetzung dieser .Bestimmung'ist .die Dekanin.-oder- •'■■;•'

der Dekan der jeweiligen Fakultät zuständig..''.■ ','■ ,' . .' ... r r

••",' Zu Nr. "3.'4- ■■'• '•••:'. .'" •'"•''../'"" ! ', '..'■'- : '•'•'•. -'■ ■'■.'' V;.L- -.'
(7) Stellen ,'• die aufgrund einer 'sechsmonatigen Beurlaubung '.

• v . der/des S telleninnaberin/Stellenlnhabers für diesen Zeit'-"-
..• räum vorübergehend'mit einer/einem Vertreter/in besetzt
. i werden können,'sind ebenfalls von der Auss.chreibun.gspf Licht

ausgenommen, sofern eine längere Vertretungs- oder Aus- .,'
'.'■' . hilf sbaschäf tigung nicht-vor aus sehbar ' .ist _.'

'."■-.■ . : ' : '•'■'••■■■ § 3.; ;'.'". •; •; .'. ■*■ .-...' .•';,•'-•.•'',.:».•;

Zu.. Nr. 4/ Nichtwissens chaf-.tli.ches-' Personal '"■ ," ■•; '■■'■■
---.-• "zu Nrl 4.2 '■•.'•".'••.'■' ..'■'■'■• "■•■.".;-:-••";."'. "" v >-,•'"••
(1) Die Umsetzung, obliegt den jeweiligen: Wissens chaf.lt ichen..-,

..kodier zentral.en.'-.Einri'chtunge-n und-der.'Verwaltung :der %ünirf- V: v
■. • versität bzw..-. der. ■Medizinischen Einrichtungen/.als -Be- \-l'"/-

'■:; schäftigungssteilen'... Sie habe-n'/die-Frauenbeauftragte;'_ In; ..der
; Regel...durch schriftliche Mitteilung rechtzeitig'.darüber zu ".- :
■unterrichten, wenn ' . ''.'•''''.-•• ' ■*''• '."••.'•"..■ •:•''•;■' ■
1.. Vorstellungs- oder Eignungsg-espräche mit- Bewerberinnen ■..'■;

•oder Bewerbern um eine'Stelle im'höheren oder gehobenen.
" . Dienst, (ab Bes,Gr..A' 9 BBesG" oder'Verg'.'Gr .'-Vb-BAT) -"•"'...-•;:

anberaumt" und • . .;■••.. '.'.". • ■ :'■.
••'■.. 2. Bewerberinnen dazu eingeladen worden sind.'. '"'. ■."-; ■ "

■■ Zu Nr.. 4.3 '- '.' .'•;•'•- '; '■:■.' ' ■ '. '■■ •';
J2).Die Umsetzung dieser Bestimmung steht allein der Frauen-.. ;■
-■ , beauftragten-zu,' der empfohlen wird',, ggf s.. bestehende Be- •'..-

denken dem Kanzler, als Diens'tvorgesetzten.'unverzüglich unter
.Angabe der Gründe mitzuteilen: . .',•■'. •..;.■.'.-;. '■■ _ '.''••..,



•>.•; • •.

. . ■' . •■ .;• /<*-■*»/;.

:-5 . 'v.-Ä'5~'C~^r7-:;;T^**.^/yty-.^ :vr-.-

T.-;'
§ 4

sa?.<r.

sZU Kr-'., g; -Studentische.•ünd.'wissenschaf.tllch&^'Bi.-LlskEä.f te •-•"*
■ Zu-Nr." :5^1. und V-V ;\' , ■'?'..-;...'- ' \'V : j'.v"'*C '-.;•' V V'^;'-—•/• i.V&fV-^P1

k'yil.) -Die' .Zuständigkeit', dieser 'Bestimmung ..fäLLt.'den.: Dekanaten 'O.''""'":
bzw. 'der Leiterin .oder dem Leiter -der -zentralen Einrichtung
•zu«-' ••''.-"-. : -''. ;• .; .' -'"."'V' '•••'''■,.'.'. '• .'••■ ' V. . . : ; •.-•.'■•-'•:'•..

';•...'(2) Statistiken über die. im jeweiligen .Studienjahr-erhobenen..
•' .'•.'■ -Frauenqua ten werden ■von der.; .Ver-wäl tüng für .'jede .Fakultät-..

v .'-''.'.. -. zur .Verfügung'gestellt ;.die^ Erhebung soll;.auf. feinen ".Stich- ■
■ ;.■•;.■. 'vta'g nach den ..er folgten.Einschreibungen '..im- 'Wintersemester..

-.-'-. ..erstellt-'werden. ' Die Fräuenbeaufträgte erhält;von diesen
'• -Erhebungen'Kenntnis.- '.' ' • -;_ ; ...:

; ; ;-(3}.'D.ie -in den'gegebenen Fällen erforderlichen Ausschreibungen ■
sind fakültatsintern, .wahlweise-aber, auch f akultätsüber--'

'..••■ greif end , dezentral durchzuführen.-. '-'.
. ., C40' Die Regelung gilt ebenfalls für die aus Drittmitteln'zu.. .

.' '•■ bezahlenden Hilfskräfte. ;. ■'/'". ' '■'":• . ;• ■ :>> ■ •;;-..;•;••; . -..
. (5) Von' internen Ausschreibungen, kann.-abgesehen werden,.'-sofern

die Fortsetzung, der zeitlich befristeten Dienstverträge'.
■.•"' bis'zum Erreichen der Höchstbeschäff igungsdauer: zulässig - .

•' '.•'•.■'.•• .ist...'":.": ■■- ■;.'■ •'.'■ ■■-'.•■■ :- : ''■"- •*' - '-.-.•.'•• :"'V-." >/-'•-

'-■:»■>*>-"■:

,. - ' Zu Nr. 5.'3. ' ' .-' ' ... '■. ..■•' .';•". .;■■"-, ""'-"■'. '"■•'." - ; •'.';.■. .'£■■.'■•'..:■■■[.
( 6")-. Der, j ährliche 'Bericht . an das Rektorat."abliegt- der. :Dekanin- "
'•':.. -öder dem Dekan der jeweiligen'Fakultät.;..'- ."'■ ■', '■■.'.«-.!"•>'' v-:-''.';'.
:'-• '.'•'" ':•'■■'■•:. ■•' :~'.r". ':-■ '■'"■■ ''■'■■■"■§ - 5 V ;: " ;: -' ; ' -'P '■ ^'~ ■■?'■'■ ... • '•: 'vV^"-- :'
.";•» Zu Nr .■ 6 . .Beteiligung der-Fräuenbeauf tragten "' ..;.': ■■■-: -"..;'
c\" Zu Nr.:-6.1 ' ' .' .'•'>/. "' :: : ••-■ -'..'■ •••';/■''•
:(i) Die Fräuenbeauffragte ist.in dem:erforderlichen. Umfange zu.

■ informieren,, damit sie- sich an. den anstehenden Auswahlver-
,./■ .; fahren .beteiligen kann: '■ .'. '..•'•..-.■ •'- ; .;'-.':.•'

" " .a) ; Bei- Beruf ung'sver fahren unterrichtet die Dekanin/der
Dekan die Fräuenbeauf.tragte',---sofern Bewerbungen von '.':!'

•'.•Frauen vorliegen.' Die Dekänin/der- Dekan- -unterrichtet -.
-•■•■-,. . i. - ... - • • •..'.■ . . . ...-.

■die Frauenbeauftragte, rechtzeitig über Professürver-
'tretungsverfähren,-um ihr-die Beteiligung zu ,er-'
möglichen.--: •'"•'' '-'. •-'■•.••'."

'■ -b.). Bei Einstellungsverfahren .informiert' der' zuständige
••-.'' Leiter der '.Beschäf tigung'ssteile -die Fraüenbe'äüf.tragte-,



•"-'~i'.u.-.•".!•..'•■V". i.-
.-■•- 6>.

• • ' f a.lLs-Bewerbungen .von- Frauen • vor liege il^-'^vv^---- .V..A/r£*^
.'. c) - Bei'- Bef ürderungsverfahren wird die .Frauenbeauf tragte-. von. ~h'- :*S%
.••'.' • dem- zuständigen Personaldezerna^t "nach 'Eingang eines •-' r'^V'rv"

schriftlichen'Vorschlags, spätestens jedoch ■zum.Zeit-■•'..' : ;- ;-
.; punkt: der ggfs.'erforderlichen Fersonalratsbeteillgung \..•"•/"'.

. unterrichtet.."- .*''•• ..""..."
•d) Bei •Hähergruppierungsverfahren,-, die nicht aufgrund, tar.if-". .'

'"• licher Ansprüche (z; B... die nach -den Vergütungsordnungen'.'; •'_
''.zum BAT. bestimmten. Zeit-, . Fällgruppen-.'.und-.Bewährungsauf-. ■•■■

■ stiege], beruhen, .ist die ; Frauenbeauftragte- vorzugsweise .
•bereits von ' der yorschlagsberechtigten Beschäf tigungs- .' ' •

'.. stelle'zu unterrichten,' sofern die Übertragung .höher--
.wer'tiger Tätigkeiten an 'Angestellte 'oder Arbeiter be- .

absichtigt wird,' die. für eine entsprechend ausgebildete
■ Arbeitnehmer in als- Mitbewerberin in Betracht-kommen. .-...
könnte. Sofern diese Information, seitens der Be- ■ "'' .'"-./"'
schäf tigungs s teile .unterblieben ist,'. wird.die-Frauen- ■ ".' '..;■

\- beauftragte: .nach Eingang des Höhergrupplerungsantrages., .'
spätestens zum. Zeitpunkt der Beteiligung "des .nichtwissen- -'.'• ..
schaftlichen Pers-onalrats , vom zuständigen Personal- ;'.-. •;'.-..

.'-'' dezernat Inf o'rmiert',.' falls in der entsprechenden >Arbeit-
\ ... nehmergruppe .(im Sinne des FFG) eine Unterrepräsentanz .■- •
'••'-•'•'. 'von: Frauen vorliegt.- ', '" ' -' . '•'_.'..,." .'••': .•••'•>. :-...-..

■f.

■ zu Nr-. 6.2 __:.- ■.'.--;. ".■'■.•-•...-■
.(2) Die -Zuständigkeiten ergeben sich.aus den unter Abs. 1'-' ••■•■•-'

genannten Ausführungen. Hinsichtlich der Berichte der
■.Fakul.täten ist das jeweilige Dekanat zuständig". : .... .■••';

•.. ZU-.Nr. .S.3 . ','.■' ■'• •" ..;.-.: i
■ C3) Die Umsetzung dieser Bestimmung ist der Frauenbeaufträgten.

'• ■' überlassen.- -'■■'.■''" •• -.-'•.'

Zu Nr. 6.'4

(4) Die Mitteilung oder Einladung zur Teilnähme an.solchen
Sitzungen von Hochschuigremien obliegt dem jeweiligen .
Vorsitzenden' der Gremien bzw. der Dekanin oder dem-Dekan
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r--7- .'ji, 'C"~^»''s-v*.i i
' * •. -.u....."■-
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_••••. ; ..der' F/akuItä-teii.'. /.' • ' V..\'-- .- :' " -.. '.' ■>• '- "'";

■' v ■■ Zu : Nr. 6/5 und -6.6 "••";■ - s '

(.5) "•Die; Umsetzung di.es er Bes timraung steht, der Fraüenbeauftragen
zu. ••■' -• '• ■.•'.-. •..'■'

7

.v •Artikel II

'Die Zustähdigkeitsregelüng .tritt ■•am Tage'nach Ihrer Ver¬
öffentlichung ..in den Amtlichen Bekanntmachungen der-■
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorats de:
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf vom 28 .06 .19.94.

■.-Düsseldorf, den 22. August : 1994 .;■•■

^y^f/^C^
(Universitätsprofessor Dr. Gert.' Kaiser')

Rektor
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